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Rhein  und  Donau 

Warum  vereint  man  zwei  Liebende  nicht?    Euch   verhießen   aus  unserm 
Torus  die  Götter  schon  längst  einen  unsterblichen  Sohn. 

Goethe,  Xenien  a.  d.  Nachlaß. 
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Zum  Geleit 

Die  Frage  der  Wiedervereinigung  Oesterreichs  und  Deutsch- 
lands hat  den  Charakter  einer  nationalen  Idee  angenommen,  gegen 
die  anzukämpfen  auf  die  Dauer  unmöglich  sein  wird,  weil  leben- 
dige Ideen,  so  lehrt  die  Geschichte,  über  alle  Hindernisse  hinweg 
erst  in  der  Erfüllung  zur  Ruhe  kommen.  Aus  der  vielfachen 
Verbundenheit  zweier  getrennter  Bruderstämme  schöpft  der  An- 
schlußwille seine  besten  Kräfte.  Aber  es  ist  gut,  wenn  das,  was 
gefühlsmäßig  auf  Wiedervereinigung  drängt,  auch  in  den  Realitäten 
des  Daseins  seine  sachliche  Begründung  findet.  Dort,  wo  das 
lebendige  Gefühl  für  die  Notwendigkeit  des  Zusammenschlusses 
noch  nicht  vorhanden  ist,  wird  die  nüchterne  Tatsachenrechnung, 
der  in  nackten  Zahlen  erbrachte  Nachweis  von  der  Notwendig- 
keit wirtschaftlicher  Wiedervereinigung  um  so  eindrucksvoller 
wirken. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  begrüße  ich  das  vorliegende  Werk, 
das  in  wissenschaftlicher  Sachlichkeit  die  Wirkungen  aufzuzeigen 
versucht,  die  sich  auf  einem  bestimmten  Gebiete  der  Wirtschaft, 
auf  dem  der  Verkehrswirtschaft,  als  Anschlußfolge  ergeben 
werden.  Wenn  von  den  mancherlei  Teilfragen  der  zukünftigen 
großdeutschen  Verkehrswirtschaft  gerade  das  Projekt  des  Rhein- 
Main-Donau-Kanals  in  seiner  Wechselwirkung  mit  dem  Anschluß- 
plan untersucht  worden  ist,  so  geschah  es  gewiß  nicht,  um  an- 
dere verkehrswirtschaftliche  Teilprobleme  als  weniger  bedeutungs- 
voll anzusehen.  Dies  gilt  besonders  in  bezug  auf  die  Aufgaben 
der  schwerkämpfenden  Deutschen  Reichsbahn  und  ebenso  in 
bezug  auf  das  Schwesterprojekt  der  Don  au-  Neckar-Verbin  düng. 
Ich  stehe  nicht  an,  eine  ähnliche  Betrachtung  für  Eisenbahn  und 
Donau-Neckar-Kanal  vom  großdeutschen  Standpunkte  aus  für  be- 
rechtigt zu  halten. 

Was  Dr.  Arthur  Hoßbach  geboten  hat,  ist  eine  mit  wissenschaft- 
lichem Rüstzeug  durchgeführte  Verkehrs wirtschaf tlicheUntersuchung, 


die  deutlich  erkennen  läßt,  daß  einerseits  der  erstrebte  Zusammen- 
schluß unvollständig  bleiben  wird,  wenn  nicht  eine  engere  ver- 
kehrswirtschaftliche Bindung  des  deutschen  Reichskörpers  und 
Oesterreichs  gleichzeitig  erfolgt,  und  daß  andererseits  die 
in  Süddeutschland  geforderten  großen  Kanäle  unwirtschaftlich 
bleiben  müssen,  wenn  nicht  gleichzeitig  die  Beförderungsmenge 
in  der  Verkehrsrichtung  Deutschland— Oesterreich  erheblich  an- 
wächst. Diese  für  die  Rentabilität  notwendige  Zunahme  der 
Austauschgüter  erwarten  wir  aber  von  der  Wiedervereinigung 
beider  Länder. 

Ich  hoffe,  daß  die  Arbeit  besonders  in  Süddeutschland,  vor 
allem  in  Bayern,  und  nicht  weniger  an  Rhein  und  Ruhr  auf  Inter- 
esse stoßen  und  den  Anschlußwillen  dieser  wichtigen  deutschen 
Gebiete  noch  weiterhin  stärken  wird.  Darüber  hinaus  aber  ist 
die  Erwartung  berechtigt,  daß  die  Ergebnisse  dieser  ernsten 
Untersuchung  jeden  wirtschaftlich  Rechnenden  diesseits  und  jen- 
seits der  zukünftigen  großdeutschen  Grenzen  von  der  Notwendig- 
keit dessen  überzeugen  werden,  was  der  Oesterreichisch-Deutsche 
Volksbund  seit  Jahren  in  unermüdlicher  Arbeit  erstrebt:  ein 
einiges  Großdeutschland. 

Lobe 

Präsident  des  Deutschen  Reichstages. 


Einleitung 


Die  nachstehende  Arbeit  behandelt  das  Projekt  der  Wasser- 
straßenverbindung Rhein — Main — Donau  unter  einem  neuen  Ge- 
sichtspunkte. Es  ist  der  seit  dem  Zerfall  Altoesterreichs  lebendige 
Gedanke,  Deutsch- Oesterreich  an  das  Deutsche  Reich  anzu- 
schließen, welcher  der  verkehrswirtschaftlichen  Untersuchung  der 
geplanten  Großschiffahrtsstraße  einen  neuen  Sinn  verleiht. 

Soweit  die  Forderung  des  Anschlusses  sich  auf  rein  wirt- 
schaftliche Gründe  stützt,  wird  angenommen,  daß  die  dauernde 
Verschlechterung  der  oesterreichischen  Wirtschaftsverhältnisse  am 
besten  behoben  werden  könne,  wenn  der  oesterreichische  Restkörper 
in  den  reichsdeutschen  Wirtschaftsorganismus  einbezogen  würde. 
Oesterreich  erhofft  von  einer  solchen  Vereinigung  vor  allem  die 
Behebung  der  heute  bestehenden  Absatzschwierigkeiten  und  da- 
mit den  Neuaufstieg  seiner  ungenügend  beschäftigten  Produktions- 
wirtschaft. Deutschland  erwartet  vornehmlich  die  günstigere  Nut- 
zung gewisser  Rohstoffquellen,  welche  die  gegenwärtige  Abhängig- 
keit einiger  deutscher  Industrien  vom  Auslande  mildern  würde. 

Es  drängt  sich  dann  die  Frage  auf,  mit  welchen  Mitteln 
dieser  sogenannte  »wirtschaftliche  Anschluß«  durchgeführt 
werden  kann. 

Im  folgenden  soll  zunächst  der  Nachweis  erbracht  werden, 
daß  die  bisher  erschienene  Anschlußliteratur  wirtschaftspolitischer 
Prägung  für  die  Verwirklichung  des  Planes  hauptsächlich  die  An- 
wendung zollpolitischer  Mittel  empfiehlt,  daß  aber  diese 
Mittel  für  die  Lösung  der  oesterreichischen  Wirtschaftskrise  allein 
nicht  genügen. 

Die  verkehrsgeographische  Lage  der  beiden  Länder  zueinander 
macht  vielmehr  die  Anschlußfrage  zu  einem  verkehrswirt- 
schaftlichen Problem,  von  dessen  richtiger  Lösung  der  Ein- 
tritt der  erhofften  Anschlußwirkungen  zum  großen  Teil  abhängen 
wird. 


Die  Betrachtung  der  verkehrspolitischen  Seite  der  Aufgabe  ist 
bisher  in  auffallender  Weise  vernachlässigt  worden. 

Hier  hat  darum  die  vorliegende  Arbeit  einzusetzen. 

Die  Untersuchung  wird  zunächst  die  vorhandenen  Verkehrs- 
verbindungen unter  dem  Gesichtswinkel  des  Anschlusses  auf 
ihre  Tauglichkeit  prüfen  und  danach  auf  neue  Möglichkeiten  ein- 
gehen, durch  welche  die  Nachteile  der  räumlichen  Lagerung  aus- 
geglichen werden  können. 

Dabei  bietet  sich  in  der  Richtung  Süddeutschland— Oesterreich 
der  Stromlauf  der  Donau  als  die  von  der  Natur  gegebene 
Verkehrsstraße  dar. 

Die  weitere  Untersuchung  wird  dann  die  Notwendigkeit  er- 
geben, die  Donau  zur  Großschiffahrtsstraße  auszubauen  und 
durch  Schaffung  eines  Zwischengliedes  mit  dem  wirtschaftsinten- 
siven Main-  und  Rheintal  zu  verbinden. 

In  einem  kurzen  Ueberblick  über  die  Geschichte  des  Kanal- 
projektes und  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Bauarbeiten 
wird  bereits  die  enge  Verbundenheit  von  Kanalplan  und  An- 
schlußgedanke deutlich  zutage  treten.  Der  einheitliche  Ausbau 
der  durchgehenden  Wasserstraße  bleibt  infolge  der  finanziellen 
Ohnmacht  Oesterreichs  zweifelhaft,  solange  die  deutsche  Einfluß- 
sphäre bei  Passau  endet.  Umgekehrt  bildet  die  Wasserstraßen- 
verbindung mit  ihren  günstigen  Frachtsätzen  die  wichtigste  Vor- 
aussetzung dafür,  daß  das  oesterreichische  Gebiet  auch  nach 
formell  vollzogenem  Anschluß  verkehrswirtschaftlich  nicht  an  das 
Ausland  (Triest)  verloren  geht. 

Der  zweite  Teil  der  Arbeit  wird  dann  auf  die  Wirkungen 
einzugehen  haben,  die  sich  nach  Fertigstellung  der  neuen  Ver- 
kehrslinie für  die  gemeinsame  großdeutsche  Wirtschaft  voraus- 
sichtlich ergeben. 

Dabei  soll  in  einem  besonderen  Abschnitte  der  zahlenmäßige 
Nachweis  erbracht  werden,  daß  eine  Wasserstraße  schon  durch 
ihre  Existenz  einen  erheblichen  Teil  der  vorhandenen  Verkehrs- 
menge an  sich  zieht.  Da  aber  eine  derartige  Verkehrsgewinnung 
nur  zum  Nachteil  anderer  Verkehrsmittel  erfolgen  kann,  läßt  sich 
die  Ausführung  des  Projektes  vom  Standpunkte  der  Gesamtwirt- 


schaft  nur  rechtfertigen,  wenn  mit  dem  Kanalausbau  gleichzeitig 
eine  entsprechende  Vermehrung  der  heute  ungenügenden  Ver- 
kehrsmenge eintritt.  Die  Intensivierung  des  Güteraustausches 
wird  nun  gerade  vom  wirtschaftlichen  Anschluß  erwartet. 

Es  fragt  sich  somit,  welche  Güter  und  welche  ungefähren 
Gütermengen  im  großdeutschen  Verkehr  die  Wasserstraße  voraus- 
sichtlich annehmen  werden. 

Die  Beantwortung  der  Frage  hängt  davon  ab,  welche  Mög- 
lichkeiten der  wirtschaftlichen  Ergänzung  beider  Länder 
vorhanden  sind. 

Zunächst  sollen  die  Wirkungen  des  Großschiffahrtsweges  für 
die  industrielle  Ergänzung  einer  Betrachtung  unterzogen  werden. 
Dabei  wird  sich  für  die  Kohlenwirtschaft  die  Möglichkeit  er- 
geben, die  oesterreichischen  Gebiete  aus  den  rheinisch-west- 
fälischen Gruben  zu  versorgen;  und  umgekehrt  können  oester- 
reichische  Erze  nach  den  reichsdeutschen  Verhüttungsstätten  als 
Rückfracht  aufgegeben  werden. 

Weiterhin  greifen  die  Wirkungen  der  Wasserstraße  über  auf 
die  eisenverarbeitenden  Industrien  und  auf  die  nicht  unter  Kohle 
und  Eisen  fallende  Bergbauproduktion. 

Danach  wird  die  Arbeit  den  Einfluß  der  neuen  Verkehrsver- 
bindung auf  die  großdeutsche  Holzwirtschaft,  insbesondere 
die  Möglichkeit  der  Versorgung  Westdeutschlands  aus  den  oester- 
reichischen Waldbeständen  zu  untersuchen  haben;  und  schließlich 
wird  sie  sich  der  Betrachtung  der  großdeutschen  Landwirt- 
schaft zuwenden,  um  hier  die  Aussichten  zu  prüfen,  die  sich  für 
die  Belieferung  Oesterreichs  mit  deutschen  Kalisalzen  über  den 
Wasserweg  in  Zukunft  ergeben. 

Der  letzte  Teil  der  Arbeit  stellt  den  Versuch  dar,  die  Verkehrs- 
bedeutung der  Rhein-Main-Donauwasserstraße  an  einem  kon- 
kreten Beispiel  zu  bestimmen.  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  vor- 
aussichtlichen Transportkosten  für  eine  Tonne  Kohle  für  die 
Strecke  Duisburg /Ruhrort- Wien  nach  der  Methode  von  Sympher1) 
errechnet  und    den   heute   in    Oesterreich  gezahlten   Eisenbahn- 


')  Sympher,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Rhein-Elbe-Kanals,  Bd.  1,  S.  32  ff. 


frachtsätzen  für  tschechische  und  polnische  Kohle  gegenüber- 
gestellt worden.  Die  leichte  Ueberlegenheit,  die  sich  für  Ruhr- 
kohle bei  durchgehendem  Wassertransport  ergibt,  darf  als  günstiges 
Zeichen  für  die  großdeutsche  Wirtschaftsbeeinflussung  durch  den 
Schiffahrtsweg  gedeutet  werden. 

Daß  der  Verfasser  bestrebt  war,  sowohl  in  der  Beurteilung 
der  Kanalwirkungen  als  auch  bei  der  Einschätzung  der  An- 
schlußfolgen jeden  unangebrachten  Optimismus  zu  vermeiden, 
wird  aus  dem  Gange  der  Untersuchung  zur  Genüge  hervorgehen. 
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ERSTER    ABSCHNITT. 

Der  Anschluß  Oesterreichs  als  verkehrs- 
politisches Problem. 

1.    Notwendigkeit  der  Untersuchung  nach  verkehrs- 
politischen Gesichtspunkten. 

a)   Mängel  der  bisherigen  Untersuchungen. 

Das  Interesse,  das  die  beiden  beteiligten  Länder  und  begreif- 
licherweise alle  übrigen  an  der  Gestaltung  Europas  interessierten 
Staaten  dem  Anschlußgedanken  entgegenbringen,  spiegelt  sich 
wider  in  einer  umfangreichen  Anschlußliteratur.  Dabei  ist  die 
Feststellung  zu  machen,  daß  der  Fragenkomplex  vom  oester- 
reichischen  Standpunkte  ausführlicher  behandelt  worden  ist  als 
vom  reichsdeutschen.  Das  gilt  insbesondere  auch  von  demjenigen 
Schrifttum,  das  sich  ernsthaft  um  den  wirtschaftspolitischen  Kern 
der  Aufgabe  bemüht.  Der  Grund  für  diese  Erscheinung  liegt 
offenbar  darin,  daß  das  Anschlußproblem  in  Oesterreich  viel 
tiefer  an  den  Lebensnerv  der  Wirtschaft  rührt  als  in  Deutschland. 
In  der  fortlaufenden  Reihe  schwerer  Erschütterungen,  die  der 
deutsche  Wirtschaftskörper  seit  Kriegsende  durchzumachen  hatte, 
spielen  die  Anschlußbestrebungen  bei  weitem  nicht  die  entschei- 
dende Rolle  eines  letzten  Auswegs  aus  wirtschaftlicher  Verödung 
wie  in  Oesterreich.  Indessen  ist  damit  nichts  gesagt  über  die 
Bedeutung,  welche  die  zusätzliche  Kraft  des  angeschlossenen 
Gebietes  in  der  zukünftigen  deutschen  Volkswirtschaft  zu  ge- 
winnen imstande  sein  kann. 

Die  wirtschaftspolitischen  Einzelbetrachtungen,  die  sich  mit 
dem  Für  und  Wider  des  Anschlusses  befassen,  versuchen  in  der 


Hauptsache  dem  Problem  von  der  handeis-  und  zollpolitischen 
Seite  beizukommen1).  Der  Grund  dafür  ergibt  sich  aus  dem 
Sinn,  der  dem  Begriff  »Anschluß«  in  den  Diskussionen  unter- 
gelegt wird.  Die  Literatur  versteht  unter  dieser  mehrdeutigen 
Bezeichnung  einmal  ein  ganz  lockeres  System  der  handelspoli- 
tischen Zusammenarbeit,  bald  wiederum  eine  volle  Zollunion 
oder  sogar  eine  vollkommene  politische  Eingliederung.  Das  den 
Begriffsbestimmungen  Gemeinsame  ist  lediglich  der  »Wille  zur 
Schaffung  eines  großen  Wirtschaftsgebietes,  eines  größeren,  leichter 
zu  bearbeitenden  inneren  Marktes«2). 

Diese  letztere  Begriffsbestimmung  geht  von  der  Erwägung  aus, 
daß  O esterreich  keine  wirtschaftliche  Eigenexistenz  führen  kann, 
weil  durch  die  Zerschneidung  des  einheitlichen  altoesterreichischen 
Wirtschaftsorganismus  dem  in  Oesterreich  verbliebenen  Produk- 
tionsapparat der  Absatzmarkt  fehlt  und  das  Land  gezwungen  ist, 
zahlreiche  im  Inlande  nicht  mehr  erzeugte  Güter  einzuführen. 
Als  Folge  des  Mißverhältnisses  von  Einfuhr  und  Ausfuhr  ergibt 
sich  eine  passive  Handelsbilanz,  die,  ohne  den  Ausgleich  einer 
aktiven  Zahlungsbilanz,  als  Gradmesser  der  wirtschaftlichen  Not- 
lage angesehen  werden  muß3).  Solche  handelspolitisch  gesehene, 
ungünstige  Gestaltung  der  oesterreichischen  Wirtschaft  führte  folge- 
richtig zur  Diskussion  einer  Reihe  von  Besserungsvorschlägen 
ebenfalls  handelspolitischer  Natur.  In  der  Hauptsache  wird  der 
Abschluß  von  Handelsverträgen  oder  von  Handels-  und  Zoll- 
bündnissen oder  die  Bildung  von  Zollunionen  empfohlen.  Außer 
dem  Gedanken   des  österreichisch-deutschen  Zusammenschlusses 


1)  Denkschrift  der  Oesterreichisch- Deutschen  Arbeitsgemeinschaft,  Das  oester- 
reichische  Wirtschaftsproblem,  Wien  1925;  Bericht  der  Handelskammer  in  Salz- 
burg, Der  Anschluß  im  Lichte  oesterreichischer  Wirtschaftspolitik,  1926;  ebenso 
Payer,  Deutsch-O esterreich  und  wir,  Berlin  1919;  Stolper,  Donauföderation  oder 
Großdeutschland,  Berlin  1919;  Gebert,  Flammenzeichen  —  Oesterreichs  Wirt- 
schaftsschicksal, Salzburg  1927.  Insbesondere  verdienen  Beachtung:  Scala,  Der 
deutsch-oesterreichische  Zollverein,  München  1925;  Höper,  Oesterreichs  Weg  zum 
Anschluß,  Berlin  1928. 

2)  Gebert,  Bericht  der  Handelskammer  in  Salzburg,  a.  a.  O.,  S.  22  ff. 

3)  DasPassivum  der  oesterreichischen  Handelsbilanz  betrug  1927:  1092,6  Mill.  S.f 
1928:  1012,3  Mill.  S. 
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haben  besonders  drei  Vorschläge  die  Oeffentlichkeit  lebhaft  be- 
schäftigt: der  Plan  der  »Donauföderation«  mit  der  Zielrichtung, 
Oesterreich,  statt  mit  Deutschland,  mit  den  Nachfolgestaaten 
wirtschaftlich  zu  kuppeln 1),  das  Projekt  einer  mitteleuropäischen 
Zollunion  und  die  Schaffung  eines  Systems  von  Vorzugszöllen, 
das  zeitweise  auch  von  der  oesterreichischen  Regierung  ernsthaft 
erwogen  wurde. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieser  Untersuchung,  die  Gründe  auf- 
zuzählen, weshalb  diese  Pläne  sich  z.  T.  als  undurchführbar,  z.  T. 
als  unzureichend  erwiesen  haben.  Es  soll  vielmehr  lediglich  auf 
die  Tatsache  aufmerksam  gemacht  werden,  daß  die  theoretischen 
Bemühungen  um  eine  Besserung  der  oesterreichischen  Wirtschafts- 
lage und  im  besonderen  die  Behandlung  der  eigentlichen  An- 
schlußbestrebungen sich  vornehmlich  auf  handelspolitischem  Boden 
bewegen.  Dabei  darf  zwar  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  auch 
die  Fragen  der  Währungs-,  der  Steuer-  und  Sozialpolitik  als  für 
die  Lösung  bedeutsam  bezeichnet  worden  sind,  indessen  begnügt 
sich  die  bisher  erschienene  Anschlußliteratur  wirtschaftspolitischer 
Prägung  fast  ausnahmslos  mit  der  gelegentlichen  Erwähnung 
solcher  Fragen,  ohne  ihnen  diejenige  Beachtung  zu  schenken, 
die  ihnen  innerhalb  der  Gesamtfrage  des  Anschlusses  zukommt. 
Das  einzige  Gebiet,  das  außer  der  Handels-  und  Zollpolitik  aus- 
führlichere Beachtung  gefunden  hat,  ist  die  oesterreichische  Land- 
wirtschaft, ein  Umstand,  der  sich  aus  der  vollkommen  unzu- 
reichenden Brotgetreideerzeugung  des  Landes  erklärt2). 

Insbesondere  ist  festzustellen,  daß  die  bisher  erschienene  An- 
schlußliteratur die  verkehrspolitische  Seite  des  Gesamtproblems 


*)  Vgl.  Kauner,  Der  mitteleuropäische  Staatenbund,  Wien  1925;  Brockhausen, 
Donauföderation.     Europäische  Gespräche,  1925,  S.  161  ff. 

2)  Vgl.  Kallbrunner,  Der  Wiederaufbau  der  Landwirtschaft  Oesterreichs,  Wien 
1926;  Ostermayer,  Arbeitsziele  der  österreichischen  Landwirtschaft,  in:  Nachrichten 
der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft  für  Oesterreich,  Jahrg.  1921,  S.  436; 
Schliff,  Die  landwirtschaftliche  Produktionspolitik  in  Oesterreich,  Wien  1926; 
Hainisch,  Die  Landflucht,  ihr  Wesen  und  ihre  Bekämpfung  im  Rahmen  einer 
Agrarreform,  Jena  1924;  Eichhorn,  Das  deutsch-österreichische  Ernährungsproblem, 
Diss.  Frankfurt  1924  u.  a.  m. 
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auffallend  vernachlässigt  hat.  Wenn  wir  von  gelegentlichen  Er- 
örterungen in  der  Tagespresse  absehen,  ist  lediglich  die  von  der 
Oesterreichisch- Deutschen  Arbeitsgemeinschaft  im  Jahre  1926 
herausgegebene  Schrift:  »Der  Anschluß  Oesterreichs,  Eisen- 
bahnen und  Schiffahrt«,  als  Einzeluntersuchung  zu  nennen x).  In- 
dessen werden  von  den  Wirkungen,  die  sich  aus  dem  Anschluß 
Oesterreichs  an  Deutschland  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
wesens voraussichtlich  ergeben  können,  in  der  Hauptsache  die 
dann  notwendigen  Maßnahmen  betriebstechnischer  und  tarifa- 
rischer Art  erörtert.  In  bezug  auf  die  Schiffahrt  ist  überdies  der 
Hauptwert  auf  die  Darstellung  des  Seeverkehrs  gelegt. 

Angesichts  dieser  Tatsachen  darf  der  Versuch  gerechtfertigt 
erscheinen,  das  Anschlußproblem  vom  verkehrswirtschaftlichen 
Standpunkte  anzugreifen.  Für  ein  solches  Vorgehen  sprechen 
aber  noch  weitere  Gründe. 

Wenn  auch  zugegeben  werden  muß,  daß  die  Handelspolitik 
das  erste  und  vornehmste  wirtschaftspolitische  Instrument  eines 
Landes  darstellt,  so  lehrt  doch  ein  Blick  auf  den  Außenhandel 
Oesterreichs,  daß  diese  Waffe  in  den  Händen  eines  kleinen, 
wirtschaftlich  und  politisch  schwachen  Staates  nur  ein  stumpfes 
Werkzeug  ist.  Die  Handelspolitik  muß  in  erster  Linie  auf  den 
Abschluß  günstiger  Handelsverträge  bedacht  sein.  Der  Abschluß 
solcher  Verträge  stößt  jedoch  im  Falle  Oesterreichs  auf 
erhebliche  Schwierigkeiten.  Zunächst  ist  es  die  schutzzöllnerische 
Tendenz  in  der  Handelspolitik  der  Nachfolgestaaten,  die  dem 
Abschluß  von  Wirtschaftsvereinbarungen  widerstrebt,  um  nicht 
die  eigenen  jungen  Industrien  der  Gefahr  des  oesterreichischen 
Wettbewerbes  auszusetzen. 

Aber  auch  da,  wo  auf  der  Gegenseite  die  Bereitwilligkeit  zur 
Aufstellung  handelspolitischer  Vereinbarungen  vorhanden  ist,  be- 
findet sich  das  kleine  Oesterreich  als  Verhandlungsgegner  in 
einer  schwachen  Position. 


')  Ondraczek,  Der  Anschluß  Oesterreichs,  Eisenbahnen  und  Schiffahrt,  Wien 
1926.  Vgl.  auch  Lange,  Anschlußfragen  im  Bilde,  Flugschrift  des  Oesterreichisch- 
Deutschen  Volksbundes,  Berlin  1928,  in  der  verkehrswirtschaftliche  Teilprobleme 
eine  anschauliche  Darstellung  erfahren. 
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Diese  Schwäche  der  Verhandlungsbasis  wird  ersichtlich,  wenn 
wir  einen  Blick  auf  die  Stellung  werfen,  die  der  oesterreichische 
Außenhandel  zahlenmäßig  in  der  Ein-  und  Ausfuhr  der  in  Be- 
tracht kommenden  Nachbarländer  einnimmt.  Als  die  wichtigsten 
Staaten,  die  für  Oesterreich  als  Vertragspartner  in  Frage  kommen, 
haben  dabei  Deutschland,  die  Tschechoslowakei,  Jugoslawien, 
Ungarn,  Italien  und  Polen  zu  gelten. 

Anteil  Oesterreichs  am  Außenhandel  der  Nachbarstaaten1) 

in  o/0 


der  Einfuhr 

der  Ausfuhr 

der  oesterreichischen 

für: 

Ausfuhr  nach: 

Einfuhr  aus 

Deutschland 

1,2 

3,3 

18,5 

17,0 

Tschechoslowakei   7,7 

15,0 

10,2 

19,4 

Jugoslawien 

10,1 

20,6 

8,9 

7,8 

Ungarn 

17,6 

34,9 

9,4 

12,7 

Italien 

2,5 

3,2 

9,8 

5,0 

Polen 

7,2 

9,6 

4,2 

12,3 

Die  Zahlen  zeigen  die  geringe  Beteiligung  Oesterreichs  an  dem 
Außenhandel  der  Nachbarstaaten  und  sind  gleichzeitig  ein  Beweis 
für  die  abschließende  Tendenz  in  der  Handelspolitik  dieser  Länder. 
Lediglich  Ungarn  und  Jugoslawien  machen  auf  Grund  ihres  agra- 
rischen Charakters  eine  Ausnahme.  Aber  auch  die  Beteiligung 
Oesterreichs  an  der  ungarischen  Einfuhr  geht  ständig  zurück.  Sie 
betrug  1921:  37,1%,  1922:28,9%,  1923:25,4%,  1924:  23,2%, 
1926:  19,8%  und  ist  1927  auf  17,6%  gesunken. 

Noch  ungünstiger  erscheint  die  handelspolitische  Position  Oester- 
reichs im  Hinblick  auf  die  Zahlen  der  oesterreichischen  Einfuhr. 
Danach  bezieht  das  Land  74,2  %  seiner  Importgüter  aus  den  an- 
grenzenden Staaten,  eine  Einfuhrmenge,  auf  die  es  notgedrungen 
nicht  verzichten  kann,  und  die  es  zu  Bedingungen  gestatten  muß, 
auf  die  es  infolge  seiner  handelspolitischen  Ohnmacht  keinen  Ein- 

l)  Die  Zahlen  wurden  errechnet  auf  Grund  der  amtlichen  Statistiken  der  ge- 
nannten Staaten  und  beziehen  sich  auf  die  Jahre  1926  und  1927.  (Genaue 
Quellenangabe  s.  Literaturverzeichnis.) 
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fluß  hat.  Diese  Abhängigkeit  des  oesterreichischen  Außenhandels 
erklärt  zur  Genüge  das  Bedürfnis  nach  handelspolitischen  Ver- 
einbarungen; sie  offenbart  aber  auch  zugleich  die  Schwäche  der 
Verhandlungsbasis. 

Angesichts  einer  solchen  Sachlage  ist  der  Vorschlag  auf  Ein- 
führung oesterreichischer  Hochschutzzölle  zum  Zwecke,  sie  den 
anderen  Staaten  gegenüber  als  Ausgleichsobjekte  zu  verwenden, 
jedenfalls  nur  von  zweifelhaftem  Werte.  Die  gründliche  Besserung 
der  oesterreichischen  Lage  läßt  sich  vielmehr  weder  durch  die 
herkömmlichen  Mittel  der  Vertragspolitik  noch  durch  diejenigen 
der  autonomen  Zollpolitik  erreichen1).  Diese  Feststellung  hat 
nicht  nur  Geltung  für  die  Lösung  der  oesterreichischen  Frage  über- 
haupt, sondern  auch  für  den  besonderen  Lösungsversuch,  der 
sich  unter  der  Bezeichnung  »Anschluß«  verbirgt.  Denn  auch  in 
diesem  Spezialfälle  geht  das  Streben  auf  die  Schaffung  eines 
größeren  Absatzmarktes,  und  auch  hier  wird  bezeichnenderweise 
versucht,  das  Ziel  durch  vorwiegend  handelspolitische  Verein- 
barungen zu  erreichen. 

b)    Zweckmäßigkeit  der  Einbeziehung  verkehrs- 
politischer Argumente. 

Was  nun  die  Durchführung  des  oesterreichisch  -  deutschen  Zu- 
sammenschlusses anbetrifft,  so  ist  zunächst  die  grundsätzliche 
Feststellung  zu  machen,  daß  der  Anschluß  an  sich  in  der  räum- 
lichen Lagerung  der  wirtschaftlichen  Objekte  zueinander  über- 
haupt keine  Veränderung  schafft.  Das  gilt  sowohl  für  den  Fall 
einer  Verschiebung  der  politischen  Grenzen  als  auch  für  den  Fall 
der  Aufrichtung  eines  Handels-  und  Zollbündnisses.  Die  wechsel- 
seitige Einbeziehung  des  einen  Landes  in  den  Markt  des  anderen 
wird  auch  innerhalb  gemeinsamer  politischer  oder  wirtschafts- 
politischer Grenzen  davon  abhängen,  ob  die  Transportkosten 
eines  Gutes  den  Wechsel  des  Bezugsortes  nach  den  Grundsätzen 
der  Rentabilität  erlauben.  Der  Wegfall  der  Zollgrenzen  und  die 
hieraus   sich   ergebenden  Ersparnisse   allein   genügen   nicht,    die 

J)  Vgl.  auch  Denkschrift:  Zum  wirtschaftlichen  Anschluß;  a.a.O.,  S.  9. 
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Richtung  des  Warenstroms  zu  ändern.  Denn  dazu  ist  der  ein- 
gesparte Kostenteil  im  Verhältnis  zu  den  Gesamtkosten  für  die 
Mehrzahl  der  Güter  nur  gering,  und  ferner  können  die  staat- 
lichen Maßnahmen  der  Zoll-  und  Handelspolitik  durch  ent- 
sprechende Verkehrstarife  unwirksam  gemacht  werden. 

Die  wirtschaftliche  Annäherung  unabhängiger  Staaten  erschöpft 
sich  nun  einmal  nicht  in  den  staatlichen  Maßnahmen  der  Handels- 
und Zollpolitik,  sondern  kommt  oft  wirksamer  in  den  freien 
Formen  der  Wirtschaft,  z.  B.  im  Auswanderungswesen,  in  den 
Kartellen  und  vor  allem  im  Verkehrswesen  zur  Geltung.  Wenn 
es  staatliche  Maßnahmen  gibt,  die  durch  Gegenzüge  zum  größten 
Teil  vereitelt  werden  können,  so  sind  es  die  Zollverträge.  Das 
Gebiet  der  Verkehrspolitik  zeigt  uns  zahlreiche  Beispiele,  wie 
durch  Differenzierung  der  Frachtsätze  zu  Ungunsten  der  Einfuhr 
der  heimischen  Produktion  ein  Schutz  gewährt  werden  kann, 
der  wirksamer  als  alle  Zollpolitik  ist.  Mit  Hilfe  der  Verkehrs- 
politik ist  es  möglich,  den  Wert  von  vertragsmäßigen  Zollsätzen, 
überhaupt  den  Wert  von  handelsvertragsmäßigen  Abmachungen 
vollkommen  zu  verschieben.  Man  schafft  innerhalb  des  gemein- 
samen Zollgebietes  künstliche  Zollschranken  durch  Gewährung 
billigerer  Tarife.  Daraus  folgt,  daß  die  Handelspolitik  eines 
Landes  durch  eine  auf  die  gleichen  Grundsätze  abgestimmte 
Verkehrspolitik  ergänzt  werden  muß.  Ueberdies  ist  die  An- 
näherung auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  natürlicher  und 
leichter  zu  vollziehen  als  auf  den  übrigen  Gebieten  der  natio- 
nalen Wirtschaft1). 

In  unserem  Falle  wird  also  zu  untersuchen  sein,  welche  Ver- 
änderungen in  den  Verkehrsbeziehungen  der  wirtschaftlichen 
Kraftzentren  beider  Länder  durch  den  Anschluß  bewirkt  werden 
können,  im  besonderen,  welche  Möglichkeiten  offen  stehen,  um 
durch  eine  entsprechende  Handhabung  der  Verkehrspolitik  den 
Kräfteaustausch  dieser  Zentren  und  damit  die  Einbeziehung  der 
oesterreichischen  Wirtschaft  in  den  Kreislauf  der  deutschen  zu 
verwirklichen.     Insbesondere  wird  die  Untersuchung   darauf   zu 

!)  Vgl.  hierzu:  Elemer  Hantos,  Verkehrspolitik  als  Mittel  wirtschaftlicher  An- 
näherung.    Magazin  der  Wirtschaft,  Jahrg.  2,  S.  1550  ff. 
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achten  haben,  in  welcher  Richtung  die  Verkehrspolitik  das  Problem 
anzugreifen  hat,  um  diejenigen  Gebiete  möglichst  günstig  zu  ver- 
binden, deren  wechselseitiger  Austausch  den  voraussichtlich 
größten  Gesamtnutzen  erzielt.  Der  formale  Anschluß  allein  ver- 
mag dieses  Ziel  nicht  zu  erreichen,  er  schafft  höchstens  die  Vor- 
aussetzungen, mit  denen  die  Verkehrspolitik  rechnen  muß,  wenn 
ihr  der  praktische  Zusammenschluß  ihrerseits  gelingen  soll. 

Erscheint  also  auch  aus  diesen  Gründen  die  Betrachtung  des 
Anschlußproblems  vom  Standpunkte  der  Verkehrswirtschaft  ge- 
boten, so  läßt  sich  für  ein  solches  Verfahren  endlich  noch  ein 
dritter  Grund  ins  Feld  führen. 

Die  praktische  Verwirklichung  des  Anschlusses  stößt  heute 
noch  auf  die  Verbotsparagraphen  der  Friedensdiktate *).  Es  mag 
auch  fraglich  erscheinen,  ob  die  Beseitigung  der  betreffenden 
Artikel  dann  schon  zu  erlangen  ist,  wenn  im  Bewußtsein  der 
anschlußfeindlichen  Staaten  die  Erkenntnis  durchdringt,  daß  die 
Lebensfähigkeit  des  oesterreichischen  Restkörpers  in  der  deutschen 
Wirtschaftsgemeinschaft  am  ehesten  gewährleistet  ist.  Denn  die 
Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  die  letzten  Beweggründe  des  Handelns 
gerade  in  bezug  auf  die  oesterreichische  Frage  nicht  auf  wirt- 
schaftspolitischen Erwägungen  zu  beruhen  pflegten.  Indessen  ist 
nicht  zu  verkennen,  daß  die  europäische  Politik  gegenwärtig  in 
steigendem  Maße  von  wirtschaftspolitischen  Motiven  bestimmt 
wird.  Aus  diesem  Grunde  bedeutet  es  zumindest  eine  wesent- 
liche Stärkung  des  Anschlußgedankens,  wenn  das  europäische 
Bewußtsein  von  der  wirtschaftspolitischen  Notwendigkeit  dieses 
Anschlusses  überzeugt  werden  kann.  Das  Schwergewicht  der 
Anschlußgründe  erfährt  aber  eine  erhebliche  Verstärkung,  wenn 
außer  der  handelspolitischen  auch  die  verkehrswirtschaftliche  Be- 
trachtung der  gesamten  Frage  die  natürliche  Berechtigung  der 
Forderung  erweist.  In  den  beiden  beteiligten  Ländern  wird  über- 
dies ein  solcher  Nachweis  die  Stoßkraft  der  Idee  —  und  diesen 
Charakter  hat  der  Anschlußgedanke  zumindest  im  oesterreichischen 
Volksbewußtsein  allmählich  angenommen  -  nur  verstärken  können. 


')  Friedensvertrag   von   St.  Germain,   Art.  88;    Friedensvertrag  von  Versailles, 
Art.  80. 
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2.   Die  verkehrsgeographische  Lage  Oesterreichs. 

a)   Die  Lagebeziehungen  zu  Süddeutschland. 

Wenn  die  bisherigen  Ausführungen  die  Berechtigung  einer  ver- 
kehrspolitisch orientierten  Betrachtung  der  Anschlußfrage  ergeben 
haben,  so  wird  eine  solche  Untersuchung  zur  Notwendigkeit,  so- 
bald wir  die  Verkehrslage  Oesterreichs  ins  Auge  fassen,  wie  sie 
sich  gegenwärtig  darstellt  bzw.  im  Anschlußfalle  darstellen  wird. 

Oesterreich  liegt  nur  mit  dem  kleineren  Teil  seines  Land- 
gebietes an  der  Peripherie  des  deutschen  Reiches.  Seine  in  west- 
östlicher Richtung  auseinandergezogene  Ländermasse  begleitet 
die  reichsdeutsche  Südgrenze  vom  Ostufer  des  Bodensees  bis  in 
den  Winkel  von  Berchtesgaden  in  einer  Ausdehnung  von  rd.  260  km 
Luftlinie.  Die  Entfernung  vom  südöstlichen  Eckpunkte  der  reichs- 
deutschen  Grenze  bis  zur  Grenze  gegen  die  Tschechoslowakische 
Republik  nordöstlich  von  Passau  beträgt  etwa  160  km  Luftlinie. 
Mit  der  Hauptländermasse,  die  auch  bezüglich  der  Bevölkerungs- 
und wirtschaftlichen  Leistungsdichte  an  erster  Stelle  steht,  strebt 
Oesterreich  aber  von  der  deutschen  Verbindungslinie  in  östlicher 
Richtung  fort  und  buchtet  in  fremdes  Staatsgebiet  ein.  Die  öst- 
liche Tiefenerstreckung  des  oesterreichischen  Staates  beträgt  auf 
der  Linie  Passau — Wien  220  km,  Passau — Grenze  bei  Preßburg 
265  km,  Salzburg — Grenze  bei  Preßburg  über  300  km.  Im  Falle 
des  Anschlusses  würde  sich  mithin  der  südöstliche  Flügel  des 
großdeutschen  Gebietes  um  diese  kilometrischen  Längen  von  der 
reichsdeutschen  Basis  ostwärts  entfernen.  Auf  drei  Seiten  von 
nichtdeutschen  Ländern  umgeben,  wird  Oesterreich  verkehrs- 
wirtschaftlich bedeutungsvoll  nur  in  dem  schmalen  Raum  von 
Oberösterreich  auf  der  Linie  Salzburg— Passau  mit  Reichsdeutsch- 
land territorial  zusammenhängen. 

In  unmittelbarer  Nähe  der  deutschen  Grenze  liegen  somit  im 
Süden  Vorarlberg  und  Tirol,  am  Drehpunkt  Salzburg  und  nördlich 
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davon  der  östliche  Teil  Oberoesterreichs.  Nun  besitzt  der  der 
deutschen  Südgrenze  angelagerte  Gebietsstreifen,  bestehend  aus 
Vorarlberg,  Tirol  und  dem  westlichen  Teil  Salzburgs,  eine  durch- 
schnittliche Tiefe  von  nur  70  km  und  ist  außerdem  gänzlich  von 
Gebirgen  erfüllt,  die  seine  Bedeutung  für  die  oesterreichische  Volks- 
wirtschaft beträchtlich  herabmindern. 

In  der  folgenden  Uebersicht  sind  die  einzelnen  Bundesländer 
nach  Flächeninhalt,  Einwohnerzahl  und  Bevölkerungsdichte  nach 
dem  Stande  von  1928  aufgeführt. 

„      .    ...    .  Flächeninhalt  Ortsanwesende  auf  lqkm 

Bundesländer  . 

in  qkm  Bevölkerung  entfielen 

Wien  278  1865  780  6  711 

Niederoesterreich  19  301  1480  449  77 

Oberoesterreich  11981  876  074  73 

Steiermark  16  381  978845  60 

Kärnten  9  530  370817  39 

Burgenland  3  967  285  609  72 

Tirol  12  645  313  885  25 

Salzburg  7153  223  023  31 

Vorarlberg  2  602  139999  54 

Danach  weist  Tirol,  das  hinsichtlich  seines  Flächenraumes  unter 
den  Bundesländern  an  dritter  Stelle  steht  und  größer  als  Salz- 
burg und  Vorarlberg  zusammen  ist,  die  bei  weitem  dünnste  Be- 
siedelung  auf.  Dann  folgt  Salzburg  und  an  vierter  Stelle  Vor- 
arlberg. Das  gleiche  ungünstige  Bild  ergibt  sich,  wenn  die  agra- 
risch nutzbare  Bodenfläche  und  die  Bergbau-  und  industriellen 
Betriebe  der  drei  Länder  mit  denjenigen  der  übrigen  Bundesland  e 
verglichen  werden1).     Immer  zeigt  sich,  daß  das  wirtschaftliche 

')  Für  die  landwirtschaftliche  Nutzung  sind  ungeeignet  in  Tirol  25  %»  in 
Salzburg  16%,  in  Vorarlberg  12°/o  der  Gesamtbodenfläche.  Die  Statistik  über 
die  im  Bergbau  (mit  Ausschluß  des  Salzbergbaues)  beschäftigten  Personen  und 
ebenso  die  Statistik  der  gewerblichen  (unfallversicherungspflichtigen  und  fabrik- 
mäßigen) Betriebe  verweisen  die  drei  Länder  ebenfalls  an  die  letzte  Stelle. 
Lediglich  Vorarlberg  ist  im  Hinblick  auf  seinen  geringen  Gebie  tsumfang  und 
die  Zahl  seiner  Betriebe  industriell  bedeutungsvoll.  (Statistisches  Handbuch  für 
die  Republik  Oesterreich  1928.) 
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Schwergewicht  Oesterreichs  in  den  von  der  reichsdeutschen  Süd- 
grenze ostwärts  wegstrebenden  Landesteilen  zu  suchen  ist. 

Zu  diesen  Nachteilen  der  wirtschaftlichen  Kräfteverteilung  treten 
außerdem  die  für  unsere  Untersuchung  besonders  bedeutungsvollen 
ungünstigen  verkehrswirtschaftlichen  Verhältnisse  der  südlichen 
Grenzgebiete.  Schon  bezüglich  der  Dichte  der  Eisenbahnlinien 
ergibt  sich  ein  unvorteilhaftes  Bild.  Im  Jahre  1912  kam  in  den 
Alpenländern  1  km  Haupt-  und  Lokalbahn  auf  18 — 25  qkm;  für 
das  ganze  alte  Oesterreich  entfiel  in  demselben  Jahre  1  km  Eisen- 
bahn auf  13,19  qkm1).  Eine  nennenswerte  Neuschaffung  von 
Bahnlinien  hat  seitdem  nicht  stattgefunden.  Aber  auch  von  den 
vorhandenen  großen  Eisenbahnlinien  schneidet  die  Nordsüdver- 
bindung Etsch- Brenner -Inn  und  ebenso  die  Tauernbahn  in  der 
Linienführung  Villach -Salzburg  die  oesterreichischen  Alpenländer 
in  einer  Zielrichtung,  die  für  das  Verkehrsverhältnis  Oesterreich- 
Deutschland  von  nur  geringer  Bedeutung  ist.  Die  wichtigste  Ver- 
bindung, die  das  Alpenland  in  westöstlicher  Richtung  durchzieht 
und  nach  den  industriellen  Zentren  Oesterreichs  gravitiert,  ist 
die  Verbindung  Inntal  aus  Richtung  Innsbruck  bzw.  Kufstein  über 
Kitzbühl,  Zell  am  See  in  das  Ennstal  und  weiter  nach  Leoben 
und  Wien.  Außerdem  ist  hier  zu  nennen  die  Linie  Klagenfurt, 
Lienz,  die  aber  im  Pustertal  auf  die  italienische  Grenze  stößt 
und  deren  Mündungsstation  Bozen  bereits  auf  fremdem  Gebiet 
liegt.  In  keiner  Weise  sind  diese  beiden  Hauptlinien  des  süd- 
lichen Grenzstreifens  auf  reichsdeutsche  Wirtschaftsgebiete  ge- 
richtet. Sie  können  auch  dann  an  Bedeutung  nicht  wesentlich 
gewinnen,  wenn  durch  den  Anschluß  die  gegenwärtige  gemein- 
same Nordsüdgrenze  mit  den  beiden  Flügelpunkten  Passau  und 
Salzburg  um  die  Strecke  Salzburg— italienische  Grenze  verlängert 
wird.  Denn  die  etwa  100  km  (Berchtesgaden — Pustertal)  be- 
tragende Verbreiterung  verläuft  ausschließlich  im  Hochgebirgs- 
massiv  der  Salzburger  Alpen,  Hohen  Tauern  und  Karnischen 
Alpen,  welche  die  westöstliche  Passage  nur  auf  den  zwei  ge- 
nannten Linien  gestatten.      Somit  bleibt  für  den  Hauptverkehr 

*)  Birk,  Oesterreichs  Anteilnahme  an  der  Entwickelung  des  Verkehrswesens, 
Oesterreichische  Bücherei,  12.  Bändchen.     Wien  und  Leipzig  1920. 
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zwischen  beiden  Ländern  in  der  Richtung  West-Ost  auch  in  Zu- 
kunft der  Raum  von  Oberoesterreich  mit  den  Eckpunkten  Passau 
und  Salzburg  in  seiner  Bedeutung  unberührt. 

Von  Salzburg  nehmen  die  wichtigen  Linien  nach  München  und 
nach  Landshut,  Regensburg  ihren  Ausgang.  Die  Verbindung  in 
östlicher  Richtung  wird  ebenfalls  in  zweifacher  Weise  hergestellt. 
Die  südliche  Linie  führt  vom  Salzachtal  in  das  Ennstal,  wo  die 
Strecke  Leoben — Wien  erreicht  wird,  die  nördliche,  die  im  Alpen- 
vorland verläuft  und  eine  der  Hauptrouten  des  oesterreichischen 
Eisenbahnverkehrs  bildet,  läuft  über  Wels,  Linz  in  das  Wiener 
Becken.  Wenn  auch  keineswegs  eben,  ist  sie  doch  unvergleichlich 
bequemer  als  die  Südlinie,  die  zahlreiche  Querfurchen  zu  durch- 
fahren hat.  Wels  bildet  zugleich  Treffpunkt  der  beiden  von  Ost- 
ende über  Frankfurt  a.  M.  bezw.  von  Paris  über  München  kommen- 
den Teilstrecken  der  orientalischen  Verkehrsroute,  die  von  hier 
über  Wien,  Budapest,  Belgrad  nach  Konstantinopel  führt. 

Außer  den  genannten  Eisenbahnstrecken  bietet  sich  im 
eigentlichen  Oberoesterreich  das  Donautal  als  natürliche  Westost- 
passage dar. 

Um  indessen  die  besondere  Bedeutung  der  Donausenke  für  den 
oesterreichisch-deutschen  Verkehr  würdigen  zu  können,  muß  vor- 
erst untersucht  werden,  welche  anderen  Wege  für  den  gegen- 
seitigen Austausch  in  Frage  kommen. 

b)    Die  Lagebeziehungen  zu  Norddeutschland. 

Für  die  Lagebeziehungen  des  oesterreichischen  Gebietes  zu  Nord- 
deutschland ist  besonders  auffallend  die  Durchbrechung  der  Nord- 
südverbindung durch  die  Tschechoslowakische  Republik.  Der 
den  böhmischen  Kessel  füllende  neue  Staat  macht  die  Anschluß- 
frage erst  eigentlich  zu  einem  verkehrspolitischen  Problem  von 
Bedeutung. 

Die  bollwerkartig  in  Deutschland  hineinragende  Tschechoslo- 
wakei trennt  bereits  gegenwärtig  räumlich  naheliegende  reichs- 
deutsche  Landesteile  in  auffallender  Weise.  Wenn  diese  Tat- 
sache wirtschaftlich  nicht  so  ins  Auge  fällt,  so  liegt  der  Grund 
darin,   daß  zwischen    dem  industriellen  Schlesien  und  dem  vor- 
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wiegend  agrarischen  Bayern  keine  Wirtschaftsbeziehungen  be- 
stehen, deren  Lebensnerv  durch  die  Trennung  bedroht  werden 
könnte.  Zwei  hohe  Gebirgszüge,  Böhmerwald  und  Sudeten,  haben 
von  jeher  dem  Verkehr  natürliche  Hindernisse  bereitet  und  in 
Verbindung  mit  den  politischen  Sonderschicksalen  der  betreffen- 
den Länder  (Bayern,  Schlesien,  Böhmen)  das  Zustandekommen 
solcher  Beziehungen  verhindert.  Indessen  bleibt  damit  die  Frage 
offen,  welche  Entwickelung  beispielsweise  die  Industrie  der  Ober- 
pfalz genommen  hätte,  wenn  es  verkehrspolitisch  gelungen  wäre, 
diesen  Landstreifen  in  das  Einflußgebiet  der  oberschlesischen 
Kohle  einzubeziehen. 

Sehr  viel  schwerwiegender  stellt  sich  aber  die  trennende  Lage 
der  Tschechoslowakischen  Republik  dar,  wenn  wir  sie  unter  dem 
Gesichtspunkte  des  Anschlusses  betrachten.  Die  wichtigen  Ver- 
bindungslinien von  Wien  nach  den  sächsischen  und  schlesischen 
Industriezentren,  ferner  nach  Nord-  und  Ostdeutschland  führen 
nur  mit  kleinen  Strecken  über  oesterreichisches  Gebiet  und  durch- 
queren die  Tschechoslowakei  in  ihrer  vollen  Breite.  Diese  Bahnen 
des  norddanubischen  Teils  bewältigten  von  jeher  den  Großteil 
des  oesterreichischen  Bahnverkehrs.  Auf  den  von  Wien  ausgehen- 
den Staatsbahnen  über  Gmünd,  Retz,  Lundenburg  und  Marschegg 
(die  über  Laa  führende  war  Privatbahn)  verkehrten  im  Herbst 
1913  täglich  152  Güterzüge1).  Wenn  die  Nachkriegszahlen  auch 
weit  geringer  sind,  so  steht  doch  fest,  daß  die  nach  Norden 
laufenden  Verbindungswege  auch  heute  noch  zu  den  wichtigsten 
oesterreichischen  Linien  zählen.  Fast  der  gesamte  Verkehr  zwischen 
Wien  und  Nord-  bzw.  Nordostdeutschland  geht  gegenwärtig  über 
Prag.  Da  im  Anschlußfalle  mit  einer  Intensivierung  des  Verkehrs 
gerechnet  werden  darf,  ist  ersichtlich,  welche  vermehrte  Bedeu- 
tung der  Nordsüdverbindung  zukommen  wird.  Umso  deutlicher 
muß  dann  auch  die  dem  großdeutschen  Wirtschaftsinteresse  ab- 
trägliche Natur  dieser  Verbindung  zutage  treten. 

Der  Transitverkehr  durch  die  Tschechoslowakei  unterliegt  zwar 
gegenwärtig  keinen  Beschränkungen;  denn  das  »Statut  über  die 

')  Heiderich,  Oesterreich.     Geographie  des  Welthandels,  Bd.  I,  S.  217  ff. 
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Freiheit  des  Durchgangsverkehrs«,  das  am  20.  April  1921  auf  der 
Konferenz  von  Barcelona  von  40  Staaten,  darunter  Oesterreich 
und  der  Tschechoslowakei,  aufgestellt  wurde  und  dem  am  18.  März 
1924  auch  Deutschland  beigetreten  ist,  bestimmt  in  Artikel  3: 
»Die  Durchgangstransporte  werden  keinen  besonderen  Gebühren 
oder  Abgaben  auf  Grund  ihrer  Durchfuhr  unterworfen«1).  In- 
dessen leuchtet  ein,  welchen  Nachteil  die  großdeutsche  Volks- 
wirtschaft selbst  unter  der  Voraussetzung  wirtschaftsfriedlicher 
Gesinnung  zu  erleiden  hat,  wenn  der  Verkehr  Wien  —  Norddeutsch- 
land gezwungen  ist,  den  tschechoslowakischen  Korridor  zu  durch- 
laufen, um  deutsches  Gebiet  mit  deutschem  Gebiet  zu  verbinden. 
Welche  Folgen  gar  entstehen  können,  wenn  das  Transitland  die 
wirtschaftsfriedliche  Haltung  eines  Tages  aufgibt,  braucht  nicht 
auseinandergesetzt  zu  werden. 

Die  durch  die  Lagerung  des  tschechoslowakischen  Staates  ge- 
schaffene Situation  erscheint  noch  in  einem  besonderen  Lichte, 
wenn  wir  bedenken,  daß  Oesterreich  im  Westen  mit  Reichs- 
deutschland territorial  zusammenhängt.  Als  verkehrspolitisch  be- 
sonders bedeutsam  wurden  dabei  die  Grenzübergänge  Passau 
und  Salzburg  erkannt. 

Es  würde  jedoch  allen  Erfahrungen  der  verkehrswirtschaft- 
lichen Praxis  widersprechen,  wollte  man  daraus  den  Schluß  ziehen, 
daß  der  oesterreichisch-deutsche  Verkehr  im  Anschlußfalle  den 
tschechoslowakischen  Transitweg  vermeiden  und  statt  dessen  den 
direkten  Grenzübergang  einschlagen  könne.  Die  Haltlosigkeit 
einer  solchen  Annahme  wird  offenbar,  wenn  wir  die  Faktoren 
untersuchen,  durch  die  die  Wahl  des  Transportweges  zwischen 
zwei  gegebenen  Orten  bestimmt  wird. 

Wenn  wir  von  handelspolitischen  Beschränkungen  absehen,  ist 
unter  der  Voraussetzung  gleicher  Transportmittel  für  die  Wahl 
des  Weges  in  erster  Linie  die  Wegelänge  bestimmend.  Bei  ge- 
gebenen Tarifen  sind  die  Transportkosten  eine  Funktion  der  Wege- 
strecke. Für  den  Personenverkehr  und  für  gewisse  Güter  spielen 
zwar  auch  die  Transportdauer  und  die  Transportsicherheit  eine 


x)  Reichsgesetzblatt  1924,  II.  S.  407. 
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Rolle ;  indessen  ist  —  vornehmlich  im  Güterverkehr  —  das  Prinzip 
der  Wirtschaftlichkeit  im  allgemeinen  gewahrt,  wenn  unter  den 
genannten  Voraussetzungen  der  kürzeste  Transportweg  gewählt 
wird.  Von  diesem  Grundsatz  kann  nur  abgewichen  werden, 
wenn  die  Voraussetzungen  fehlen,  unter  denen  er  Geltung  hat, 
d.  h.  wenn  die  Tarifbildung  gleichartiger  Beförderungsmittel  er- 
heblich voneinander  abweicht,  oder  Transportmittel  verschiedener 
Art  im  Wettbewerb  stehen.  Auf  unseren  besonderen  Fall  an- 
gewendet, heißt  das:  Der  Verkehr  zwischen  den  oesterreichischen 
Wirtschaftszentren  und  Nord-  bzw.  Nordostdeutschland  wird  auch 
zukünftig  den  Weg  durch  die  Tschechoslowakei  nehmen,  soweit 
die  kilometrische  Entfernung  dieser  Verbindung  geringer  ist  als 
die  Wegstrecke  über  den  direkten  Grenzübergang.  Die  Lage 
kann  sich  nur  ändern,  wenn  die  Voraussetzungen  sich  ändern. 
Solange  der  Transitverkehr  auf  den  Eisenbahnlinien  der  Tschecho- 
slowakischen Republik  frei  ist,  und  solange  die  Tarifpolitik  dieses 
Staates  von  der  deutschen  nicht  wesentlich  abweicht,  ist  kein 
Grund  zur  Aenderung  der  Verkehrsrichtung  gegeben. 

Es  bleibt  dann  aber  noch  die  Frage  offen,  ob  in  der  Verbin- 
dungslinie Oesterreich— Deutschland  andersgeartete  Verkehrsmittel 
zur  Verfügung  stehen  bzw.  geschaffen  werden  können,  die  auf 
Grund  ihrer  technischen  Besonderheit  günstigere  Frachtsätze  zu 
bieten  vermögen.  Wenn  diese  Frage  bejaht  werden  kann,  so  ist 
auch  die  Möglichkeit  einer  Aenderung  der  gegenwärtigen  Einfluß- 
gebiete  gegeben,  die  heute  den  tschechoslowakischen  Bahnen 
einerseits  und  den  in  westöstlicher  Richtung  wirksamen  Verkehrs- 
mitteln andererseits  zugehörig  sind.  Mit  anderen  Worten:  Von 
der  Natur  der  Verkehrsmittel,  die  auf  der  Linie  Oesterreich — 
Süddeutschland  zur  Verfügung  stehen,  wird  es  abhängen,  wie 
weit  der  heute  über  die  Tschechoslowakei  laufende  Verkehrsstrom 
zwischen  Oesterreich  und  Deutschland  sich  nach  Westen  ablenken 
läßt  und  damit  auf  deutschem  Boden  verbleibt. 
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3.   Möglichkeiten  der  Verkehrs  Verbesserung 
zwischen  Oesterreich  und  Deutschland. 

a)   Eisenbahnen. 

Im  vorstehenden  sind  die  Wirkungen  angedeutet  worden,  die 
sich  aus  einer  verbesserten  Verkehrslage  Oesterreich-Süddeutsch- 
land  für  den  Austauschverkehr  in  nördlicher  Richtung  ergeben 
können.  Es  liegt  jedoch  nahe,  die  wirtschaftliche  Bewertung  der 
Verbindung  nach  Süddeutschland  in  erster  Linie  aus  anderen  Er- 
wägungen herzuleiten.  Zunächst  würde  Oesterreich  mit  dem 
großen  süddeutschen  Gebiet  selbst  in  engere  Verbindung  gebracht. 
Die  räumliche  Tiefenerstreckung  nach  Osten  und  die  wirtschaft- 
lichen Nachteile  dieser  abseitigen  Lage  könnten  teilweise  kom- 
pensiert werden.  Hinzu  kommt  aber  weiterhin  der  wichtige  Um- 
stand, daß  die  Verkehrslinien  nach  Süddeutschland  in  ihrer  Ver- 
längerung auf  das  verkehrswirtschaftlich  hochbedeutsame  Rheintal 
und  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  auf  das  westdeutsche  Wirtschafts- 
zentrum Rheinland -Westfalen  gerichtet  sind. 

In  diesem  größeren  Zusammenhange  gesehen,  eröffnet  sich  dann 
die  Aussicht,  die  oesterreichische  Frage  und  im  besonderen  das 
Problem  des  wirtschaftlichen  Anschlusses  durch  verkehrspolitische 
Maßnahmen  der  Lösung  näher  zu  bringen.  Wenn  es  gelingt, 
Oesterreich  an  das  rheinische  Verkehrsnetz  derart  anzuschließen, 
daß  die  verhältnismäßig  lange  Wegstrecke  durch  günstige  Frachten 
ausgeglichen  wird,  so  muß  sich  als  Folge  jene  wechselseitige 
Durchdringung  der  oesterreichischen  und  der  deutschen  Wirtschaft 
ergeben,  die  vom  Anschluß  gerade  erstrebt  wird. 

Es  fragt  sich  nun,  welche  Möglichkeiten  der  Verkehrswirtschaft 
im  Einzelfalle  zu  Gebote  stehen,  um  die  genannten  Verbindungs- 
wege in  dem  angedeuteten  Sinne  zu  beeinflussen.  Dabei  ist  es 
zweckmäßig,  zunächst  die  gegenwärtig  zur  Verfügung  stehenden 
Verkehrsmittel  zu  betrachten  und  die  Frage  zu  beantworten,  ob 
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dieser  Erfolg  nicht  mit  dem  vorhandenen  Verkehrsapparat  allein 
herbeigeführt  werden  kann. 

Da  der  für  die  Wirtschaft  wichtigste  Austausch,  der  Güter- 
verkehr, fast  ausschließlich  durch  Eisenbahnen  und  Schiffahrt 
bewältigt  wird,  können  die  Verkehrsmittel  des  Nachrichtendienstes 
(Post,  Telephon,  Telegraph),  die  Luftschiffahrt  und,  wegen  der 
in  Frage  stehenden  großen  Wegstrecke,  auch  der  Kraftwagen-  und 
Fuhrwerkverkehr  aus  der  Betrachtung  ausgeschieden  werden. 

Der  Eisenbahnverkehr  vollzieht  sich,  wie  schon  früher  erwähnt, 
hauptsächlich  auf  den  über  Salzburg  und  Passau  verlaufenden 
Linien.  Die  für  die  Verbindung  mit  Süddeutschland  und  dem 
Rheingebiet  wichtigste  Route  führt  von  Wien  durch  die  Donau- 
senke über  Linz,  Passau,  Regensburg,  Nürnberg,  Würzburg, 
Aschaffenburg  zu  den  unteren  Mainstädten  Hanau,  Offenbach, 
Frankfurt  in  das  Rheintal.  Sie  verläuft  in  ausgesprochen  west- 
licher bzw.  nordwestlicher  Richtung  und  vermeidet  Umwege; 
lediglich  zwischen  Linz  und  Passau  ist  sie  gezwungen,  nach  Süden 
über  Wald  auszubiegen,  um  das  felsige  Donautalstück  unterhalb 
von  Passau  zu  umgehen. 

Die  zweite  aus  Wien  bzw.  aus  dem  Raum  südlich  von  Wien 
nach  Salzburg  führende  Linie  zweigt  sich,  wie  erwähnt  wurde, 
in  der  letzteren  Stadt  in  einen  westlich  nach  München  und  einen 
nordwestlich  nach  Regensburg  verlaufenden  Strang.  Der  über 
München  führende  Weg  läuft  weiter  über  Augsburg,  Ulm  nach 
Stuttgart,  von  wo  aus  im  Karlsruher  bzw.  im  Ludwigshafen-Mann- 
heimer Bezirk  wiederum  das  Rheintal  erreicht  wird.  In  München  ist 
außerdem  der  Anschluß  an  die  großen  Nordsüdlinien  gesichert. 

Eine  weitere,  allerdings  auf  reichsdeutschem  Boden  verlaufende 
Verbindung  zwischen  Donau-  und  Maingebiet  wird  gebildet  durch 
die  Linie  Ingolstadt— Ansbach— Würzburg. 

Den  Verbindungsstraßen  zwischen  Oesterreich  und  dem  Mittel- 
und  Oberrhein  ist  schließlich  noch  die  Schwarzwaldbahn  aus  dem 
Straßburg-Kehler  Bezirk  nach  dem  oberen  Donau-  und  Badensergau 
und  weiter  nach  Vorarlberg  zuzurechnen. 

Für  den  Bahnverkehr  nach  Westfalen  und  dem  Niederrhein 
steht  als  einzige   Hauptstrecke   die  Bahn  über  Passau— Regens- 
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bürg — Nürnberg  zur  Verfügung,  die  in  Hanau  nordwärts  abbiegt 
und  über  Friedberg— Gießen— Siegen  das  rheinisch-westfälische 
Industriegebiet  erreicht. 

Es  ist  kein  Zweifel,  daß  diese  Bahnlinien  schon  jetzt  sehr 
leistungsfähig  ausgebaut  sind  und  in  wenigen  Jahren  auch  für  die 
schwersten  Maschinen  und  Großgüterwagen  eingerichtet  sein 
werden.  Sie  können  damit  eine  außerordentliche  Gütermenge 
vom  Industriegroßzentrum  am  Rhein,  der  Ruhr  und  dem  Main 
nach  dem  Absatzgebiet  der  Donauländer,  und  aus  diesen  ent- 
sprechende Rückfracht  transportieren.  Und  es  besteht  auch  die 
Möglichkeit,  durch  Parallellinien  sowohl  aus  dem  Wirtschaftsgebiet 
zwischen  Hanau  und  Mainz  als  auch  aus  dem  Mannheimer  und 
Straßburger  Bezirk  einer  etwaigen  Ueberlastung  der  bestehenden 
Bahnen  durch  Ausbau  anderer  Linien  in  den  Main-  und  Neckar- 
ländern abzuhelfen.  Ein  technisches  Hindernis  bildet  allerdings 
der  für  Güterzüge  schwer  durchbrechbare  Riegel  des  Schwarz- 
waldes und  des  Schwäbischen  Juras1). 

Bei  dieser  Gestaltung  des  Eisenbahnnetzes  läßt  sich  der  Bau 
neuer  Bahnlinien  zwischen  Oesterreich  und  dem  süddeutschen 
bzw.  westdeutschen  Gebiet  nur  rechtfertigen,  wenn  entweder 
der  vorhandene  Frachtraum  für  die  Gesamtfrachtmenge  nicht  aus- 
reicht, oder  wenn  durch  die  Neubauten  eine  Verkürzung  der  Weg- 
strecken und  damit  eine  Herabsetzung  der  Frachtkosten  bewirkt 
werden  kann.  Von  den  beiden  Voraussetzungen  ist  die  erst- 
genannte die  wichtigere. 

Ohne  an  dieser  Stelle  auf  den  geringen  Umfang  der  über  die 
gemeinsame  Grenze  gefahrenen  Frachtmenge  einzugehen,  soll 
lediglich  vermerkt  werden,  daß  der  vorhandene  Verkehrsapparat 
der  Deutschen  Reichsbahn  vollkommen  ausreicht,  um  die  Nach- 
frage zu  befriedigen.  Das  gilt  nicht  nur  für  die  süddeutschen 
Grenzbezirke,  sondern  auch  für  innerdeutsche  Gebiete  mit  hoher 
Verkehrsdichte 2). 


x)  Vgl.  Rhein-Donau,  Verkehrshandbuch  1926,  S.  43. 

2)  Vgl.  hierzu:  Denkschrift  der  Deutschen  Reichsbahngesellschaft,  Jan.  1927: 
Reichsbahn  und  Wasserstraßen,  S.  9:  »Die  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  des 
Reichsbahnnetzes  ist  nirgends  erreicht.     Auch  stark  anschwellender  Massenverkehr 
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Auf  keinen  Fall  besteht  angesichts  der  gegenwärtigen  Verhält- 
nisse für  Eisenbahnneubauten  auf  der  genannten  Verkehrslinie  ein 
Bedürfnis.  An  dieser  Tatsache  könnte  nur  eine  erhebliche  Ver- 
mehrung der  auf  den  Eisenbahntransport  angewiesenen  Fracht- 
menge etwas  ändern.  Zu  derselben  Schlußfolgerung  kommt, 
wenn  auch  aus  anderen  Gründen,  die  früher  erwähnte  Schrift 
der  Oesterreichisch-Deutschen  Arbeitsgemeinschaft,  die  sich  mit 
den  Anschlußwirkungen  auf  Eisenbahn  und  Schiffahrt  beschäftigt, 
wenn  sie  sagt:  »Eine  Ausgestaltung  der  beiderseitigen  Eisen- 
bahnnetze durch  den  Ausbau  neuer  Bahnlinien  und  die  Herstellung 
neuer  Grenzanschlüsse  dürfte  sich  für  eine  absehbare  Zeit  ent- 
behrlich erweisen,  weil  die  wirtschaftliche  Entwickelung  der  beiden 
Staaten  und  die  regen  Verkehrsbeziehungen  zwischen  beiden  be- 
reits in  der  Vorkriegszeit  alle  Voraussetzungen  in  dieser  Richtung 
geschaffen  haben«1). 

b)  Schiffahrt. 

Wenn  nachgewiesen  worden  ist,  daß  für  den  Bau  neuer  Bahn- 
linien zwischen  beiden  Ländern  gegenwärtig  keine  Notwendigkeit 
besteht,  weil  der  vorhandene  Frachtraum  die  Nachfrage  vollauf 
befriedigt,  so  ist  absichtlich  unerwähnt  geblieben,  daß  neben  der 
Eisenbahn  auch  die  Schiffahrt  Frachtraum  anbietet. 

Der  einzige  schiffbare  Stromlauf,  der  nach  der  Absprengung 
der  Sudetenländer  und  dem  Verluste  der  Elbe  für  den  direkten 
Verkehr  zwischen  Oesterreich  und  Deutschland  in  Betracht  kommt, 
ist  die  Donau.  Die  Elbe  und  die  ebenfalls  im  Frieden  von 
St.  Germain  verlorenen  adriatischen  Häfen  spielen  für  den  un- 
mittelbaren Güteraustausch  zwischen  beiden  Ländern  heute  zwar 
so  gut  wie  keine  Rolle,  dafür  wird  aber  ihre  Stellung  innerhalb 
des  Anschlußproblems  in  einem  anderen  Zusammenhange  be- 
deutungsvoll,  sofern   es  sich  nämlich  um   die  Frage  handelt,   in 


wird  daher  ohne  Beeinträchtigung  des  Personen-  und  allgemeinen  Güterverkehrs 
auf  den  Strecken  der  Reichsbahn  bewältigt  werden  können«. 
*)  Ondraczek,  a.  a.  O.,  S.  4. 

27 


welchem  Umfange  in  Zukunft  der  Ueberseeverkehr  des  oester- 
reichischen  Teils  Großdeutschlands  über  die  Häfen  an  der  Adria 
und  über  diejenigen  an  der  Nordsee  gehen  soll.  Indessen  ist 
hierüber  an  anderer  Stelle  zu  berichten. 

Bleibt  somit  der  Donauweg  als  einzige  Verbindungslinie  übrig, 
auf  der  zur  Zeit  der  oesterreichisch- deutsche  Güteraustausch  zu 
den  Bedingungen  der  Binnenschiffahrt  vor  sich  gehen  kann,  so  hat 
die  weitere  Betrachtung  mit  der  Darstellung  der  dort  herrschen- 
den Verhältnisse  zu  beginnen  und  dann  die  Möglichkeiten  zu 
prüfen,  die  auf  Grund  der  natürlichen  Bedingungen  vorhanden 
sind,  um  durch  eine  eventuelle  Verbesserung  der  bestehenden 
Wasserstraße  die  als  Notwendigkeit  erkannte  verkehrswirtschaft- 
liche Annäherung  beider  Länder  zu  versuchen. 

Die  oesterreichische  Stromstrecke  der  Donau  bietet  nun  hin- 
sichtlich ihrer  Eignung  für  die  Binnenschiffahrt  kein  günstiges 
Bild.  Eine  Anzahl  von  Furten  und  Untiefen  verwehren  größeren 
Schiffen  den  Durchgang.  Das  gilt  besonders  für  den  oberoester- 
reichischen  Stromteil,  wo  das  Asphacher  Kachlet  und  der  Struden 
bei  Grein  die  Schiffahrt  erheblich  beeinträchtigen.  Aber  auch 
in  Niederoesterreich  liegen  die  Verhältnisse  nicht  viel  günstiger. 
Lange  Zeit  galt  Wien  als  der  eigentliche  Endpunkt  der  Donau- 
schiffahrt. Der  gesamte  oberhalb  der  Stadt  gelegene  Stromab- 
schnitt ist  auch  heute  noch  nicht  so  ausgebaut,  daß  er  für  Fahr- 
zeuge von  1000 — 1200  t  Tragfähigkeit  bei  ungünstigen  Wasser- 
ständen befahrbar  wäre.  Die  Gründe,  die  den  oesterreichischen 
Staat  bisher  abhielten,  die  Strombaukosten  für  den  Ausbau  der 
Donau  als  Großschiffahrtsweg  aufzubringen,  liegen  einmal  darin, 
daß  die  oesterreichische  Donauflotte,  in  der  immer  noch  der  670 
Tonnen-Typ  vorherrscht,  den  Transportansprüchen  bisher  genügte, 
und  daß  ferner  der  Wasserstraßenverkehr  stromauf  in  Regensburg 
seinen  natürlichen  Endpunkt  findet  und  die  oesterreichische  Donau- 
schiffahrt wegen  der  beschränkten  Weglänge  auf  entsprechende 
Gegenwerte  nicht  rechnen  zu  können  glaubt. 

Auch  auf  der  bayerischen  Donaustrecke  stößt  die  Schiffahrt 
auf  erhebliche  durch  die  Ungunst  der  Natur  geschaffene  Schwierig- 
keiten. Das  einer  geregelten  Schiffahrt  am  meisten  widerstrebende 
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Stromstück  bildete  lange  Zeit  die  Felsenstrecke  zwischen  Hof- 
kirchen und  Passau,  die  durch  den  Bauabschluß  der  Kachletstau- 
stufe  im  Jahre  1927  endlich  als  überwunden  gelten  darf.  Trotz- 
dem ist  ein  regelmäßiger  Schiffsverkehr  mit  dem  1000  t- Schiff 
von  Regensburg  abwärts  gegenwärtig  noch  nicht  möglich,  da  die 
Fahrtrinne  die  für  eine  solche  Abmessung  notwendige  Tiefe  von 
2  m  nicht  durchgehend  besitzt.  Die  aus  den  Alpen  kommenden 
Nebenflüsse  führen  starke  Geschiebemassen  mit  sich,  die  sie  im 
Strombett  der  Donau  ablagern.  Aus  diesen  Gründen  setzt  die  Be- 
nutzung des  1 000  t-Schiff  es  eine  Niedrigwasserregulierung  der  oberen 
Donau  voraus,  an  der  gegenwärtig  gearbeitet  wird.  Das  vorläufige 
Regulierungsziel  ist  die  Erreichung  einer  Fahrwassertiefe  von 
2  m  bei  niedrigstem  Wasserstande;  denn  eine  25jährige  Beob- 
achtungszeit hat  gezeigt,  daß  dieser  Wasserstand  auf  der  unter- 
halb von  Regensburg  gelegenen  Stromstrecke  innerhalb  der  so- 
genannten Schiffahrtsperiode  vom  1.  März  bis  zum  15.  Dezember 
durchschnittlich  an  höchstens  10  Tagen  unterschritten  wird.  Nach 
den  angestellten  Ermittelungen  reicht  die  vorhandene  Wassermenge 
der  Donau  nicht  nur  für  eine  auf  das  1000  t-Schiff  abgestellte 
Vertiefung  der  Fahrtrinne  vollkommen  aus,  sondern  sie  genügt 
sogar  für  eine  Vertiefung  von  2,5  m,  d.  h.  für  die  Abmessungen 
des  1200-1500  t-Schiff  es1). 

Am  ungünstigsten  liegen  die  Verhältnisse  oberhalb  von  Regens- 
burg. Obwohl  die  Donau  von  Ulm  ab  als  schiffbar  gilt,  beginnt 
ein  geregelter  Schiffsverkehr  erst  nach  der  Einmündung  des 
Ludwigkanals  bei  Kelheim.  Aber  auch  von  hier  bis  Regensburg 
ist  nur  Kleinschiffsverkehr  auf  127  t-Kähnen  möglich.  Angesichts 
dieser  Umstände  kommt  die  bayerische  Stromstrecke  gegenwärtig 
höchstenfalls  bis  Regensburg  für  den  Güteraustausch  Oesterreich- 
Deutschland  in  Frage,  und  auch  bis  zu  diesem  derzeitigen  oberen 
Endpunkte  sind  die  Möglichkeiten  des  Schiffstransportes  wegen 
der  noch  ausstehenden  Niedrigwasserregulierung  beschränkt.  Als 
Folge  davon  ergibt  sich  aber  zugleich  die  mangelnde  Ausnutzung 
der  oesterreichischen   Donau,  die,  abgesehen  von  ihren  eigenen 

*)  Brandl,  Der  Großschiffahrtsweg  Rhein— Main— Donau  und  die  oesterreichische 
Donaustrecke.     Die  Wasserwirtschaft  1927,  S.  104  ff. 
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Unzulänglichkeiten,  ihre  mögliche  Leistungsfähigkeit  nicht  er- 
reichen kann,  solange  das  obere  Anschlußstück  technisch  unzu- 
reichend bleibt. 

Ganz  allgemein  vermag  eine  Wasserstraße  ihren  vollen  Wert 
erst  zu  entfalten,  wenn  sie  als  Glied  eines  möglichst  weitausge- 
bauten Wasserstraßennetzes  dem  Verkehr  dienstbar  gemacht  wird. 
Während  die  Donau  ostwärts  den  Anschluß  an  andere  schiffbare 
Ströme,  die  Binnensee  und  schließlich  an  die  Weltstraßen  des 
offenen  Meeres  findet,  läuft  sie  sich  gegen  Westen  fest  und  be- 
raubt sich  dadurch  ihrer  Wirkungen. 

Nun  ist  eine  solche  Beschränkung  zwar  auf  allen  Flüssen  von 
Natur  gegeben.  Indessen  hat  die  Verkehrswirtschaft  in  bezug  auf 
die  Binnenschiffahrt  gerade  die  Aufgabe,  die  Einseitigkeiten  der 
natürlichen  Formung  zu  korrigieren,  um  die  gegebenen  Größen 
so  auszunutzen,  wie  es  das  wirtschaftliche  Interesse  erfordert. 
Das  bedeutet  für  die  verkehrswirtschaftliche  Verwendung  großer 
schiffbarer  Flußläufe  die  Notwendigkeit  ihrer  Auf  Schließung  im 
Oberlauf  und  ihre  Verknüpfung  mit  anderen  schiffbaren  Strom- 
läufen bzw.  mit  dem  Meere  zum  Zwecke  der  Schaffung  weit- 
verzweigter Wasserstraßennetze.  Wenn  durch  eine  solche  Kanal- 
verbindung zudem  der  Anschluß  an  ein  Gebiet  von  hoher  wirt- 
schaftlicher Kraft  erreicht  werden  kann,  so  wird  der  Ausbau  u.  U. 
zu  einer  unabweisbaren  wirtschaftspolitischen  Forderung. 

Wie  liegen  nun  die  Verhältnisse  bezüglich  einer  besseren  Ver- 
kehrsausnutzung der  oberen  Donau? 

Die  meisten  deutschen  Ströme  verlaufen  infolge  der  Abdachung 
Deutschlands  von  Süd  nach  Nord  und  haben  die  Verkehrsrichtung 
der  binnenländischen  Gebietsteile  in  der  gleichen  Weise  beein- 
flußt. An  der  westlichen  Flanke  Deutschlands  zieht  sich  die 
Rheinfurche  weit  nach  Oberdeutschland  hinein  und  lenkt  den 
Verkehr  nordwärts.  Der  Rhein  ist  ursprünglich  auch  der  einzige 
günstige  Wasserweg,  der  dem  binnenländisch  gelegenen  Süd- 
deutschland zu  Gebote  stand.  An  seinen  Ufern  bzw.  in  deren 
Nähe  entstanden  die  wirtschaftlichen  Mittelpunkte  von  Karlsruhe, 
Ludwigshafen-Mannheim,  Mainz  mit  den  benachbarten  unteren 
Mainstädten  und  außerhalb  Süddeutschlands  das  wichtigste  deutsche 
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Industriegebiet,  als  dessen  rheinangelegener  Mittelpunkt  Duisburg/ 
Ruhrort  zu  gelten  hat. 

Für  Mitteldeutschland  und  Böhmen  wirkte  der  Lauf  der  Elbe 
und  ostwärts  die  Oder  in  ähnlicher  Weise.  Da  die  Elbe  in  ihrem 
Oberlaufe  altoesterreichisches  Gebiet  durchfließt,  wurde  auch 
Oesterreich  in  das  Einflußgebiet  der  Nord-  und  Ostsee  einbe- 
griffen und  teilweise  vom  geographisch  näher  gelegenen,  aber 
durch  die  Alpen  schwerer  erreichbaren  Mittelmeer  fortgezogen. 
In  gleicher  Weise  gab  die  Donau  durch  ihren  ostwärts  gerichteten 
Lauf  dem  oesterreichischen  Verkehr  —  und  nicht  dem  Verkehr 
allein  —  seine  charakteristische  Zielrichtung  nach  Osten.  Die 
Verlegung  des  oesterreichischen  Schwerpunktes  in  Richtung  Balkan, 
die  für  das  oesterreichische  und  damit  auch  für  das  großdeutsche 
Schicksal  so  einschneidende  Wirkungen  gezeitigt  hat,  ist  zu 
einem  Großteil  auf  die  geographische  Tatsache  des  Stromver- 
laufs zurückzuführen. 

Dagegen  fehlt  die  entsprechende  Verkehrsverbindung  west- 
wärts in  Richtung  auf  das  Rheintal  vollkommen. 

Der  Mangel  einer  leistungsfähigen,  in  westöstlicher  Richtung 
verlaufenden  Wasserstraße  ist  besonders  in  Süddeutschland  von 
jeher  schmerzlich  empfunden  worden;  denn  die  Querverbindungen, 
die  durch  Neckar  und  Main  gebildet  werden,  eignen  sich  von  Natur 
für  die  Schiffahrt  nur  in  sehr  beschränktem  Maße.  Das  starke 
Gefälle  der  beiden  Nebenflüsse  begünstigt  das  rasche  Auftreten 
von  Hoch-  und  Niedrigwasser  und  zwang  früher  dazu,  den  Schiffs- 
verkehr oft  monatelang  still  zu  legen  oder  empfindlich  einzu- 
schränken. Um  diesen  Uebelständen  abzuhelfen,  ist  die  Kanali- 
sierung beider  Flußstrecken  in  Aussicht  genommen  und  für  die 
Unterläufe  bereits  durchgeführt  worden. 

Der  Ausbau  von  Main  und  Neckar  zu  leistungsfähigen  Wasser- 
straßen zielt  aber  zugleich  darauf  ab,  beide  Nebenflüsse  zu  Teil- 
stücken durchgehender  Großschiffahrtswege  vom  Rhein  zur  Donau 
zu  machen,  um  auf  diese  Weise  den  Verkehr  des  Rheintales  in 
den  Stromlauf  der  Donau  überzuleiten  und  umgekehrt.  Es  ge- 
langten damit  zwei  Projekte  zur  Entstehung:  der  Plan  des  Rhein- 
Main-Donaukanals  und  derjenige  der  Rhein-Neckar-Donauwasser- 
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Straße,  die  beide  von  den  Interessenten  am  Main  und  am  Neckar 
auf  das  eifrigste  verfochten  werden  Die  vorliegende  Untersuchung 
verfolgt  nicht  die  Absicht,  die  Bauwürdigkeit  beider  Projekte 
gegeneinander  abzuwägen.  Bayern  sowohl  wie  Württemberg 
haben  die  Schaffung  neuer  Wasserstraßen  bisher  hauptsächlich  in 
der  Absicht  betrieben,  ihre  wasserstraßenarmen  Gebiete  inten* 
siver  in  das  Verkehrsnetz  Norddeutschlands  einzugliedern.  Der 
Gedanke  der  Wirtschaftsverflechtung  mit  Oesterreich  hat  in  diesen 
Erwägungen  zunächst  nicht  die  Rolle  gespielt,  die  ihm  in  dieser 
Abhandlung  zukommt.  Im  Rahmen  der  großdeutschen  Wirtschafts- 
idee bietet  sich  aber  für  die  Einbeziehung  Oesterreichs  in  das 
wichtige  nordwestdeutsche  Industriezentrum  die  Mainverbindung 
als  der  gegebene  Weg  dar;  seine  Projektierung  hat  zudem  den 
Vorzug  der  Anciennität.  Wenn  darum  die  Bedeutung  der  Donau- 
Neckarverbindung  für  die  großdeutsche  Wirtschaft  keineswegs  ver- 
kannt wird,  so  hat  sich  die  folgende  Untersuchung  aus  Gründen, 
die  sich  nun  einmal  aus  dem  begrenzten  Umfange  der  Abhand- 
lung erklären,  auf  die  Betrachtung  der  Main  Verbindung  zu  be- 
schränken. Dem  Meinungsstreit  über  die  Baudringlichkeit  beider 
Verbindungen  hat  die  nach  beiden  Seiten  vertraglich  gebundene 
Reichsregierung  übrigens  dadurch  zu  begegnen  gewußt,  daß  sie 
die  Wasserstraßen  in  beiderseitig  gleichen  Bauabschnitten  her- 
stellen läßt. 

Der  uralte,  gänzlich  außerhalb  der  Anschlußbestrebungen  ent- 
standene Plan  des  Rhein-Main-Donaukanals  erscheint  nun  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  Anschlußziele  in  einem  neuen  Zu- 
sammenhange und  rechtfertigt  den  Versuch,  die  Verkehrsbedeu- 
tung der  zukünftigen  Wasserstraße  für  die  großdeutsche  Wirt- 
schaft zu  bestimmen. 
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ZWEITER    ABSCHNITT. 

Der  Plan  der  Großschiffahrtsstraße 
Rhein  -  Main  -  Donau. 

1.  Die  Entstehung  des  Planes. 

Die  Forderung  nach  einer  leistungsfähigen  Schiffahrtsstraße 
zwischen  Donau  und  Rhein  lenkt  den  Blick  auf  eine  seit  Jahren 
bestehende  Verbindung  der  beiden  Stromgebiete.  Sie  wird  dar- 
gestellt durch  den  Ludwig-Donaukanal,  der  von  Kelheim  nordwärts 
durch  das  Tal  der  Altmühl  nach  Nürnberg  führt  und  bei  Bamberg 
den  Main  erreicht.  Der  Kanal  entspricht  jedoch  in  seiner  gegen- 
wärtigen Beschaffenheit  nicht  entfernt  den  Anforderungen,  die 
an  eine  leistungsfähige  Schiffahrtsstraße  gestellt  werden  müssen. 
Seine  Existenz  ist  lediglich  ein  Beweis  dafür,  daß  der  Gedanke, 
die  beiden  Ströme  in  eine  schiffbare  Verbindung  zu  bringen, 
nicht  auf  zufälligen  Erwägungen  beruht,  sondern  schon  früh  als 
Notwendigkeit  empfunden  wurde.  Ferner  ist  der  vorhandene 
Kanal  insofern  bedeutungsvoll,  als  er  die  ungefähre  Linienführung 
angibt,  in  der  die  geplante  Großschiffahrtsstraße  zu  verlaufen  hat. 
Darüber  hinaus  kommt  dem  Ludwigkanal  in  seiner  gegenwärtigen 
Gestalt  keine  Bedeutung  zu. 

Es  ist  bezeichnend  für  die  Reichweite  des  Projektes,  daß  be- 
reits Karl  der  Große  im  Jahre  793  den  Bau  eines  Kanals  zwischen 
Rezat  und  Altmühl  in  Mittelfranken  in  Angriff  nahm,  dessen 
Reste  heute  noch  als  »fossa  Carolina«  deutlich  sichtbar  sind. 
Als  durch  die  Erfindung  der  Kammerschleuse  um  das  Jahr  1450 
die  Möglichkeit  gegeben  war,  die  natürlichen  Höhenunterschiede 
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zu  überwinden,  wurde  im  17.  Jahrhundert  neben  anderen  deutschen 
Kanalplänen  auch  das  Projekt  der  Rhein-Donauverbindung  erneut 
erörtert.  Napoleon  I.  beauftragte  den  General  Moreau  und  dessen 
Generalstabschef  Marquis  Desolles  mit  der  Untersuchung  des 
Main-Donaugebietes;  im  Jahre  1825  unterhielt  sich  Eugen  Napo- 
leon mehrfach  mit  Goethe  über  den  Gedanken  der  Main-Donau- 
schiffahrtsstraße. Goethe  verglich  in  seiner  weitschauenden  Art 
eine  solche  Verbindung  mit  dem  Durchstich  der  Landengen  von 
Suez  und  Panama,  und  wenn  er  auch  im  Hinblick  auf  die  Un- 
zulänglichkeit der  deutschen  Mittel  an  der  Ausführung  zweifelte, 
so  nannte  er  doch  das  Gelingen  des  Unternehmens  das  »größte 
wirtschaftliche  Ereignis  Europas«. 

Der  Kanal  in  seiner  heutigen  Gestalt  ist  auf  die  Initiative 
Ludwig  I.  von  Bayern  zurückzuführen,  der  das  Werk  durch  den 
Ingenieur  Freiherr  von  Pechmann  in  den  Jahren  1836 — 1846  aus- 
führen ließ.  Die  Finanzierung  des  Baues  erfolgte  durch  das  Frank- 
furter Bankhaus  Rothschild  unter  starker  Beteiligung  englischen 
Kapitals.  Im  Jahre  1846  wurde  der  Kanal  dem  öffentlichen  Ver- 
kehr übergeben;  aber  schon  zu  Baubeginn  regte  sich  die  Kritik 
und  erklärte  die  Größenabmessungen  für  unzureichend,  ohne  daß 
die  diesbezüglichen  Vorschläge,  insbesondere  diejenigen  des  kur- 
hessischen Nationalökonomen  Lips,  durchgedrungen  wären1). 

Der  Kanal  in  seiner  heutigen  Gestalt  steigt  vom  Main  in  69 
Kammerschleusen  bis  zur  Scheitelhaltung  186,8  m  hinauf  und  fällt 
mit  32  Kammerschleusen  zur  Donau  79,2  m  hinab,  überwindet 
also  auf  einer  Gesamtstrecke  von  nur  176,2  kmj-änge  eine  Höhe 
von  266  m  mit  101  Kammerschleusen.  Die  lichte  Weite  der 
Schleusen  beträgt  4,6  m,  ihre  nutzbare  Länge  34  m.  Der  Kanal 
hat  bei  normalem  Wasserstande  eine  Wassertiefe  von  1,46  m,  die 
Wasserspiegelbreite  im  freien  Kanal  beträgt  15,8  m.  Die  den  Kanal 
befahrenden  Schiffe  besitzen  eine  Länge  von  32,1  m,  eine  Breite 
von  4,5  m  und  haben  eine  Tragfähigkeit  von  127  t.     Die  durch 


')  Denkschrift  des  Reichsverkehrsministeriums  1928:  Die  Rhein-Main-Donau- 
wasserstraße, S.  2  ff. ;  Denkschrift  des  Bayerischen  Staatsministeriums :  Der  Ludwig- 
Main-Kanal,  1914,  Beilage  2;  Rhein -Donau,  Verkehrshandbuch,  a.  a.  O.,  S.  147 
u.  171.     Dem  letzteren  Buch  sind  auch  die  folgenden  Angaben  entnommen. 
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die  zahlreichen  Schleusen  verursachte  Langsamkeit  des  Verkehrs 
und  das  geringe  Fassungsvermögen  der  Schiffe  macht  den  Betrieb 
außerordentlich  kostspielig.  Die  Verwaltung  hat  darum  seit  1863/64 
ständig  mit  Verlust  gearbeitet1);  auch  die  Einführung  von  Motor- 
schiffen im  Jahre  1912  konnte  nicht  verhindern,  daß  selbst  im 
Lokalverkehr  die  Güterbeförderung  ständig  zurückging.  Da  die 
Hauptvoraussetzung  für  das  Gedeihen  des  Kanals,  der  Ausbau 
von  Main  und  Donau,  fehlte,  so  war  sein  Schicksal  als  ausge- 
sprochener Rumpfkanal  besiegelt.  Es  nimmt  somit  nicht  wunder, 
daß  er  neben  den  aufkommenden  Eisenbahnen  rasch  zu  völliger 
Bedeutungslosigkeit  herabsank. 

Der  zunehmende  Mangel  an  Frachtraum  während  des  Welt- 
krieges und  die  kriegerischen  Ereignisse  an  der  unteren  Donau 
ließen  die  Nachteile,  die  das  Fehlen  einer  leistungsfähigen  Schiff- 
fahrtsverbindung zwischen  den  beiden  Strömen  mit  sich  bringt, 
immer  schärfer  zutage  treten.  Im  Jahre  1917  gründete  darum  das 
besonders  interessierte  Bayern  unter  Mitwirkung  des  Deutschen 
Reiches  in  Nürnberg  den  Main-Donau-Stromverband,  dem  auch 
Baden  und  eine  Anzahl  öffentlicher  Körperschaften  beitraten. 
Gleichzeitig  ließ  Bayern  durch  ein  eigens  zu  diesem  Zwecke  ge- 
schaffenes Kanalbauamt  den  Plan  zur  Ausführung  des  Groß- 
schiffahrtsweges bearbeiten  und  stellte  für  die  Entwurfsarbeiten 
IV2  Mill.  Mark  zur  Verfügung.  Der  bayerische  Gesetzentwurf 
vom  Februar  1917,  betreffend  die  Projektierung  einer  Großschiff- 
fahrtsstraße  Rhein -Main -Donau,  sah  nach  der  bevorstehenden 
Beendigung  der  Kanalisierung  des  unteren  Mains  bis  Aschaffen- 
burg die  Weiterführung  der  Arbeiten  zunächst  bis  Bamberg  vor. 
Dann  hieß  es  im  Entwurf  weiter:  »Die  Rücksicht  auf  die  künftigen 
wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Deutschland,  Oesterreich- 
Ungarn  und  dessen  östliche  Nachbarländer  legen  es  nahe,  es  nicht 
bei  einer  Fortführung  der  Kanalisierung  des  Mains  bis  Bamberg 

')  Die  Verluste  entstanden  trotz  der  hohen  Kanalabgabe,  die  seit  15.  4.  24  für 
beladene  Schiffe  1  Pf.  pro  t/km  beträgt,  d.  i.  1,68  RM  auf  dem  gesamten  Kanal. 
Leere  Schiffe  sind  je  nach  der  Schiflsgröße  in  6  Klassen  eingeteilt  und  zahlen 
unerhebliche  Sätze.  Die  nach  Art.  99  RV  zugelassene  Selbstkostendeckung  ist 
nicht  erreicht  worden.     Vgl.  Zeitschrift  für  Binnenschiffahrt,  1926,  S.  108. 
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bewenden  zu  lassen,  sondern  den  baldigen  Ausbau  einer  für  die 
Großschiffahrt  geeigneten  Verbindung  zwischen  Main  und  Donau 
ins  Auge  zu  fassen«1). 

Mit  Oesterreich-Ungarn  hatten  bereits  Besprechungen  über 
eine  einheitliche  Bauausführung  der  beiderseitigen  Stromteile 
stattgefunden. 

Auf  Grund  des  Art.  97  der  Reichsverfassung  ging  das  Eigentum 
an  Main,  Kanal  und  Donau  am  1.  4.  1921  auf  das  Reich  über. 
Der  den  Uebergang  regelnde  Staatsvertrag  vom  29.  Juli  1921  be- 
stimmt folgendes:  »Das  Reich  ist  verpflichtet,  die  von  den 
Ländern  begonnenen  Bauten  an  den  übergehenden  Wasserstraßen 
fortzuführen,  soweit  das  Bedürfnis  in  unveränderter  Weise  fort- 
besteht und  nicht  Rücksichten  auf  die  wirtschaftliche  Lage  des 
Reiches  entgegenstehen«2).  Als  begonnene  Bauten  im  Sinne 
dieser  Bestimmung  gelten  in  bezug  auf  Bayern  die  Mainkanali- 
sierung  von  Offenbach  bis  Aschaffenburg,  die  Staustufe  bei 
Bischberg  und  die  Niedrigwasserregulierung  der  Donau  unter- 
halb Regensburgs. 

Bereits  am  13.  Juni  1921  war  es  zum  Abschluß  eines  Sonder- 
vertrages zwischen  dem  Reiche  und  Bayern  über  die  Ausführung 
der  Main-Donauwasserstraße  gekommen,  in  dem  beide  Teile  sich 
verpflichteten,  »den  Plan  der  Main-Donauwasserstraße  baldigst 
zu  verwirklichen,  soweit  die  Finanzlage  des  Reiches  und  Bayerns 
dazu  die  Möglichkeit  bietet«3). 

Inzwischen  waren  die  vorbereitenden  Arbeiten  des  Kanalbau- 
amtes soweit  gediehen,  daß  am  30.  Dezember  desselben  Jahres 
zur  Gründung  der  im  Staatsvertrage  vorgesehenen  Rhein-Main- 
Donau-A.-G.  in  München  geschritten  werden  konnte.  Die  Ge- 
sellschaft   stellt    ein    gemischtwirtschaftliches  Unternehmen   dar, 


')  Abgedruckt  im  Donau- Jahrbuch,  Wien  und  Leipzig,  1917,  S.  40. 

2)  §  18.  Abgedruckt  in:  Das  gesamte  deutsche  und  preußische  Gesetzgebungs- 
material, Jahrg.  1921,  herausg.  von  Cretschmar. 

3)  Abgedruckt  in  der  Denkschrift  des  Reichs  Verkehrsministeriums:  Die  Rhein- 
Main-Donau  Wasserstraße,  1928,  S.  22  ff.  Ebenda  der  Zusatzvertrag,  betreffend 
die  Beteiligung  von  Baden,  vom  13.  6.  1921  und  der  Ergänzungsvertrag,  betreffend 
das  Bauprogramm  der  Rhein-Main-Donau- A.-G.,  vom  17.  8.  1925. 
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an  dem  außer  dem  Reiche  und  Bayern  auch  Preußen,  Baden, 
Hessen,  Thüringen  und  die  wichtigsten  Städte  am  Rhein,  Main 
und  an  der  Donau  sowie  eine  Anzahl  öffentlicher  Körper- 
schaften beteiligt  sind. 

Das  vom  bayerischen  Kanalbauamte  ausgearbeitete  Projekt, 
mit  dessen  Ausführung  nach  Fertigstellung  der  Mainstrecke  bis 
AschafTenburg  begonnen  werden  sollte,  sah  3  Bauabschnitte  vor. 
Indessen  zehrte  der  Währungsverfall  die  bereitgestellten  Mittel 
rasch  auf  und  machte  die  Beschränkung  auf  Teilarbeiten  nötig. 
Außer  am  Main  wurde  an  der  Donau  zwischen  Regensburg  und 
Passau  gearbeitet,  insbesondere  schritt  der  Ausbau  der  großen 
Staustufe  bei  Passau  soweit  fort,  daß  sie  1927  in  Betrieb  ge- 
nommen werden  konnte.  Die  Finanzierung  der  von  der  Rhein- 
Main-Donau-A.-G.  ausgeführten  Stauwerke  ließ  sich  nur  ermög- 
lichen, weil  ein  neuer  Posten  in  die  Rentabilitätsberechnung 
eingestellt  wurde,  der  für  die  Durchführung  des  gesamten  Pro- 
jektes erhebliche  Bedeutung  gewinnt.  Es  ist  der  Gedanke,  die 
Wassermengen  der  Schiffahrtsstraße  gleichzeitig  zur  Gewinnung 
von  elektrischer  Energie  zu  verwenden.  Neben  jedem  Wehre 
ist  eine  Schiffahrtsschleuse  notwendig,  und  »da  die  Wasserführungs- 
anlagen und  Wehre  demnach  schon  für  die  Schiffahrtsstraße  her- 
gestellt werden  müssen,  erfordert  die  Ausnützung  der  Flußwasser- 
menge mit  dem  jeweiligen  Staugefälle  lediglich  die  Ausführung 
der  Kraftwerke  und  verhältnismäßig  kleiner  Zu-  und  Ablaufgerinne 
vor  und  hinter  dem  Wehr«1).  Dementsprechend  wurden  die 
Staustufen  Untere  Mainmühle,  Viereth  und  Kachletwerk  gleich- 
zeitig als  Wasserkraftanlagen  aufgeführt.  Um  die  notwendigen 
Mittel  zur  Fortsetzung  der  Bauarbeiten  zu  erhalten,  hat  die  Rhein- 
Main-Donau- A.-G.  im  Jahre  1925  unter  der  Garantie  von  Reich 
und  Bayern  eine  20-Millionen-Dollaranleihe  und  ein  Darlehen  des 
Reiches  und  Bayerns  in  Höhe  von  27  Millionen  RM,  zahlbar 
in  drei  Jahresraten,  aufgenommen.  In  den  Reichshaushaltsplan 
für  das  Rechnungsjahr  1929  sind  als  Beteiligung  des  Reichs  an 
der  Rhein-Main-Donau-A.-G.  5,143  Mill.  RM  eingesetzt  worden. 


J)  Rhein-Donau  Verkehrshandbuch,  S.  153. 
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Das  gegenwärtig  in  der  Ausführung  begriffene  Bauprogramm 
(Mainkanalisierung  bis  Würzburg,  Donaukanalisierung  Regens- 
burg—Passau) erfordert  die  Aufbringung  von  rd.  105,9  Mill.  RM, 
von  denen  das  Reich  auf  Grund  der  mit  den  Ländern  geschlossenen 
Verträge  57,1  Mill.  RM  beizusteuern  hat.  Diese  Summe  ist  in 
zehn  Jahresbeiträgen  von  je  rd.  5,72  Mill.  RM  der  Rhein-Main- 
Donau-A.-G.  zur  Verfügung  zu  stellen1). 


2.   Der  gegenwärtige  Stand  der  Kanalarbeiten 

(1929). 

Das  Vortreiben  der  Großschiffahrtsstraße  auf  der  deutschen 
Donau  bis  Regensburg  für  das  Regelschiff  von  1200  t  wird  nach 
Abschluß  der  Niedrigwasserregulierung  in  einigen  Jahren  voraus- 
sichtlich beendet  sein.  Der  Main,  der  einerseits  als  Teil  der 
Wasserstraße,  andererseits  als  Nebenfluß  des  Rheins  zu  werten 
ist,  kann  seit  1921  bis  Aschaffenburg  mit  dem  Rheinschiff  von 
1500  t  befahren  werden.  Da  seine  Kanalisierung  jedoch  in  zeitlich 
weit  auseinanderliegenden  Etappen  erfolgt  ist,  fehlt  ihr  das  ein- 
heitliche Gepräge.  Aus  diesem  Grunde  werden  gegenwärtig 
die  Staustufen  am  Untermain  teilweise  umgebaut  und  gleichzeitig 
mit  Kraftwerken  verbunden. 

Als  nächster  Teil  des  Bauprogramms  soll  die  Großschiffahrts- 
straße am  Main  von  Aschaffenburg  aufwärts  bis  Würzburg  vor- 
getrieben werden.  Der  Bauplan  der  Rhein-Main-Donau- A.-G.2) 
sieht  auf  dieser  Strecke  die  Errichtung  von  13  Staustufen  vor, 
deren  Kraftwerke  eine  mittlere  Jahresleistung  von  31 970  kW  und 
eine  mittlere  Jahresarbeit  von  279,2  Mill.  kWh  erzeugen  sollen3). 


1)  Näheres  siehe  Denkschrift  des  Reichsverkehrsministeriums  1928,  a.  a.  O., 
S.  12.  Ein  Zeichen  für  die  z.  Zt.  zurückhaltende  Baupolitik  der  Reichsregierung 
ist  die  in  der  Denkschrift  angeforderte  geringe  Jahresbausumme. 

2)  Diese  und  die  folgenden  Angaben  entstammen  der  Denkschrift  des  Reichs- 
verkehrsministeriums: Die  Rhein-Main-Donauwasserstraße,  1928,  a.  a.  O. 

3)  Gegenwärtig  befinden  sich  die  Werke  Obernau,  Kleinwallstadt  und  Klingen- 
berg oberhalb  von  AschafTenburg  im  Bau. 
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An  den  Ausbau  der  Mainschiffahrtsstraße  bis  Würzburg  hätte 
sich  dann  die  Kanalisierung  der  Stromstrecke  Würzburg — Bamberg 
und  an  der  Donau  der  Bau  des  Abschnittes  Regensburg — Kelheim 
anzuschließen.  Die  Verbindung  von  Bamberg  zur  Donau  würde 
schießlich   durch  das   eigentliche  Kanalstück   zu  erfolgen  haben. 

Die  Linienführung  war  lange  umstritten.  Es  wurden  40  Varianten 
untersucht,  aus  denen  sich  schließlich  die  folgenden  beiden  als 
besonders  bedeutungsvoll  hervorhoben: 

1 .  Die  Amberger  Linie,  die  vom  Main  bei  Wertheim  abzweigt 
und  über  Nürnberg,  Amberg  die  Donau  bei  Regensburg  erreicht; 

2.  die  Beilngrieser  Linie,  die  von  Bamberg  über  Nürnberg — 
Beilngries  in  das  Tal  der  Altmühl  führt  und  bei  Kelheim  den 
Anschluß  an  die  Donau  findet. 

Die  Entscheidung  fiel  nach  reiflichen  Erwägungen  zugunsten 
der  Beilngrieser  Linie  aus. 

Im  Maingebiet  ist  überdies  die  Anlage  eines  Kanals  im  Wern- 
tal  geplant,  der  das  Maindreieck  Gmünden — Würzburg — Ochsen- 
furt— Kitzingen  abschneiden  und  dadurch  75  km  Weg  ersparen 
würde.  Die  Gesellschaft  hat  vorgeschlagen,  die  Werntallinie  aus- 
zuführen und  Würzburg — Kitzingen  durch  Stichkanalisierung  an- 
zuschließen.    Die  endgültige  Entscheidung  ist  noch  nicht  gefallen. 

Der  Bauentwurf  für  die  Großschiffahrtsstraße  geht  von  dem 
Gedanken  aus,  daß  der  moderne  Wasserweg  gegenüber  den  Eisen- 
bahnen nur  bestehen  kann,  wenn  er  Schiffen  von  großer  Trag- 
fähigkeit den  Durchgangsverkehr  gestattet.  Deshalb  wurde  dem 
Projekt  das  1500  t-Schiff  zugrunde  gelegt,  das  heute  als  Regel- 
schiff für  den  Rhein  angesehen  werden  kann.  Der  Schleppkahn 
von  1500  t  Laderaum  ist  85  m  lang,  10,2  m  breit  und  hat  einen 
Tiefgang  von  2,3  m.  Auf  diese  Größenabmessungen  sind  dem- 
entsprechend Kanalquerschnitt,  Schleusenweite  und  Fahrwegtiefe 
der  Schiffahrtsstraße  festgelegt.  Abweichend  davon  ist,  wie  bereits 
erwähnt  wurde,  der  Ausbau  der  deutschen  Donaustrecke  unter- 
halb Regensburgs  für  Schiffe  von  nur  1000—1200  t  Tragfähigkeit 
in  Angriff  genommen.    Da  aber  die  Schleusen  der  Kachletstaustufe 
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nutzbare  Breiten  von  24  m  und  nutzbare  Längen  von  230  m  auf- 
weisen, in  ihren  Abmessungen  mithin  die  Mainschleusen  noch  über- 
treffen, würde  auch  der  Donauweg  für  1500  t-Schiffe  befahrbar 
sein,  wenn  die  geplante  Niedrigwasserregulierung  dieser  Strecke 
auf  die  Größenabmessungen  des  Rheinschiffes  Rücksicht  nimmt. 

Angesichts  der  Bedeutung,  die  der  Tragfähigkeit  der  Schiffs- 
gefäße für  die  Rentabilität  einer  Wasserstraße  zukommt,  ist  die 
Frage  berechtigt,  ob  das  1500  t-Schiff  denjenigen  Grad  wirtschaft- 
licher Ausnutzung  gewähren  kann,  der  für  die  Ertragsfähigkeit 
des  Kanals  gefordert  werden  muß.  Die  Tendenz  zur  Vergröße- 
rung des  Laderaumes  ist  sowohl  in  der  Seeschiffahrt  als  auch  in 
der  Binnenschiffahrt  unverkennbar.  Indessen  sind  in  der  letzteren 
der  technischen  Entwickelung  gewisse  Grenzen  gezogen.  Da  die 
Ausnutzung  des  Schiffsmaterials  von  der  Größe  des  Aktionsradius 
abhängt,  muß  beim  Bau  neuer  Wasserstraßen  auf  die  bereits 
vorhandenen  Schiffahrtswege  Rücksicht  genommen  werden.  So 
wird  die  Größe  der  Kähne  in  Mitteldeutschland  durch  die  be- 
stehenden Schleusen  und  durch  diejenigen  des  Mittellandkanals 
bestimmt.  Die  letzteren  sind  aber  auf  das  1000  t-Schiff  abgestellt. 
Auf  dem  Rhein  hat  sich  das  1800  t-Schiff  als  wirtschaftlich  er- 
wiesen. Der  Niederrhein  wird  zwar  auch  von  Schiffen  von  2000, 
3000  und  sogar  4000  t  befahren,  indessen  sind  Mittel-  und  Ober- 
rhein wegen  der  Wasserstandsverhältnisse  für  Schiffstypen  von 
1800  t  aufwärts  nicht  regelmäßig  befahrbar.  Dort  bleibt  das 
Schiff  von  1500  t  als  Regelschiff  vorläufig  in  Geltung1). 

Nach  Fertigstellung  der  Wasserstraße  wird  dann  eine  für  den 
genannten  Schiffstyp  befahrbare  Strecke  zur  Verfügung  stehen, 
die  von  Mainz  bis  zur  jetzigen  Reichsgrenze  bei  Passau  695  km 
lang  ist.  Davon  entfallen  auf  das  Maintal  312  km2),  auf  das 
Donautal  215  km  und  auf  die  eigentliche  Kanalstrecke  Bamberg— 
Kelheim  168  km.     Die  bis  zur  Scheitelhaltung  zu  überwindende 


*)  Vgl.  hierzu  auch  die  im  Vorläufigen  Reichswirtschaftsrat  gepflogenen  Ver- 
handlungen des  Ausschusses  zur  Prüfung  der  Fragen  des  binnenländischen  Ver- 
kehrs. (Protokoll  vom  8.  11.  1927.)  Für  die  übrigen  deutschen  Wasserstraßen  er- 
achtet der  Berichterstatter  Fahrzeuge  von  1000—1400  t  für  zweckmäßig. 

2)  Unter  Berücksichtigung  der  Werntallinie. 
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Höhe  beträgt  vom  Main  her  176  m,  von  der  Donau  her  68  m. 
Zur  Bewältigung  der  Höhenunterschiede  dieser  Strecke  dienen 
einschließlich  der  auf  der  oberen  Donau  notwendigen  Staustufen 
30  Schleusen.  Dazu  kommen  weitere  30  Schleusen  auf  dem  Main, 
sodaß  der  Bauplan  für  die  Gesamtstrecke  Mainz — Passau  im  ganzen 
60  Schleusen  vorsieht1). 

Die  Leistungsfähigkeit  der  so  projektierten  Wasserstraße  läßt 
sich  erst  voll  würdigen,  wenn  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Verbin- 
dungsstück zwischen  Rhein  und  Donau  aufgefaßt  wird ;  denn  dann 
bildet  sie  das  Teilstück  einer  Verkehrslinie,  deren  Ausdehnung 
durch  die  Endpunkte  der  beiden  Ströme  bestimmt  ist.  So  be- 
trachtet, wird  nach  dem  Ausbau  der  Rhein-Main-Donauwasser- 
straße ein  Großschiffahrtsweg  zur  Verfügung  stehen,  der  von 
Rotterdam  bis  Sulina  am  Schwarzen  Meer  eine  Gesamtlänge 
von  3454  km  besitzt  und  damit  die  längste  Binnenwasserstraße 
Europas  darteilt. 


3.  Der  Anschluß  als  Voraussetzung  für  den  Ausbau. 

Die  reichsdeutschen  Betrachtungen  des  Problems  versuchen 
dementsprechend  die  Rentabilität  der  Rhein-Main-Donauwasser- 
straße dadurch  nachzuweisen,  daß  sie  den  ungeteilten  Durch- 
gangsverkehr auf  der  langen  einheitlichen  Strecke  den  Berech- 
nungen zugrunde  legen. 

Dabei  wird  aber  übersehen,  daß  das  deutsche  Bauprogramm 
die  Kanalisierung  für  eine  bestimmte  Schiffsgröße  bisher  nicht 
eindeutig  festlegt.  Die  Denkschrift  der  Rhein-Main-Donau-A.-G. 
nennt  zwar  das  1500  t-Fahrzeug  als  Regelschiff,  die  Strecke 
Regensburg— Passau  wird  jedoch  gegenwärtig  nur  für  Fahr- 
zeuge von  1000— -1200  t  reguliert.  Solange  also  die  deutsche 
Donau  keine  größere  Wassertiefe  erhält,  kann  auch  nur  der 
1200  t-Schleppzug  für  den  einheitlichen  Durchgangsverkehr  in 
Ansatz  gebracht  werden. 

J)  Siehe  Anlage  1. 
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Ein  weiterer  die  Berechnungen  erschwerender  Umstand  tritt 
hinzu,  der  in  allen  bisherigen  Betrachtungen  auffallenderweise 
vernachlässigt  worden  ist. 

Der  Ausbau  der  Schiffahrtsstraße  bis  Passau  schafft  immer 
nur  erst  ein  Bruchstück  des  gesamten  Wasserweges.  Der  oester- 
reichische  Donauabschnitt  entspricht  in  seiner  gegenwärtigen  Be- 
schaffenheit nicht  entfernt  den  Anforderungen,  die  ein  regelmäßiger 
Verkehr  für  Schiffe  von  mehr  als  1000  t  an  den  Flußlauf  stellt. 
Es  wurde  bereits  früher  darauf  hingewiesen,  daß  besonders  der 
oberoesterreichische  Abschnitt  wegen  der  zahlreichen  Furten  und 
Untiefen  nicht  als  Großschiffahrtsweg  angesehen  werden  kann 
und  daß,  obwohl  die  Verhältnisse  in  Niederoesterreich  günstiger 
liegen,  Wien  noch  vor  kurzer  Zeit  als  der  obere  Endpunkt  des 
Großschiffahrtsverkehrs  auf  der  Donau  galt.  Die  geplante  Ver- 
bindung kann  mithin  nur  zur  vollen  Auswirkung  gelangen,  wenn 
auch  die  oesterreichische  Stromstrecke  in  den  Bauplan  einbezogen 
wird.  Oesterreich  ist  aber  auf  absehbare  Zeit  unfähig,  die  not- 
wendigen Mittel  aus  eigener  Kraft  aufzubringen1). 

Es  fragt  sich,  welche  anderen  Staaten  ein  so  weitreichendes 
Interesse  an  der  Ausführung  des  Projektes  haben,  um  die  Arbeiten 
evtl.  zu  finanzieren.  Der  Friedensvertrag  von  Versailles  zählt  in 
Art.  331  die  Donau  von  Ulm  abwärts  unter  die  für  international 
erklärten  Flüsse  und  stellt  in  Art.  338  die  besondere  Regelung 
der  die  Donau  angehenden  Fragen  in  Aussicht.  In  Ausführung 
dieses  Artikels  entstand  das  am  1.  Oktober  1922  in  Kraft  getretene 
Donaustatut,  das  die  Ueberwachung  der  Durchführung  der  im 
Statut  festgelegten  Anordnungen  der  neugeschaffenen  »Inter 
nationalen  Donaukommission«  anvertraut.  In  dieser  Kommis- 
sion sind  die  sieben  Uferstaaten,  darunter  Oesterreich,  Bayern 
und  Württemberg,  und  ferner  die   Mitgliederstaaten   der   »Euro- 


*)  Oesterreich  hat  von  1923  bis  1926  für  die  Erhaltung  und  Verbesserung  des 
Donauschiffahrtsweges,  für  Flußregulierungen  und  Hochwasser  -  Schutzdämme 
45,5  Mill.  S.  (27,3  Mill.  RM)  aufgewendet;  hiervon  entfielen  auf  die  Donauregu- 
lierung nur  rd.  10  Mill.  S.  Zeitschrift  für  Binnenschiffahrt  1927,  S.  330.  Das 
oesterreichische  Budget  für  1929  sieht  zur  Vornahme  von  Wasserbauten  einen 
Betrag  von  nur  29  Mill.  S.  (17  Mill.  RM)  vor.     Ebenda  1929,  S.  217. 
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päischen  Donaukommission«1)  mit  je  einer  Stimme  vertreten. 
Das  Donaustatut  sieht  u.  a.  die  Aufstellung  eines  einheitlichen, 
die  gesamte  Donau  umfassenden  Ausbauprogramms  vor.  Die 
Ausarbeitung  des  allgemeinen  Ausbauplanes  ist  jedoch  auf  un- 
bestimmte Zeit  zurückgestellt  worden.  Statt  dessen  sind  nur  all- 
gemeine Leitsätze  zur  Annahme  gelangt,  die  sich  auf  die  ein- 
heitliche Durchführung  der  der  Kommission  vorzulegenden  Ent- 
würfe beziehen.  Der  einzige  Entwurf  von  Bedeutung,  der  der 
Kommission  satzungsgemäß  bisher  zur  Ueberprüfung  vorgelegen 
hat,  ist  der  von  der  bayerischen  Regierung  eingereichte  Bauplan 
der  Kachletstufe.  Im  übrigen  ist  für  die  Ausgestaltung  der 
Donauwasserstraße  durch  die  Kommission  so  gut  wie  nichts  ge- 
schehen. Daran  wird  sich  auch  in  Zukunft  kaum  etwas  ändern, 
da  die  eigentliche  Aufgabe  der  Kommission  in  der  Sicherung  des 
internationalen  Charakters  der  Donau  und  nicht  im  Ausbau  der- 
selben besteht.  Die  Herstellung  des  Großschiffahrtsweges  wird 
vielmehr  nach  wie  vor  von  der  Initiative  der  Anliegerstaaten 
abhängen.  Daran  ändern  auch  die  Bemühungen  des  Völkerbundes 
nichts,  der  im  Jahre  1925  den  Engländer  W.  D.  Hines  beauftragte, 
die  Möglichkeiten  einer  Hebung  der  Donauschiffahrt  zu  unter- 
suchen. Der  in  vieler  Beziehung  beachtenswerte  Bericht  kommt 
zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Donauschiffahrt  nur  dann  auf  höhere 
Erträgnisse  rechnen  kann,  wenn  außer  der  Beseitigung  der  gegen- 
wärtigen Verkehrserschwerungen  an  den  zahlreichen  Grenzüber- 
gängen gewisse  technische  Maßnahmen  durchgeführt  werden, 
unter  denen  auch  der  Bau  einer  Verbindung  zum  Rhein  Er- 
wähnung findet2). 

Nun  zeigen  sich  die  donauabwärts  gelegenen  Staaten  an  einer 
Stromregulierung,  deren  Früchte  in  erster  Linie  O esterreich  zu- 
gute kämen,  vollkommen  desinteressiert.  Das  finanzkräftigste 
Land,  die  Tschechoslowakei,  ist  eifrig  bemüht,  Preßburg,  Komorn 


1)  Die  »Europäische  Donaukommission«  besteht  seit  1856  und  ist  zuständig 
für  die  sog.  Seedonau,  d.  i.  die  Strecke  von  Braila  bis  zur  Mündung.  Deutsch- 
land und  Oesterreich  sind  seit  1918  in  ihr  nicht  mehr  vertreten. 

2)  W.  D.  Hines,  Rapport  Relatif  ä  la  Navigation  sur  le  Danube,  Genf  1925. 
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und  neuerdings  auch  Kolozsnema  als  moderne  Donauhäfen  aus- 
zubauen und  durch  Gewährung  günstiger  Umschlagstarife  den 
Donauumschlagsverkehr  von  Wien  abzulenken.  Besonders  Preß- 
burg ist  ausgesprochener  Konkurrenzplatz  zu  Wien  geworden. 
Die  Ausstattung  mit  den  modernsten  Umschlagsvorrichtungen  in 
Verbindung  mit  einer  entsprechenden  Tarifpolitik  der  Eisenbahnen 
hat  eine  Steigerung  des  Verkehrs  in  den  Häfen  Preßburg  und 
Komorn  erbracht,  die  im  Jahre  1926  gegenüber  1925  fast  100  °/o 
betrug,  und  die  auch  in  den  folgenden  Jahren  ständig  zunahm. 
Desgleichen  bringt  Ungarn  für  den  Ausbau  des  Budapester  Hafens 
beträchtliche  Opfer.  Auf  keinen  Fall  denken  diese  Staaten  daran, 
ein  Projekt  zu  unterstützen,  aus  dem  Oesterreich  und  insbesondere 
Wien  Nutzen  ziehen  könnte. 

Noch  weniger  kommen  die  übrigen,  donauabwärts  gelegenen 
Staaten  für  die  Finanzierung  in  Frage.  Die  geringe  finanzielle 
Leistungsfähigkeit,  die  Dringlichkeit  anderer  Aufgaben  und  die 
Tatsache,  daß  die  Schiffahrtsinteressen  dieser  Länder  von  jeher 
nach  dem  Schwarzen  Meer  gerichtet  sind,  erübrigen  jede  weitere 
Erörterung  einer  solchen  Möglichkeit. 

Unter  den  Anliegerstaaten  bleibt  mithin  Deutschland  als  ein- 
ziges Land  übrig,  dessen  Interesse  an  dem  Projekt  groß  genug 
ist,  um  die  eventuelle  Bereitstellung  der  für  die  Ausführung  not- 
wendigen Mittel  zu  rechtfertigen. 

Indessen  kann  auch  Deutschland  an  die  Finanzierung  der  Donau- 
regulierung nur  unter  der  Voraussetzung  denken,  daß  ihm  als 
Aequivalent  seiner  Aufwendungen  zumindest  eine  weitgehende 
Einflußnahme  auf  die  oesterreichische  Donauschiffahrt  eingeräumt 
wird.  Eine  solche  Maßregel  würde  aber  für  ein  wichtiges  Ge- 
biet der  Wirtschaft  das  bedeuten,  was  der  wirtschaftliche  An- 
schluß als  Ziel  erstrebt.  Noch  einfacher  würden  sich  die  Dinge 
gestalten,  wenn  Oesterreich  in  den  deutschen  Wirtschaftskörper 
oder  gar  in  den  politischen  Staatsverband  aufgenommen  würde; 
denn  dann  hätte  die  gemeinsame  Wirtschaft  alle  Garantien  in  der 
Hand,  die  nötig  sind,  um  eine  so  umfangreiche  Kapitalanlage, 
wie  die  Donaukanalisierung  sie  darstellt,  zu  rechtfertigen. 
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4.  Der  Kanalausbau  als  Ergänzung  des  Anschlusses. 

Die  wechselseitige  Verbundenheit  von  Anschlußproblem  und 
Kanalprojekt  tritt  noch  deutlicher  zutage,  wenn  wir  uns  die  ver- 
kehrspolitische Lage  Oesterreichs  ins  Gedächtnis  zurückrufen  und 
bedenken,  daß  das  vom  Meer  abgedrängte,  seiner  wichtigsten 
Eisenbahnlinien  verlustig  gegangene  Land  die  verkehrswirtschaft- 
lichen Vorteile  dort  wahrnehmen  muß,  wo  sie  sich  ihm  bieten. 
Das  bedeutet  für  Oesterreich  die  ständige  Gefahr  der  Ablenkung 
seiner  Volkswirtschaft  in  der  Richtung  der  günstigsten  Verkehrs- 
verbindungen. Wenn  die  vorteilhafteren  Verkehrslinien  aber  statt 
nach  Deutschland  nach  anderen  Staaten  gerichtet  sind,  so  wird 
die  oesterreichische  Wirtschaft  selbst  im  Falle  des  formell  voll- 
zogenen Anschlusses  von  diesen  Möglichkeiten  Gebrauch  machen 
und  von  Deutschland  abgedrängt  werden.  Die  Gefahr  ist  be- 
sonders groß,  weil  das  kleine,  politisch  und  finanziell  behinderte 
Land  an  die  Schaffung  neuer  eigener  Verkehrsverbindungen  von 
Bedeutung  nicht  denken  kann.  Aber  auch  Deutschland  wird  die 
möglichen  Früchte  des  Anschlusses  nicht  ernten,  wenn  das  an- 
angeschlossene Gebiet  verkehrspolitisch  anderweitig  orientiert 
bleibt  und  nur  durch  eine  verlustreiche  Tarifpolitik  künstlich  auf 
die  reichsdeutsche  Basis  zurückgeholt  werden  kann. 

In  diesem  Zusammenhange  gewinnen  zunächst  die  Pläne  der 
Tschechoslowakei  Bedeutung,  die  darauf  abzielen,  die  Donau 
durch  Kanäle  mit  der  Elbe  und  Oder  zu  verbinden.  Der  Donau- 
Oderkanal,  dessen  Bau  bereits  1901  von  der  oesterreichischen 
Regierung  ernsthaft  erwogen  wurde,  und  der  nach  den  damaligen 
Plänen  in  Wien  enden  sollte,  ist  nach  den  neuen  Prager  Ent- 
würfen als  ausschließlich  tschechoslowakisches  Projekt  gedacht. 
Als  Mündungsplatz  ist  Preßburg  vorgesehen.  Für  die  Ernst- 
haftigkeit der  Bauabsichten  spricht  der  Umstand,  daß  im  Jahre 
1926    öffentliche,    bauliche    und  wasserrechtliche  Verhandlungen 
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geführt  wurden,  um  welche  die  amerikanische  Vacuum  Oil  Com- 
pany bei  der  politischen  Landesbehörde  nachgesucht  hatte.  Die 
Gesellschaft  erhielt  Baukonsens  für  die  Errichtung  einer  groß- 
angelegten Oelraffinerie  in  Perau.  Dieser  Ort  wurde  ausdrück- 
lich deshalb  gewählt,  weil  neben  wichtigen  Eisenbahnlinien 
der  geplante  Kanal  dort  einen  seiner  bedeutendsten  Knoten- 
punkte erhalten  wird.  Auch  andere  amerikanische  Firmen, 
deren  weitschauende  Wirtschaftspolitik  bekannt  ist,  haben  Bau- 
grund erworben1). 

Von  ähnlicher  Bedeutung  für  die  zukünftige  Verkehrsrichtung 
der  danubischen  Wirtschaft  kann  der  gleichfalls  geplante  Donau- 
Elbekanal  werden,  der  mangels  einer  Verbindung  zum  Rhein  die 
einzige  Möglichkeit  darstellen  würde,  die  deutschen  Nordsee- 
häfen auf  dem  Wasserwege  zu  erreichen.  Die  Verwirklichung 
dieser  lebhaft  diskutierten,  vorerst  aus  finanziellen  Gründen  noch 
nicht  spruchreifen  Pläne  würde  auf  jeden  Fall  die  verkehrs- 
politische Stellung  der  Tschechoslowakischen  Republik  erheblich 
stärken  und  alle  die  Nachteile  vergrößern,  die  aus  der  Lage 
dieses  Staates  für  die  oesterreichisch- deutschen  Verkehrsbe- 
ziehungen an  anderer  Stelle  bereits  gefolgert  worden  sind.  Der 
großdeutschen  Wirtschaft  erwächst  hier  offenbar  die  Aufgabe, 
solchen  Plänen  rechtzeitig  zu  begegnen. 

Indessen  kommt  diesen  wie  zahlreichen  anderen,  höchstenfalls 
bis  zum  Entwurf  gediehenen  Kanalprojekten  nicht  die  Bedeutung 
zu,  wie  dem  seit  langem  bestehenden  Wege  über  den  Hafen 
von  Triest. 

Bis  zum  Frieden  von  St.  Germain  bildete  der  Platz  an  der  Adria 
den  einzigen  größeren  Hafen,  über  den  das  binnenländisch  ge- 
legene Oesterreich  verfügte.  In  der  Vorkriegszeit  fand  aber  auch 
bereits  eine  Teilung  des  oesterreichischen  Ueberseeverkehrs 
zwischen  den  adriatischen  und  Nordseehäfen  statt,  wobei  die  in 
ihrem  Oberlaufe  altoesterreichisches  Gebiet  durchfließende  Elbe 
eine  verkehrswirtschaftlich  bedeutsame  Rolle  spielte.  Die  oester- 
reichische  Regierung  versuchte  zwar  mit  allen  Mitteln  der  Eisen- 


')  Zeitschrift  für  Binnenschiffahrt  1927,  S.  143. 
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bahntarif-  und  Schiffahrtspolitik  den  Verkehr  über  die  oester- 
reichischen  Seehäfen  zu  leiten  und  der  eigenen  Handelsflotte 
zuzuführen,  sie  konnte  jedoch  nicht  verhindern,  daß  vor  allem 
der  Verkehr  der  Sudetenländer  die  Elb Wasserstraße  dem  Wege 
über  Triest  vorzog,  und  sie  sah  sich  sogar  genötigt,  den  Elb- 
umschlagsverkehr  durch  günstige  Eisenbahntarife  zu  fördern.  Trotz- 
dem zeigen  die  Verkehrszahlen  der  Vorkriegszeit,  daß  der  oester- 
reichische  Einfuhrverkehr  aus  Uebersee  den  Weg  über  Triest 
günstiger  fand  als  den  Weg  über  die  deutschen  Seehäfen.  Im 
Jahre  1913  wurden  eingeführt  über  Triest  2,31  Mill.  t,  über  die 
Elbe  (ausschließlich  des  unbeträchtlichen  Verkehrs  über  die  sächsi- 
schen Umschlagsplätze)  0,78  Mill.  t.  Ein  für  die  reichsdeutsche 
Beteiligung  günstigeres  Bild  ergeben  die  Ausfuhrziffern.  Danach 
wurden  ausgeführt  über  Triest  1,14  Mill.  t,  über  die  Elbe  2,55  Mill.  t. 
Selbst  wenn  der  für  den  Eibweg  wichtige  Braunkohlenverkehr  in 
Abzug  gebracht  wird,  betrug  die  Ausfuhr  über  die  Elbe  (aus- 
schließlich des  Verkehrs  über  die  sächsischen  Umschlagsplätze) 
1,05  Mill.  t.  Ferner  wurden  zwischen  der  oesterreichisch-ungari- 
schen  Monarchie  und  den  deutschen  Seehäfen  auf  dem  durch- 
gehenden Bahnwege  im  Jahre  1913  befördert  in  der  Einfuhr- 
richtung 0,36  Mill.  t,  in  der  Ausfuhrrichtung  0,19  Mill.  t1). 

Wenn  durch  das  Ausscheiden  der  Sudetenländer  aus  dem 
oesterreichischen  Staatsverband  das  Bild  nach  dem  Kriege  auch 
wesentlich  verändert  erscheint,  so  hat  das  Problem  der  Ver- 
kehrsteilung zwischen  Adria  und  deutschen  Seehäfen  gerade 
im  Hinblick  auf  die  Anschlußbestrebungen  an  Bedeutung  eher 
zu-  als  abgenommen. 

Zunächst  ist  zu  beachten,  daß  auch  die  das  heutige  Oesterreich 
bildenden  Bundesländer  bereits  vor  dem  Zerfall  der  Monarchie 
am  Eibverkehr  beteiligt  waren.  Nach  den  statistischen  An- 
gaben2) für  das  Jahr  1913  entfielen  von  dem  Bahnversand  nach 
Triest  314  771  t  auf  das  heutige  Oesterreich,  über  die  böhmischen 
Elbumschlagsplätze  gingen  in  der  Ausfuhrrichtung  67  824  t.  Am 
Bahnempfang  von  Triest  waren  die  Bundesländer  mit  466  282  t 

')  Ondraczek,  a.  a.  O.,  S.  52  ff. 
2)  Ebenda,  S.  55. 

47 


beteiligt,  über  den  Eibweg  wurden  nur  26  451  t  eingeführt.  In 
diesen  Angaben  fehlen  die  Zahlen  für  die  auf  dem  durchgehen- 
den Bahnwege  zwischen  O  esterreich  und  den  deutschen  See- 
häfen beförderten  Gütermengen,  da  die  deutsche  Eisenbahnstatistik 
keine  für  das  heutige  Oesterreich  geltende  Aufstellung  enthält. 
Infolgedessen  können  die  Zahlenangaben  auch  kein  zutreffendes 
Bild  vom  Gesamtverkehr  vermitteln,  der  zwischen  dem  heutigen 
Oesterreich  und  den  deutschen  Häfen  sich  abgewickelt  hat. 
Immerhin  ist  aber  zu  ersehen,  welchen  großen  Vorsprung  der 
Triester  Hafen  gegenüber  den  deutschen  Seehäfen  aufweist. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  in  der  Nachkriegszeit  grundlegende  Ver- 
schiebungen in  der  Verkehrsteilung  eingetreten  sind.  Es  wurde 
schon  erwähnt,  daß  der  früher  oesterreichische  Hafen  von  Triest 
seine  Vorzugsstellung  der  zielbewußten  Eisenbahntarif-  und  Schiff- 
fahrtspolitik der  altoesterreichischen  Regierung  verdankte,  die 
insbesondere  die  Eisenbahntarife  der  oesterreichischen  Bundes- 
bahnen auf  der  Triester  Linie  so  niedrig  ansetzte,  daß  eine  ernst- 
hafte Konkurrenz  der  reichsdeutschen,  seewärts  gerichteten  Ver- 
kehrslinien von  vornherein  unterbunden  wurde.  Besonders  waren 
die  deutschen  Eisenbahnen  benachteiligt,  sodaß  nur  der  Wasser- 
weg der  Elbe  als  Konkurrent  in  Frage  kam.  Nun  bestände  nach 
dem  Verlust  der  adriatischen  Küste  und  der  Handelsflotte  kein 
Anlaß  mehr,  Triest  gegenüber  den  deutschen  Seehäfen  zu 
begünstigen.  Aber  in  Art.  312  des  Friedensvertrages  von 
St.  Germain  ist  Oesterreich  die  Verpflichtung  auferlegt  worden, 
die  vor  dem  Kriege  geübte  Art  der  Eisenbahntarifbildung  auch 
weiterhin  beizubehalten.  Der  Grund  dieser  Bestimmung  ist  in 
dem  Bestreben  Italiens  zu  suchen,  dem  Triester  Hafen  auch  in 
Zukunft  seinen  Vorkriegs  verkehr  zu  erhalten.  Deshalb  hat  es 
die  adriatischen  Frachttarife  teilweise  niedriger  als  die  eigenen 
Binnentarife  angesetzt  und  durch  diese  Maßnahmen  im  Verein 
mit  Art.  312  des  Friedensvertrages  auch  in  der  Tat  erreicht,  daß 
der  Freihafen  von  Triest  ungefähr  90%  des  gleichen  Durch- 
gangsverkehrs aufweist  wie  vor  dem  Kriege1). 


')  Ondraczek,  a.  a.  O.,  S.  56. 
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Was  den  Eisenbahnverkehr  Triests  mit  dem  heutigen  Oester- 
reich  im  besonderen  anbetrifft,  so  beliefen  sich1) 

die  eingetroffenen  die  abgeförderten 

Gütermengen  Gütermengen 

1913  auf  466  282  t  364  770  t 

1926  „  279  854,,  206180,, 

1927  „  268480,,  287  878,, 

1928  „  249  549,,  342  794,, 

Da  in  den  für  das  Jahr  1913  gültigen  Zahlen  auch  die  beför- 
derten Gütermengen  der  an  Jugoslawien  und  Italien  abgetretenen 
Gebiete  eingerechnet  sind,  so  ist  die  Spanne  zwischen  der  Vor- 
und  Nachkriegszeit  in  Wirklichkeit  geringer.  Die  Aufstellung 
zeigt  dann  deutlich,  daß  der  oesterreichische  Ueberseeverkehr 
nach  wie  vor  den  Weg  über  Triest  bevorzugt. 

Es  ist  klar,  daß  diese  verkehrspolitische  Gestaltung  dem  groß- 
deutschen Wirtschaftsinteresse  nicht  zum  Vorteil  gereicht.  Nach 
dem  Verluste  des  Eibweges  fehlt  mangels  einer  Wasserstraßen- 
verbindung nach  dem  Rhein  im  Verkehrsnetz  beider  Staaten  jede 
Verkehrslinie,  die  den  Güteraustausch  zu  den  Bedingungen  der 
Binnenschiffahrt  ermöglicht.  Wenn  mithin  die  später  unter  Be- 
weis zu  stellende  Behauptung  zutrifft,  daß  der  Wassertransport 
mit  niedrigeren  Frachtsätzen  auskommt  als  die  Eisenbahnbeför- 
derung, so  muß  eine  im  Anschlußgeiste  geführte  Verkehrspolitik 
auch  im  Hinblick  auf  den  Ueberseeverkehr  die  Schaffung  der 
Rhein-Main-Donauverbindung  anstreben.  Der  Ausbau  der  Wasser- 
straße würde  unter  Ausnutzung  des  einzigen  schiffbaren  Fluß- 
laufes, über  [den  Oesterreich  verfügt,  das  Land  nicht  nur  von 
den  italienischen  Häfen  unabhängiger  machen,  sondern  es  nach 
vollzogenem  Anschluß  gleichzeitig  wieder  in  den  Besitz  eigener, 
schmerzlich  vermißter  Hafenplätze  setzen. 

Allerdings  sind  die  Wirkungen  der  Rhein-Main-Donauverbin- 
dung für  die  deutschen  Nordseehäfen  vorsichtig  zu  beurteilen; 
denn  es  entsteht  die  Gefahr,   daß  ein  Teil  der  im  Ueberseever- 


')  Mitteilung  der  General direktion  der  Oesterr.  Bundesbahnen. 
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kehr  gefahrenen,  für  den  Wassertransport  geeigneten  Güter  dann 
die  holländischen  und  belgischen  Häfen  den  deutschen  Plätzen 
vorzieht,  um  den  gebrochenen  Transport  zu  vermeiden.  Diese 
auch  in  der  Denkschrift  des  Reichsverkehrsministeriums1)  zum 
Ausdruck  gebrachten  Bedenken  verlieren  jedoch  an  Gewicht, 
sobald  Oesterreich  an  das  Reich  angeschlossen  wird.  In  der  ge- 
meinsamen Wirtschaft  werden  die  schon  heute  z.  T.  engen  Be- 
ziehungen des  oesterreichischen  Handels  zu  den  deutschen  Plätzen 
eine  wesentliche  Vertiefung  erfahren,  und  ferner  rechtfertigt  dann 
das  großdeutsche  Wirtschaftsinteresse  den  weiteren  Ausbau  der 
schon  heute  geltenden  Ausnahmetarife  der  deutschen  Eisenbahnen 
nach  diesen  Plätzen.  Die  Anschlußwirkungen  werden  sich  vor- 
aussichtlich nicht  nur  für  die  holländisch-belgische  Konkurrenz 
fühlbar  machen,  sondern  auch  dem  alten  Tarif  streit  Hamburg- 
Triest  ein  anderes  Gesicht  verleihen;  denn  es  ist  ein  Unterschied, 
ob  Deutschland  und  Italien  um  die  oesterreichische  Verkehrs- 
menge in  Wettbewerb  stehen,  oder  ob  Großdeutschland  und 
Italien   für   die    großdeutsche  Gütermenge  Frachtraum   anbieten. 


')  Denkschrift  v.  Jan.  1928,  S.  18. 
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DRITTER   ABSCHNITT. 

Die  Bedeutung  der  Großschiffahrtsstraße  für 
die  wirtschaftliche  Ergänzung  beider  Länder. 

1.  Die  Wirkungen  für  die  Binnenschiffahrt. 

Eine  vom  Standpunkte  der  Anschlußbestrebungen  geführte 
Untersuchung  der  Kanalwirkungen  kann  sich  mit  den  bisherigen 
Ergebnissen  nicht  begnügen.  Nichts  wäre  verkehrter  als  ein 
Optimismus,  der  sich  auf  allgemeine,  teilweise  unsichere  Erkennt- 
nisse stützt,  deren  tatsächlicher  Wert  erst  in  der  Zukunft  zum 
Vorschein  kommen  kann.  Die  Wirtschaft  bedarf  anderer  Garantien, 
bevor  sie  sich  zur  Anlage  so  großer  Kapitalien  entschließt,  wie 
der  moderne  Kanalbau  sie  erfordert.  Da  der  Plan  des  wirt- 
schaftlichen Anschlusses  gerade  auf  solchen  rechnerischen  Er- 
wägungen aufbaut,  gilt  das  Gesagte  für  unsere  Untersuchung 
ganz  besonders. 

Bei  der  Betrachtung  der  tatsächlichen  Wirkungen  ist  aber  gleich 
anfangs  festzustellen,  daß  die  wirtschaftliche  Reichweite  der  durch- 
gehenden Wasserstraßen  Verbindung  Nordsee — Schwarzes  Meer 
nicht  auf  die  Beziehungen  zwischen  Oesterreich  und  Deutschland 
beschränkt  bleibt,  sondern  sich  auch  auf  alle  anderen  im  Einfluß- 
gebiete  des  Rheins  und  der  Donau  gelegenen  Staaten  erstreckt. 
Weiterhin  ist  zu  beachten,  daß  die  Bedeutung,  die  der  Groß- 
schiffahrtsweg für  die  beiden  hier  in  Frage  kommenden  Länder 
erlangen  kann,  vom  Anschluß  zunächst  nicht  einmal  berührt 
wird,  sondern  auch  bei  zukünftiger  getrennter  Wirtschaftsführung 
spürbar  werden  muß.  Da  es  sich  jedoch  in  dieser  Untersuchung 
nur  um  die  wechselseitige  Bedingtheit  von  Wasserstraßenprojekt 
und  Anschlußproblem  handelt,  so  sind  unter  Ausscheidung  der 
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übrigen  Fragen  lediglich  die  Wirkungen  zu  beachten,  die  sich  durch 
den  Ausbau  der  Großschiffahrtsstraße  in  bezug  auf  die  Anschluß- 
ziele ergeben  können.  Diese  Wirkungen  gilt  es  nunmehr  im 
einzelnen  zu  untersuchen. 

Da  die  Herstellung  der  Rhein-Donauverbindung  eine  bedeut- 
same Erweiterung  des  Verkehrsnetzes  beider  Staaten  darstellt,  so 
werden  die  wirtschaftlichen  Folgen  zuerst  für  denjenigen  Teil 
der  Wirtschaft  in  Erscheinung  treten,  dem  der  unmittelbare  Ge- 
brauch der  Wasserstraße  zusteht.  Das  ist  die  Binnenschiffahrt 
beider  Länder.  Ihre  Aussichten  sollen  darum  an  erster  Stelle 
erörtert  werden.  Dabei  erweist  es  sich  als  zweckmäßig,  zunächst 
die  Wirkungen  zu  betrachten,  die  sich  für  die  Donauschiffahrt 
ergeben  können  und  danach  die  Untersuchung  auf  die  am  zu- 
künftigen Kanalverkehr  ebenfalls  beteiligte  Rheinschiffahrt  auszu- 
dehnen. Zur  Aufhellung  der  möglichen  Wirkungen  ist  zunächst 
ein  kurzer  Blick  auf  die  gegenwärtige  Kräfteverteilung  in  der 
Donauschiffahrt  zu  werfen. 

Den  Dienst  auf  der  Donau  versehen  heute  15  Schiffahrtsgesell- 
schaften, von  denen  für  die  deutsch-oesterreichischen  Verkehrs- 
beziehungen   hauptsächlich   die  folgenden  in  Betracht  kommen: 

Für  den  deutsch-oesterreichischen  Verkehr  wichtige 

Schiffahrtsunternehmungen  auf  der  Donau  nach  dem 

Stand  zu  Ende  des  Jahres  19271)- 

Schiffahrtsunternehmungen 

Erste  Donau-Dampfschiffahrts-Ges. 
Südd.  Donau-Dampfschiffahrts-Ges. 
Kgl.  Ung.  Fluß-  u.  Seeschiffahrts-A.-G. 
Bayerischer  Lloyd  Schiff ahrts-A.-G. 
Tschechoslow.  Donau-Schiffahrts-Ges. 
Staatl.  Flußschiffahrt  SHS. 


Eiserne 

D 

ampfer 

Schleppboote 

Zahl 

PSi 

Zahl   Tragfähigk.  i.  t 

76 

44  990 

428    248464 

3 

3  000 

12        5  300 

80 

25  372 

232    135  065 

15 

9980 

102      89  000 

17 

8420 

120      78016 

81 

578 

l)  Statistisches  Handbuch  für  die  Republik  Oesterreich  1928. 
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Für  die  Kräfteverteilung  innerhalb  der  aufgeführten  Schiff- 
fahrtsunternehmungen  ist  es  bezeichnend,  daß  mit  Ausnahme  des 
Bayerischen  Lloyd  an  allen  Gesellschaften  englisches  und  an 
einigen  französisches  Kapital  maßgebend  beteiligt  ist. 

Der  englische  Einfluß  wurde  besonders  nach  Friedensschluß 
fühlbar,  als  die  englische  Finanz  den  bedrängten  oesterreichischen 
Schiffahrtsgesellschaften  das  Anerbieten  machte,  die  Betriebe  zu 
übernehmen.  Der  Exponent  der  englischen  Donaupolitik  ist  das 
von  einer  englischen  Finanzgruppe  gegründete  »River-Syndicat«, 
dem  unter  Leitung  der  englischen  Handelskorporation  die  Lloyds- 
bank und  die  Firmen  Rothschild,  Schröder,  Morgan  und  Green- 
fell  angehören.  Das  Syndikat  schuf  im  Jahre  1919  die  »Danube 
Navigation  Company«  in  London,  die  heute  als  Holdinggesellschaft 
das  halbe  Aktienkapital  der  Ungarischen  Fluß-  und  Seeschiffahrts- 
Gesellschaft,  ferner  20  °/o  des  Aktienkapitals  der  Ersten  Donau- 
Dampfschiffahrts-Gesellschaft  und  damit  auch  die  Aktienmehrheit 
in  der  Süddeutschen  Dampfschiffahrts-Gesellschaft  besitzt1). 

Frankreich  erhielt  auf  Grund  des  Versailler  Vertrages  und  (des 
amerikanischen  Schiedsspruches  über  die  Verteilung  der  Donau- 
flotte vom  Jahre  1921  aus  deutschem  und  oesterreichischem  Be- 
sitz 82  Donaufahrzeuge  zugewiesen.  Die  französische  Regierung 
gründete  daraufhin  mit  der  Messagerie  maritime  und  der  Gesell- 
schaft Fraissinet  zusammen  die  »Societe  de  Navigation  Danu- 
bienne«  und  sicherte  ihr  staatliche  Unterstützung  zu.  Das  franzö- 
sische Kapital  wird  hauptsächlich  durch  die  Firma  Schneider- 
Creuzot  vertreten,  die  auch  an  der  Rheinschiffahrt  stark  be- 
teiligt ist2.) 

Das  einzige  reindeutsche  Schiffahrtsunternehmen  auf  der  Donau 
ist  der  Bayerische  Lloyd  mit  dem  Sitz  in  Regensburg.  Die  Ge- 
sellschaft stellte  als  erste  statt  des  700 1- Schleppkahns  das 
1000  t-Schiff  in  Betrieb.  Sie  schuf  ferner  eine  Tankflotte,  die 
für  den  Transport  rumänischer  und  russischer  Mineralöle  eine  Art 


')  Die  Süddtsch.  D.G.  gehört  zu  60°/o  der  D.D.S.G.,  zu  40%  der  Ung.  F.  u.  S.  G. 
2)  Seiermann,  Die  Entwicklung  der  Donauverkehrsverhältnisse  in  der  jüngsten 
Vergangenheit,  1924,  S.  184  ff. 
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Monopolstellung  erlangt  hat.  Neuerdings  ist  sie  dazu  überge- 
gangen, schnellfahrende  Motorgüterschiffe  zu  verwenden,  deren 
gesteigerte  Umlaufsgeschwindigkeit  und  größere  Schnelligkeit  sich 
wirtschaftlich  als  vorteilhaft  erwiesen  haben. 

Die  englische  Finanzgruppe  versuchte  mehrfach,  auch  im 
Bayerischen  Lloyd  Fuß  zu  fassen.  Die  deutsche  Regierung  erließ 
aber  rechtzeitig  ein  Verbot,  das  die  Beeinflussung  der  Gesellschaft 
durch  fremdes  Kapital  verhinderte. 

Das  Vorgehen  der  Reichsregierung  zeigt  deutlich,  wie  der 
immer  mehr  drohenden  Ueberfremdung  der  Donauschiffahrt,  der 
wirksam  zu  begegnen,  Oesterreich  allein  nicht  in  der  Lage  ist, 
im  Anschlußfalle  gesteuert  werden  könnte. 

Nun  hat  im  Jahre  1927  eine  Bewegung  ihren  Abschluß  ge- 
funden, die  als  praktische  Anschlußarbeit  höchstes  Interesse 
verdient.  Die  wichtigsten  Schiffahrtsunternehmungen  auf  der 
Donau  haben  sich  zu  einer  Betriebsgemeinschaft  zusammen- 
geschlossen, um  alle  Vorzüge  eines  großen  Kartells  auszunützen. 
Die  Interessengemeinschaft  umfaßte  zunächst  die  Erste  Donau- 
Dampfschiffahrts  -  Gesellschaft,  die  Süddeutsche  Donau  -  Dampf- 
schiffahrts-Gesellschaft und  die  Ungarische  Fluß-  und  Seeschiff- 
fahrts-Gesellschaft.  Zu  Beginn  des  Jahres  1927  trat  auch  der 
Bayerische  Lloyd  in  das  Kartell  ein.  Die  seit  1.  Oktober  1926 
bestehende  Betriebsgemeinschaft  ohne  Bayerischer  Lloyd  konnte 
die  Flußfrachten  durchschnittlich  um  20 — 30%  gegenüber  den 
Bahnfrachten  senken.  Im  Jahre  1929  wurde  das  Kartell  mit 
zwanzigjähriger  Gültigkeit  erneuert.  Somit  ist  die  private 
Initiative  des  Unternehmertums  von  sich  aus  zu  einem  ersten 
Versuch  praktischer  Anschlußarbeit  durchgedrungen,  und  die 
Wirkung  auf  den  Frachtenmarkt  gibt  eine  ungefähre  Vorstellung 
von  den  Folgen,  die  vom  Gesamtanschlusse  zu  erwarten  sind. 

Diese  Folgen  werden  noch  einschneidender  sein,  wenn  auch 
die  Rheinschiffahrt  in  den  Interessenkreis  der  Donauschiffahrt 
einbezogen  wird. 

Die  Darstellung  kann  sich  hier  kürzer  fassen.  Es  genügt  für 
unsere  Zwecke,  wenn  ersichtlich  gemacht  wird,  in  welchem  Um- 
fange die  deutsche  Rheinflotte  am  Verkehr  auf  dem  fertiggestellten 
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Schiffahrtswege  teilzunehmen  vermag.  Dabei  handelt  es  sich 
zunächst  lediglich  um  die  technischen  Voraussetzungen  der  Teil- 
nahme. Der  Grad  der  Beteiligung  hängt  von  der  Größe  der 
Schiffstypen  ab.  Der  Bestand  der  deutschen  Rheinflotte  umfaßte 
am  31.  Dezember  1927  insgesamt  412  Schlepper  mit  zusammen 
185  300  PS,  2341  Kähne  mit  rd.  2  Mill.  t  Tragfähigkeit  und  ferner 
70  Frachtschiffe  mit  eigener  Triebkraft  und  29  000  t  Ladefähigkeit. 
Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Wasserstraße  Schiffen  von 
1500  t  Kahnraum  den  Durchgang  gestattet,  würden  aus  der 
deutschen  Rheinflotte  am  Kanalverkehr  teilnehmen  können 
1780  Schiffe  mit  1487100  t  Tragfähigkeit  und  317  Schlepper 
mit  167  400  PS1). 

Dazu  tritt  ferner  das  Angebot  von  ausländischem  Frachtraum, 
der  heute  am  Rhein  und  zukünftig  auf  dem  Großschiffahrtsweg 
als  Konkurrent  der  deutschen  Schiffahrt  in  Frage  kommt2).  Denn 
Deutschland  verfügt  infolge  des  Friedensdiktates  von  Versailles 
über  keine  rechtlichen  Handhaben,  die  ihm  eine  Ausschaltung 
fremder  Schiffe  vom  zukünftigen  Kanalverkehr  ermöglicht.  Der 
Versailler  Vertrag  bestimmt  in  Art.  327  die  Freiheit  der  Schiff- 
fahrt auf  den  deutschen  Strömen  und  gewährleistet  diejenige  auf 
dem  Rhein  noch  einmal  besonders  in  Art.  354.  Die  Schiffahrt 
auf  der  Donau  von  Ulm  abwärts  wird  in  Art.  331  für  international 
erklärt,  und  außerdem  bestimmen  Art.  331,  II  und  ebenso  Art.  353 
ausdrücklich,  daß  auch  der  geplante  Schiffahrtsweg  Rhein-Donau 
der  gleichen  internationalen  Behandlung  zu  unterwerfen  ist.  So- 
mit wird  die  fertiggestellte  Wasserstraße  keineswegs  der  groß- 
deutschen Binnenschiffahrt  allein  als  Betätigungsfeld  dienen, 
sondern  ein  Tummelplatz  der  internationalen  Flagge  werden, 
ohne  daß  die  großdeutsche  Regierung  dem  Vordringen  des  Aus- 
landes mit  Rechtsmitteln  zu  begegnen  vermöchte.  Insbesondere 
erwächst  aus  den  Internationalisierungsartikeln  des  Friedens- 
vertrages  für   die  Schiffahrt   auf   dem  Kanal  und  —  was  zu  be- 


*)  Die  Binnenschiffahrt  im  Jahre  1927.  (Statistik  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  356.) 

2)  Der  Anteil  der  fremden  Flaggen    an  den  Ein-  und  Ausladungen  im  Rhein" 
gebiet  betrug  im  Jahre  1927:    50,1  °/o,  also  die  Hälfte  der  Gesamtgüterbewegung. 

55 


denken  ist  —  auf  dem  Rhein  die  Gefahr  der  tschechoslowakischen 
Konkurrenz. 

Es  wird  mithin  in  erster  Linie  von  der  privaten  Initiative  der 
zukünftigen  Rhein-Main-Donauschiffahrt  abhängen,  inwieweit  der 
zu  erwartende  Verkehr  auf  deutschen  oder  auf  fremden  Fahr- 
zeugen vor  sich  gehen  soll.  Dabei  darf  zugunsten  der  deutschen 
Binnenschiffahrt  die  Tatsache  gebucht  werden,  daß  sie  auf  einer 
Schiffahrtsstrecke,  die  ausschließlich  auf  großdeutschem  Boden 
verläuft,  allen  fremden  Unternehmungen  den  Vorteil  günstiger 
Lagebeziehungen  voraus  hat.  Selbst  für  den  wahrscheinlichen 
Fall,  daß  die  ausländische  Schiffahrt  einen  Teil  des  zukünftigen 
Verkehrs  an  sich  ziehen  wird,  eröffnen  sich  für  die  deutschen 
und  oesterreichischen  Gesellschaften  genug  Möglichkeiten  der 
Betätigung.  Daß  dabei  einer  zielbewußten  staatlichen  Schiffahrts- 
politik nicht  alle  Möglichkeiten  ermangeln,  der  eigenen  Binnen- 
schiffahrt im  Rahmen  der  bestehenden  Rechtssätze  den  notwen- 
digen Schutz  angedeihen  zu  lassen,  lehrt  das  Beispiel  Bayerischer 
Lloyd.  Besonders  wird  die  oesterreichische  Binnenschiffahrt  von 
dem  starken  Rückhalt  einer  gemeinsamen  Regierung,  ja  schon 
einer  gemeinsamen  Organisation  profitieren.  Schießlich  ist  in 
diesem  Zusammenhange  zu  erwähnen,  daß  nach  dem  Vorbilde 
der  DonauschifTahrt  die  Bildung  internationaler  Interessengemein- 
schaften in  Zukunft  vermutlich  mehr  als  bisher  erfolgen  und  dem 
Konkurrenzkampfe  die  Schärfe  nehmen  dürfte. 


2.   Die  Gütermenge. 

a)   Die  Anziehungskraft  der  Wasserstraße  auf  die 
gegebene  Gütermenge. 

Die  bisherige  Betrachtung  der  möglichen  Wirkungen  des  Groß- 
schiffahrtsweges auf  die  Binnenschiffahrt  leidet  offenbar  an 
einem  Mangel.  Die  Schaffung  einer  neuen  Wasserstraße  und  die 
Existenz  eines  umfangreichen  SchifTsparks  bieten  an  sich  noch 
keine  Gewähr  dafür,  daß  der  Verkehr  entsprechend  zunehmen  und 
der  Binnenschiffahrt  Gewinne  bringen  wird.     Als  Voraussetzung 
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des  Verkehrsaufschwunges  muß  vielmehr  außer  dem  technischen 
Apparat  (Wasserstraße  und  Fahrzeuge)  gleichzeitig  die  Fracht- 
menge vorhanden  sein,  die  die  Ortsveränderung  mittels  Schiffes 
anderen  Transportmöglichkeiten  vorzieht.  Ohne  die  gleichzeitige 
Vermehrung  der  Frachtmenge  stellt  sich  die  Vergrößerung  des 
bis  dahin  ausreichenden  Verkehrsapparates  nur  als  ein  wirtschaft- 
licher Mißgriff  dar,  dessen  Luxus  sich  weder  die  oesterreichische 
noch  die  reichsdeutsche  Volkswirtschaft  leisten  kann.  Zumindest 
muß  eine  begründete  Aussicht  auf  die  Zunahme  der  Transport- 
menge bestehen,  bevor  an  die  Erweiterung  der  bisherigen  Ver- 
kehrsmittel herangegangen  werden  darf. 

Damit  nähern  wir  uns  einem  der  Kernpunkte  des  Kanalproblems 
und  zugleich  der  Anschlußfrage.  Auf  der  einen  Seite  braucht 
der  Großschiffahrtsweg  eine  bestimmte  Mindestfrachtmenge,  um 
seine  wirtschaftspolitische  Berechtigung  zu  erweisen,  auf  der 
anderen  Seite  erhofft  der  Anschluß  von  der  Intensivierung  des 
oesterreichisch-deutschen  Güteraustausches  die  Lösung  der  oester- 
reichischen  Frage. 

Der  geringe  Umfang  der  gegenwärtig  zwischen  Oesterreich  und 
Deutschland  gefahrenen  Frachtmenge  wurde,  bereits  anläßlich  der 
Aufzählung  der  heute  vorhandenen  Verkehrsverbindungen  ange- 
deutet. Dieser  Umstand  muß  jedoch  noch  schärfer  beleuchtet 
werden,  damit  die  enge  Verbundenheit  von  Kanalfrage  und  An- 
schlußplan im  richtigen  Licht  erscheint.  Bevor  aber  die  Darstel- 
lung auf  die  gegenwärtige  Nachfrage  nach  Frachtraum  und  auf 
die  Möglichkeiten  ihrer  Vergrößerung  näher  eingeht,  soll  auf  eine 
andere,  nicht  minder  wichtige  Tatsache  hingewiesen  werden.  Es 
handelt  sich  dabei  um  den  Nachweis,  daß  die  Schaffung  einer 
Wasserstraße  an  sich  bereits  eine  die  Kapitalanlage  rechtferti- 
gende Belebung  des  Verkehrs  herbeizuführen  vermag,  ohne  daß 
eine  Neuschaffung  von  Frachtmenge  in  gleichem  Umfange  fest- 
gestellt werden  kann. 

Den  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  liefert  die 
Verkehrsstatistik  des  Hafens  Aschaffenburg,  der  den  derzeitigen 
Endpunkt  des  Großschiffahrtsverkehrs  vom  Rhein  her  darstellt. 
Die  Kanalisierung   des  Untermains   wurde   Ende    1921    beendet, 
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und  seitdem  können  Schiffe  bis  zu  1500 1  Ladefähigkeit  Aschaffen- 
burg anlaufen.  Die  politischen  und  wirtschaftlichen  Nöte  der 
Jahre  1921/23  verhinderten  zunächst  eine  ruhige  Entwickelung 
des  neuen  Hafens.  Mit  dem  Jahre  1924  setzte  eine  starke 
Aufwärtsbewegung  ein.  Die  folgenden  Uebersichten  zeigen, 
welche  Wirkungen  die  Fortführung  der  Großschiffahrtsstraße  bis 
Aschaffenburg  auf  den  Güterverkehr  ausgeübt  hat.  Um  das  An- 
wachsen des  Verkehrs  in  Aschaffenburg  als  einwandfreie  Folge 
der  Untermainkanalisierung  darzutun,  sind  gleichzeitig  die  Zahlen 
für  den  oberhalb  von  Aschaffenburg  gelegenen  Hafen  Würz- 
burg vergleichsweise  angeführt  worden.  Es  ergibt  sich  dann 
folgendes  Bild: 

Verkehr  in  den  Hafenplätzen  Würzburg  und  Aschaffen- 
burg in  Schiffen  1913— 1927 x). 


Zahl  der 

Zahl  der 

Gesamtverkehr 

Hafenplatz 

J           angek.  Schiffe 

abgeg.  Schiffe 

in  Schiffen 

Würzburg 

1913 

2816 

2716 

5532 

1920 

1461 

1458 

2919 

1923 

131 

102 

233 

1924 

446 

342 

788 

1925 

667 

672 

1339 

1926 

851 

759 

1610 

1927 

836 

746 

1582 

Aschaffenburg 

1913 

857 

879 

1736 

1920 

294 

297 

591 

1923 

339 

313 

652 

1924 

1231 

1253 

2484 

1925 

2827 

2755 

5582 

1926 

2611 

2572 

5183 

1927 

2164 

2158 

4322 

Während  Würzburg  die  für  fast  alle  deutschen  Binnenhäfen 
typische  Verkehrsentwickelung  seit  1913  widerspiegelt,  d.  h.  1920 
gegen   1913   einen  starken  Rückschlag  zu  verzeichnen  hat,    der 

')  Statistisches  Jahrbuch  für  den  Freistaat  Bayern  1926,  1928. 
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1923  sich  noch  verstärkt,  um  einem  langsamen  Aufstieg  Platz 
zu  machen,  zeigt  Aschaffenburg  nach  Eröffnung  der  Großschiff- 
fahrtsstraße  auf  dem  Untermain  die  ungewöhnliche  Verstärkung 
des  Schiffsverkehrs  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  zwei  Jahren 
um  das  über  81/2fache1). 

Die  gleiche  Wirkung  ergibt   sich  hinsichtlich  der  beförderten 
Gütermengen. 

Gesamtverkehr  an  den  Hafenplätzen  Würzburg  und 
Aschaffenburg  in  1000  Tonnen  1913— 1927 2). 


Haf  enplatz 

Jahr 

Ankunft 

Abgang 

Gesamt 

Würzburg 

1913 

148 

80 

228 

1920 

84 

6 

90 

1923 

9 

20 

23 

1924 

50 

27 

78 

1925 

52 

24 

76 

1926 

82 

70 

151 

1927 

95 

47 

142 

Aschaffenburg 

1913 

34 

11 

46 

1920 

41 

7 

48 

1923 

64 

94 

157 

1924 

737 

131 

868 

1925 

987 

110 

1097 

1926 

644 

93 

737 

1927 

875 

78 

953 

Wenn  wir  von  dem  Rückgang  im  Jahre  1926  absehen,  so  ist 
Aschaffenburg  mit  einem  Gesamtverkehr  von  über  1  Million 
Tonnen  im  Jahre  1925  an  die  zweite  Stelle  unter  den  bayerischen 
Hafenplätzen  aufgerückt  und  nur  mit  Ludwigshafen  a.  Rh.  zu 
vergleichen.  Während  aber  dieser  bedeutendste  rheinangelegene 
bayerische  Hafenplatz  seinen  Tonnen  verkehr  seit  1913  nur  um 
rd.  die  Hälfte  zu  vergrößern  vermochte  (1913:  2  872  739  t,   1927: 

*)  Die  in  Aschaffenburg  vom  Obermain  kommende  Gütermenge  ist  wegen  ihres 
geringen  Umfanges  unberücksichtigt  geblieben. 

2)  Statistisches  Jahrbuch   für  den  Freistaat  Bayern  1926,  1928. 
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4  004  016  t),  ist  der  Verkehr  im  Hafen  Aschaffenburg  in  derselben 
Zeit  um  das  über  20fache  angewachsen. 

Es  fragt  sich,  ob  die  Zunahme  des  Schiffsverkehrs  auf  dem 
Main  aus  anderen  Ursachen  als  der  Kanalisierung  befriedigend 
erklärt  werden  kann.  In  Betracht  käme  etwa  die  fortschreitende 
Industrialisierung  Unterfrankens  oder  ganz  Nordbayerns,  die  sich 
in  der  gewerblichen  Statistik  ausweisen  müßte.  Die  Veränderung 
in  der  Zahl  der  gewerblichen  Betriebe  in  den  kanalangelegenen 
Regierungsbezirken  Mittelfranken  und  Unterfranken  stellt  sich 
nach  der  Betriebszählung  vom  12.  6.  1907  und  derjenigen  vom 
16.  6.  1925  folgendermaßen  dar1): 

Zahl  der  Betriebe. 

Regierungsbezirke  1907  19252) 

Mittelfranken  71 981  61 852 

Unterfranken  52  801  41  737 

Zahl  der  beschäftigten  Personen. 
Regierungsbezirke  1907  1925 2) 

Mittelfranken  241  708  302  278 

Unterfranken  1 15  857  150  899 

Danach  hätte  die  Zahl  der  gewerblichen  Betriebe  gegenüber 
1907  sogar  abgenommen.  Nun  muß  zwar  die  Differenz  aus  der 
geänderten  statistischen  Zählweise  bzw.  aus  der  durch  Krieg  und 
Nachkriegszeit  bedingten  Zusammenlegung  von  Betrieben  erklärt 
und  die  vermehrte  Anzahl  der  beschäftigten  Personen  als  geeig- 
neter Maßstab  gewählt  werden.  Doch  geht  auch  aus  der  zweiten 
Tabelle  hervor,  daß  von  einer  die  Verkehrsentwickelung  des 
Aschaffenburger  Hafens  hinreichend  rechtfertigenden  Industrie- 
alisierung  Mittel-  und  Unterfrankens  nicht  gesprochen  werden 
kann.  Ueberdies  würde  eine  zunehmende  Durchsetzung  mit 
verkehrsfördernden  Industrien  sich  nur  langsam  auswirken  und 
nicht  zu  der  sprunghaften  Entwickelung  führen,  wie  sie  in  den 
Jahren  1924  und  1925  eingetreten  ist. 


')  Statistisches  Jahrbuch  für  den  Freistaat  Bayern  1921,  1928  . 
2)  Ausschließlich  Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahnwesen. 
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Muß  somit  der  Verkehrsaufschwung  Aschaffenburgs  in  erster 
Linie  der  Mainkanalisierung  zugeschrieben  werden,  so  läßt  sich 
dem  Beispiel  entnehmen,  daß  auch  der  fertiggestellte  Großschiff- 
fahrtsweg  zu  einem  Teil  den  Verkehr  sozusagen  automatisch  an 
sich  ziehen  wird.  In  welchem  Umfange  dann  die  für  Aschaffen- 
burg  ausgewiesene  Frachtmenge  dem  Wassertransport  mainauf- 
wärts  erhalten  bleibt,  ist  heute  zahlenmäßig  nicht  festzustellen. 
Ein  ungefähres  Bild  läßt  sich  gewinnen,  wenn  die  in  Aschaffen- 
burg zu  Wasser  angekommene  Gütermenge  mit  der  zur  Bahn 
umgeschlagenen  Gütermenge  verglichen  wird.  Der  Unterschied 
in  der  Tonnenzahl  gestattet  dann  einen  Schluß  auf  die  heute 
zwangsweise  mit  der  Bahn  weiterbeförderte  Menge. 

Die  Statistik  des  Umschlagverkehrs  für  den  Hafen  Aschaffen- 
burg verzeichnet  für  den  Umschlag  vom  Schiff  zur  Bahn  folgende 
Zahlen1)  (in  1000  Tonnen): 


1913 

5,4 

1920 

19,8 

1924 

463,6 

1925 

788,1 

1926 

484,6 

1927 

550,3 

Vergleicht  man  diese  Zahlen  mit  den  auf  S.  59  angegebenen 
Mengenziffern  der  zu  Schiff  angekommenen  Güter,  so  ergibt  sich, 
daß  von  den  in  Aschaffenburg  auf  dem  Wasserwege  eingetroffenen 
Mengen  mit  der  Bahn  weiterbefördert  wurden  in  den  Jahren: 


1913 

15% 

1920 

46  „ 

1924 

63  „ 

1925 

80  „ 

1926 

75  „ 

1927 

63  „ 

Der  rasch  steigende  Anteil  der  weiterbeförderten  Frachtmenge 
nach  der  Kanaleröffnung  ist  ein  erneuter  Beweis  für  die  frühere 

*)  Statistisches  Jahrbuch  für  den  Freistaat  Bayern  1928. 
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Behauptung,  daß  der  Verkehrsaufschwung  nicht  eine  Folge  ver- 
mehrter örtlicher  Industrialisierung  darstellt;  denn  dann  würde 
der  gebrochene  Verkehr  wegen  der  Kürze  des  Wasserweges  ver- 
mieden werden.  Vielmehr  läßt  sich  die  Zunahme  nur  in  der 
Weise  erklären,  daß  die  Schiffahrt,  den  neuen  Wasserweg  restlos 
nützend,  zur  Kopfstation  vorgestoßen  ist. 

Diese  Annahme  wird  weiterhin  bestätigt,  wenn  die  gegenwärtig 
über  den  Hafen  Aschaffenburg  beförderten  Güter  nach  Waren- 
gattungen getrennt  erscheinen.  Von  den  im  Jahre  1927  den 
Aschaffenburger  Hafen  berührenden  Gütern  entfielen  auf  den  An- 
kunftsverkehr 875430  t,  darunter  befanden  sich  allein  644194  t 
Steinkohlen,  -Briketts  und  -Koks.  Diese  Mengen  kamen  zu  einem 
erheblichen  Teil  aus  dem  Ruhrgebiet.  Mangels  jüngerer  Zahlen 
mögen  hier  die  Zahlen  über  den  Kohlenempfang  Bayerns  für  das 
Jahr  1912  stehen.  Danach  bezog  Bayern  26,4  °/o  seiner  Stein- 
kohlen aus  Rheinland- Westfalen,  21,1  %  aus  dem  früheren  Groß- 
herzogtum Hessen,  13,7  %  aus  dem  Saargebiet,  Elsaß-Lothringen 
und  der  Bayerischen  Pfalz,  15,6%  aus  den  schlesischen  Gruben. 
Die  Ruhrkohle,  die  also  an  erster  Stelle  stand,  war  zu  44,3  % 
im  Direktionsbezirk  Nürnberg  und  zu  22,7  %  im  Direktionsbezirk 
Würzburg  verbreitet,  d.  h.  im  unmittelbaren  Einflußgebiete  der 
geplanten  Wasserstraße. 

Da  die  Kohle  heute  das  wichtigste  Wassertransportgut  bildet, 
so  würde  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  gegenwärtig  in  Aschaf- 
fenburg zur  Bahn  umgeschlagene  Menge  größtenteils  der  fertig- 
gestellten Großschiffahrtsstraße  erhalten  bleiben.  Das  gilt  mit 
einiger  Gewißheit  für  alle  Wassertransportgüter,  deren  Bestim- 
mungsstationen im  Einflußgebiete  des  Kanals  gelegen  sind. 
Das  wichtigste  nordbayerische  Industriezentrum  Nürnberg /Fürth 
liegt  nun  unmittelbar  an  dem  projektierten  Schiffahrtswege,  und 
ein  großer  Teil  der  in  Aschaffenburg  umgeschlagenen  Kohlen 
wird  nach  diesem  Gebiet  gefahren.  Bis  zu  den  genannten 
Städten  würde  mithin  der  heute  in  Aschaffenburg  endigende 
Schiffsverkehr  ohne  wesentliche  Schwächung  vordringen.  Ueber 
das  Gebiet  hinaus  ist  aber  eine  rasche  Abnahme  der  Verkehrs- 
dichte zu  erwarten.     Da  im  Donaudistrikt  größere  Wirtschaf ts- 
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Zentren  fehlen,  ist  für  die  südöstliche  Kanalstrecke  ein  Mangel 
an  Frachtmenge  zu  befürchten,  der  die  Wirtschaftlichkeit  des 
Projektes  herabsetzen  muß. 

Damit  gelangen  wir  bereits  zu  dem  Teil  der  Untersuchung,  der 
sich  mit  der  Vermehrung  der  Frachtmenge  zu  beschäftigen  hat. 

b)   Die  Notwendigkeit  der  Vermehrung  der  Gütermenge. 

Die  Verkehrszunahme  auf  einer  Wasserstraße  ohne  die  gleich- 
zeitige Vermehrung  der  Frachtmenge  stellt  letzten  Endes  nur  eine 
Verkehrsverschiebung  auf  Kosten  anderer  Transportmittel  dar. 
Vom  Standpunkte  der  Gesamtwirtschaft  aus  genügt  deshalb  das 
Beispiel  Aschaffenburg  nicht,  um  den  Bau  des  Großschiffahrtsweges 
zu  rechtfertigen.  Dazu  bedarf  es  eines  anderen  Nachweises.  Ent- 
weder ist  die  gegenwärtig  auf  Verfrachtung  angewiesene  Güter- 
menge hinreichend  groß,  sodaß  beide  Transportmittel  für  die  Be- 
förderung gebraucht  werden,  oder  der  zusätzliche  Teil  der  Fracht- 
menge wird  innerhalb  der  Wirtschaft  neu  erzeugt.  Eine  der 
beiden  Voraussetzungen  muß  wenigstens  erfüllt  sein,  wenn  die 
Benachteiligung  der  Eisenbahnen  verhütet  werden  soll.  Im  Hin- 
blick auf  den  Anschluß  handelt  es  sich  in  allen  diesen  Er- 
wägungen weniger  um  die  innerhalb  Süddeutschlands  beförderte 
Menge,  als  um  die  über  die  deutsch-oesterreichische  Grenze  ge- 
fahrene Tonnenzahl. 

Welchen  Umfang  hat  nun  gegenwärtig  der  Güterverkehr,  der 
sich  über  diese  gemeinsame  Grenze  d.  h.  in  der  Richtung  der 
zukünftigen  Wasserstraße  abwickelt?  Und  weiter:  Welche  Schlüsse 
lassen  sich  aus  der  Menge  der  heute  beförderten  Güter  auf  die 
Bauwürdigkeit  des  Kanals  ziehen? 

Für  die  Beantwortung  der  Frage  stehen  die  statistischen  Er- 
gebnisse über  den  Eisenbahn-  und  Binnenschiffahrtsverkehr  zur 
Verfügung,  deren  jüngste  brauchbare  Daten  für  das  Jahr  1927 
Geltung  haben.  Der  Wert  der  Zählergebnisse  wird  allerdings 
dadurch  beeinträchtigt,  daß  die  Eisenbahnstatistik  den  Gesamt- 
eigenhandel im  Sinne  der  deutschen  Reichsstatistik  umfaßt  d.  h. 
also  den  Generalhandel  mit  Ausnahme  der  unmittelbaren  Durch- 
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Deutsche  Ausfuhr 

Deutsche  Einfuhr 

997  971 

1  234  454 

1087  000 

1083  000 

101000 

78  000 

fuhr.  Die  Zahlen  für  den  gesamten  Außenhandel,  die  für  den 
Vergleich  nicht  entbehrt  werden  können,  sind  dagegen  wiederum 
auf  dem  Spezialhandel  aufgebaut.  Dadurch  werden  genaue  Ein- 
blicke nahezu  unmöglich. 

Unter  den  gemachten  Vorbehalten  stellen  sich  die  Handels- 
und Verkehrsleistungen  zwischen  Deutschland  und  O ester- 
reich für  das  Jahr  1927  wie  folgt  dar  (in  Tonnen): 

insgesamt *) 
daran  beteiligt; 

Reichsbahn 2) 

Binnenschiffahrt 3) 

Der  für  unsere  Zwecke  zweifelhafte  Wert  der  Zahlen  geht 
daraus  hervor,  daß  die  Ausfuhrziffer  der  Eisenbahnstatistik  größer 
ist  als  die  Zahl  für  die  Gesamtausfuhr  im  Spezialhandel.  Immer- 
hin steht  fest,  daß  im  Jahre  1927  eine  Verkehrsmenge  von  rd. 
2,16  Mill.  t  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  zwischen  Deutschland 
und  Oesterreich  gefahren  worden  ist. 

Von  Interesse  ist  dann  die  Frage,  in  welchem  Umfange  die 
süd-  und  westdeutschen  Verkehrsbezirke,  die  in  der  Verkehrs- 
richtung der  geplanten  Großschiffahrtsstraße  liegen,  an  dem  Aus- 
tausche beteiligt  waren.  Die  amtliche  Statistik  enthält  für  die 
betreffenden  Verkehrsbezirke  (Nr.  21 — 37,  mit  Ausnahme  von 
27,  29,  30)  EinzelzifTern,  die  zusammengefaßt  folgende  Beteiligung 

ergeben : 

Ausfuhr:      586  655  t 

Einfuhr:       828  803,, 

Für  unsere  Zwecke  bleiben  aber  auch  diese  Zahlen  ergänzungs- 
bedürftig; denn  maßgebend  für  die  heutige  Verkehrsdichte  ist 
der  Umfang  der  gesamten  Frachtmenge,  die  über  die  gemeinsame 


1)  Auf  Grund  der  Statistik  für  den  Spezialhandel.     Statistisches  Jahrbuch  für 
das  Deutsche  Reich  1928. 

2)  Die  Güterbewegung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  im  Jahre  1927.    Statistik 
des  Deutschen  Reichs,  Bd.  355. 

*)  Auf  der  Donau  in  Bayern  und  Württemberg.     Die  Binnenschiffahrt  im  Jahre 
1927.     Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  356. 
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Grenze  gefahren  wird,  gleichgültig,  ob  die  Güter  in  Oesterreich 
verbleiben  oder  das  Land  auf  dem  Transitwege  nur  berühren. 
Heranzuziehen  sind  darum  die  Zahlen  für  den  Wechselverkehr 
der  süd-  und  westdeutschen  Verkehrsbezirke  mit  Ungarn,  Rumä- 
nien, Jugoslawien,  Bulgarien,  Griechenland  und  der  Türkei.  Die 
Eisenbahnstatistik  verzeichnet  für  1927    die   folgenden  geringen 

Mengen : 

Ausfuhr:        49  683  t 

Einfuhr:  96  912  „ 

Fügen  wir  die  entsprechenden  Zahlen  für  den  Eisenbahnverkehr 
Südwestdeutschland — Tschechoslowakei  (Ausfuhr:  158  790  t,  Ein- 
fuhr: 1  931  550  t)  den  gefundenen  Mengenziffern  noch  hinzu,  so 
erhöhen  sich  die  Verkehrsleistungen  allerdings  beträchtlich.  Sie 
betragen  dann  in  der 

Ausfuhr:        208  472  t 
Einfuhr:      2  074  017  „ 

Die  Summe  dieser  Verkehrsmengen,  vermehrt  um  diejenige  des 
Wechselverkehrs  mit  Oesterreich,  ergibt  dann  ein  ungefähres  Bild 
über  den  Umfang  der  statistisch  erfaßten  Gütermenge,  die  im 
Jahre  1927  auf  dem  Schienenwege  in  der  Richtung  Südwest- 
deutschland— Oesterreich  gefahren  worden  ist.  Sie  betrug  ins- 
gesamt rd.  3,7  Millionen  Tonnen. 

Für  die  Binnenschiffahrt  bieten  die  Verkehrszahlen  der  Grenz- 
durchgangsstelle  Passau  eine  brauchbare  Grundlage;  sie  haben 
zudem  den  Vorzug,  daß  in  ihnen  auch  die  oesterreichische  Durch- 
fuhr enthalten  ist.  Nach  den  Angaben  der  Statistik1)  betrug 
der  Durchgangsverkehr  im  Passauer  Hafen: 

zu  Tal  (t)  zu  Berg  (t) 

1925  219  288  201336 

1926  279  373  293  948 

1927  365  483  348854 

Die  für  1927  ermittelte  Menge  verteilte  sich  auf  die  einzelnen 
Länder  wie  folgt2): 

l)  Statistisches  Jahrbuch  für  den  Freistaat  Bayern  1928. 
-)  Die  Binnenschiffahrt  im  Jahre  1927;  a.  a.  O. 
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Ausgang  (t) 

Eingang  (t) 

Oesterreich 

100908 

77  587 

Ungarn 

169  047 

57400 

Rumänien 

28  995 

118  096 

Jugoslawien 

38  763 

34  992 

Bulgarien 

21471 

28  066 

Tschechoslowakei 

6  299 

32  713 

zus.     365  483  348  854 

Ein  Vergleich  mit  den  entsprechenden  Ziffern  für  den  Eisen- 
bahnverkehr zeigt  deutlich  die  Vorzugsstellung  der  Donauwasser- 
straße in  den  Verkehrsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  den 
südosteuropäischen  Ländern.  Dagegen  wickelte  sich  der  Verkehr 
Südwestdeutschlands  mit  Oesterreich  und  der  Tschechoslowakei 
hauptsächlich  auf  dem  Schienenwege  ab. 

Am  Güterverkehr  waren  die  bayerischen  Häfen  im  Jahre  1927 
(einschließlich  des  Inland  Verkehrs)  folgendermaßen  beteiligt1): 

Passau  160  745  t 

Regensburg  537  741  „ 

Die  Verkehrszunahme  im  Hafen  Regensburg  betrug  1926  gegen 
das  Vorjahr  rd.  128000  t,  d.  i.  45%.  Das  Jahr  1927  brachte 
eine  weitere  Zunahme  von  rd.  32  °/o.  Sie  ist  auf  die  Fortschritte 
in  der  Donauregulierung  zurückzuführen  und  bestätigt  in  trefflicher 
Weise  die  Richtigkeit  der  aus  dem  Verkehrsaufschwung  Aschaffen- 
burgs  gezogenen  Schlußfolgerungen. 

Wenn  wir  die  aufgeführten  Verkehrszahlen  im  Hinblick  auf  den 
geplanten  Neubau  der  Wasserstraße  einer  Beurteilung  unterziehen, 
so  erhärten  sie  lediglich  unsere  frühere  Behauptung,  daß  die  heute 
vorhandene  Verkehrsmenge  in  keiner  Weise  genügt,  um  die  For- 
derung nach  Schaffung  einer  neuen  Verkehrslinie  hinreichend  zu 
begründen.  An  dem  Ergebnis  der  Untersuchung  ändert  sich  auch 
nichts,  wenn  das  Maximum  der  gegenwärtigen  Nachfrage  nach 
Frachtraum  in  die  Berechnung  eingestellt  wird.    Der  Außenhandel 


])  Statistisches  Jahrbuch  für  den  Freistaat  Bayern  1928. 
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Deutschlands  mit  den  in  Frage  kommenden  Ländern1)  erreichte 
im  Jahre  1927  folgenden  Umfang  (in  1000  t)2): 


Ausfuhr  nach 

Einfuhr  aus 

Oesterreich 

997,9 

1234,4 

Ungarn 

214,0 

368,7 

Rumänien 

122,0 

1326,8 

Jugoslawien 

139,3 

219,2 

Bulgarien 

30,8 

57,8 

zus.     1504,0  3206,9 

Die  gesamte  Verkehrsleistung  umfaßte  mithin  für  1927  rd. 
4,7  Millionen  Tonnen.  Diese  Verkehrsmenge  ist  etwas  höher 
als  diejenige,  die  in  der  Denkschrift  des  Main-Donaustromver- 
bandes von  1920  als  jährlicher  Anfangs  verkehr  errechnet  wurde. 
In  Wirklichkeit  aber  kann  die  Tonnenzahl  für  den  Großschiffahrts- 
weg nicht  in  Anrechnung  gesetzt  werden;  denn  erstens  entfällt 
nur  ein  Bruchteil  der  Frachtmenge  auf  die  Verkehrsrichtung 
Süd-  und  Westdeutschland,  und  zweitens  wird  auch  in  Zukunft 
ein  erheblicher  Teil  auf  der  Eisenbahn  befördert  werden. 

Damit  ist  die  Behauptung  auch  zahlenmäßig  belegt,  daß  die 
vorhandene  Frachtmenge  ungenügend  ist,  um  die  Bauwürdigkeit 
des  Großschiffahrtsweges  Rhein-Main-Donau  zu  erweisen.  Für 
die  Wirtschaftspolitik  entsteht  somit  die  Aufgabe,  mit  der  Schaffung 
der  Wasserstraße  gleichzeitig  auf  eine  wesentliche  Vermehrung 
der  Frachtmenge  hinzuwirken.  Hier  nun  gewinnt  der  Plan, 
Oesterreich  in  den  deutschen  Wirtschaftskörper  einzugliedern, 
entscheidende  Bedeutung.  Die  gegenseitige  Ergänzung  beider 
Wirtschaften  muß  das  Bedürfnis  nach  einer  vermehrten  Ueber- 
tragung  von  Gütern  nach  sich  ziehen,  wobei  auch  solche  Güter 
auftreten,  die  den  Wasserweg  anderen  Transportmitteln  vorziehen. 

Diese  Möglichkeiten  der  gegenseitigen  Ergänzung  gilt  es  nun- 
mehr im  einzelnen  zu  untersuchen. 


v)  Ohne    die  Tschechoslowakei,    deren   Güteraustausch    mit  Deutschland  zum 
größten  Teil  in  anderer  Richtung  verläuft. 

l)  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1928. 
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3.   Die  Wirkungen  für  die  industrielle  Ergänzung. 

a)  Die  Kohlenwirtschaft. 

Die  Betrachtung  der  Kanalwirkungen  für  die  Kohlenwirtschaft 
erfolgt  mit  Absicht  an  erster  Stelle.  Das  Massengut  Kohle  spielt 
im  Wassertransport  von  jeher  eine  beherrschende  Rolle.  Unter 
normalen  Verhältnissen  beträgt  der  Kohlentransport  auf  den 
deutschen  Wasserstraßen  rd.  44  %  der  beförderten  Gesamtgüter- 
menge und  stellt  damit  das  3— 6  fache  der  nächstniedrigeren 
Gütermenge  einer  Güterart  dar1).  Für  die  Ertragsberechnungen 
von  künstlichen  Wasserstraßen  kann  darum  die  Kohle  als  Transport- 
gut nicht  entbehrt  werden.  So  betragen  z.  B.  voraussichtlich 
die  Kohlen transporte  auf  dem  projektierten  Aachen-Rheinkanal 
60%,  Neckarkanal  70%  und  Hansakanal  90%  der  Gesamtverkehrs- 
menge2). Wenn  der  Kohlenverkehr  auf  dem  Rhein-Main-Donau- 
kanal auch  nicht  die  gleiche  Rolle  spielen  kann  wie  auf  den  die 
deutschen  Kohlengebiete  durchziehenden  Wasserstraßen,  so  wird 
trotzdem  auch  in  diesem  Falle  die  Kohle  das  wichtigste  Trans- 
portgut bilden  müßen. 

Vom  Standpunkte  der  Anschlußbestrebungen  gesehen,  spielt 
die  Kohlenbeförderung  über  den  geplanten  Kanal  noch  eine  ganz 
besondere  Rolle.  Die  Kohlenarmut  ist  eines  der  wichtigsten 
Schwächemomente  der  oesterreichischen  Wirtschaft.  Das  Land 
besitzt  meist  nur  Braunkohlenlager,  die  vornehmlich  in  Steier- 
mark, und  zwar  im  Graz-Köflager  Gebiet  und  an  der  Mur-Mürz- 
Linie  liegen.  Aber  auch  die  übrigen  Bundesländer  verfügen  mit 
Ausnahme  von  Salzburg  über  ergiebige  Gruben,  sodaß  die  Ge- 


')  Im  Jahre  1925  betrug  die  auf  den  deutschen  Binnenwasserstraßen  gefahrene 
Kohlenmenge  45,7%  der  Gesamtfrachtmenge.  Dann  folgten  Erze  aller  Art  mit 
14,0 %>.     Wirtschaft  und  Statistik  1926,  S.  820. 

2)  Vgl.  Pirath,  Die  Beförderung  von  Massengütern  auf  Eisenbahn  und  Wasser- 
straßen.    Verkehrstechnische  Woche  1927,  S.  15. 
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samtförderung  im  Jahre  1927  rd.  3  Millionen  Tonnen  betrug. 
Die  Braunkohle  kommt  in  guter  Qualität  vor;  die  Vorräte  be- 
laufen sich  schätzungsweise  auf  335  Millionen  Tonnen.  Da  sich 
aber  diese  Mengen  auf  viele,  oft  sehr  kleine  Lager  verteilen, 
lohnt  sich  die  Ausbeutung  nur  in  einer  beschränkten  Zahl  von 
Gruben.  Dagegen  sind  Steinkohlenvorkommen  fast  nur  im  Gebiet 
von  Niederoesterreich  anzutreffen.  Die  dort  geförderte  Stein- 
kohle ist  zudem  eine  Schwarzkohle  von  geringem  Brennwert.  Die 
vorhandenen  Lager  werden  auf  nur  10  Millionen  Tonnen  geschätzt. 

Die  Ursache  der  ungenügenden  Eigenerzeugung  an  Kohle  ist 
im  Verluste  der  tschechoslowakischen  Zechen  zu  suchen 1).  Aus 
wirtschaftspolitischen  Gründen  wurde  zwar  in  den  ersten  Nach- 
kriegsjahren die  Kohlenproduktion  mit  allen  Mitteln  gesteigert. 
So  ließ  der  Staat  den  Gruben  Subventionen  zuteil  werden  oder 
gab  Investitionskredite;  die  Inflation  gestattete  außerdem  die  In- 
betriebnahme stillgelegter  Zechen.  Nach  dem  Fortfall  der  Sub- 
ventionen und  der  Festigung  der  Währung  ging  jedoch  die 
Produktion  auf  den  Satz  der  Vorkriegszeit  zurück  und  zeigte  mit 
aller  Deutlichkeit,  daß  die  Deckung  aus  Inlandsgruben  nicht  aus- 
reichend ist. 

Eigenproduktion  und  Einfuhrüberschuß  sind  aus  der  folgenden 
Aufstellung  zu  ersehen,  die  für  das  Jahr  1928  Geltung  hat.  Die 
angegebenen  Zahlen  für  die  Jahre  1926  und  1927  beweisen,  daß  die 
Verhältnisse  in  der  letzten  Zeit  keine  Aenderung  erfahren  haben. 

Brennstoffversorgung  Oesterreichs  19282) 


Förderung  (t) 

Einfuhr  (t) 

Steinkohle 

202  098 

4  604  679 

Braunkohle 

3  267  631 

460  453 

Koks 

— 

646  594 

*)  Die  Förderung  der  abgetretenen  Gruben  betrug  für  Braunkohlen  20,0  Mill.  t, 
für  Steinkohlen  14,7  Mill.  t  (1927).  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  1928. 

2)  Statistische  Nachrichten.  Herausgeg.  vom  Bundesamt  für  Statistik,  Wien, 
v.  25.  3.  1929. 
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Summe   der  verfügbaren  Brennstoffe  (Förderungund  Einfuhr): 

1926  8  191  320  t 

1927  8  762  693  „ 

1928  9  122  879,, 

Davon  entfielen  1928  auf: 

Verkehr  1  732  573  t 

Industrie  3  905  464  „ 

Der  Kohlenbedarf  der  oesterreichischen  Wirtschaft  im  Jahre 
1928  wurde  danach  zu  37,31%  aus  Inlandsgruben  und  zu  62,69% 
aus  fremden  Zechen  gedeckt. 

Nun  stellt  aber  der  für  die  Jahre  1926/28  ermittelte  Kohlen- 
verbrauch noch  nicht  den  Normalbedarf  Oesterreichs  dar.  Durch 
die  jahrelang  andauernden  Schwierigkeiten  der  Kohlenbeschaffung 
ist  das  Bedürfnis  nach  mineralischen  Brennstoffen  künstlich  nieder- 
gehalten worden;  der  wirkliche  Kohlenbedarf  wird  darum  be- 
deutend höher  geschätzt.  Er  beträgt  nach  dem  Oesterreichischen 
Jahrbuche  für  1921 x);  15,9  Mill.  t,  nach  Hudeczek2)  13,9  Mill.  t 
und  nach  Bachofen3)  12,5  Mill.  t  pro  Jahr. 

Selbst  wenn  die  oesterreichische  Eigenproduktion  auf  das  Höchst- 
maß von  5  Mill.  t  Jahresleistung  gebracht  wird,  braucht  das 
Land  bei  normaler  Wirtschaftslage  einen  jährlichen  Einfuhrüber- 
schuß von  durchschnittlich  5  Mill.  t.  Die  Steigerung  würde 
übrigens  nur  die  Braunkohlenförderung  betreffen,  den  Mangel  an 
Steinkohle  aber  nicht  beheben  können. 

Nun  sind  der  oesterreichischen  Kohlengewinnung  durch  verhält- 
nismäßig hohe  Produktionskosten  zur  Zeit  enge  Grenzen  gezogen. 
Die  hohen  Gestehungskosten  erklären  sich  zum  Teil  aus  dem 
mangelhaften  Stande  der  Förderungstechnik,  die  im  Gegensatz 
zu  den  Arbeitsmethoden  der  reichsdeutschen  Werke  noch  stark 
auf  die  manuelle  Tätigkeit  eingestellt  ist,  zum  Teil  aus  den  Lohn- 


')  Oesterreichisches  Jahrbuch  1921,  S.  73. 

*)  Hudeczek,  Die  Wirtschaftskräfte  Oesterreichs  1921,  S.  65. 

8)  Bachofen,  Die  Wasserkräfte  Deutsch-Oesterreichs.  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik,  Bd.  158,  S.  34.  Bachofen  setzt  in  seiner  Berechnung  nur  Stein- 
kohlen ein.  Die  Braunkohlenmengen  sind  je  nach  Qualität  mit  0,3636  bis  0,6684 
zu  multiplizieren,  um  den  St  einkohlen  wert  zu  ermitteln. 

70 


und  sozialen  Belastungsverhältnissen x).  Hierzu  tritt  als  weiterer 
Mangel  die  bereits  erwähnte  ungünstige  Lagerung  der  oft  sehr 
kleinen  Kohlenvorkommen,  die  die  Unternehmungen  zwingt, 
entweder  auf  die  Ausbeutung  gänzlich  zu  verzichten  oder  alle 
jene  die  Gestehungskosten  erhöhenden  Nachteile  in  Kauf  zu 
nehmen,  die  sich  aus  dem  Fehlen  der  Betriebskonzentration  in 
der  Bergbauproduktion  ergeben. 

Aus  allen  diesen  Gründen  stellt  sich  der  Bezug  ausländischer 
Kohle  billiger  als  derjenige  aus  Inlandsgruben.  Nach  einem 
vom  16.  Februar  1926  datierten  Rechenschaftsbericht  der  oester- 
reichischen  Bundesbahnen  über  ihre  bei  der  Kohlenbeschaffung 
befolgten  Grundsätze  machte  die  ausländische  Kohle  pro  Normal- 
tonne folgende  Preisentwickelung  durch: 

1923:  28,7  Goldkronen 
1924:  23,9 
1925:  18,6 
1926:  16,0 
Die    Auslandsgrubenpreise    waren    im    Jahre    1926    höchstens 
gleich,   meist  sogar  niedriger  als  die  Vorkriegspreise.     Dagegen 
standen  die  oesterreichischen  Inlandskohlenpreise  durchschnittlich 
um  40  %  höher  als  vor  dem  Kriege. 

Ueber  den  geringen  Nutzeffekt  der  oesterreichischen  Braunkohle 
sagt  der  gleiche  Bericht:  »Was  speziell  Lignite2)  anbelangt,  so  steht 
fest,  daß  diese  normale  Zugleistungen  überhaupt  nicht  ermöglichen, 
daher  nur  für  Nebenleistungen  Verwendung  finden  können«3). 

Wir  dürfen  mithin  als  Ergebnis  der  Untersuchung  feststellen, 
daß  Oesterreich  bei  der  gegenwärtig  bestehenden  Energiewirt- 
schaft auch  bei  voller  Ausnutzung  seiner  Inlandsgruben  auf  eine 
jährliche  Kohleneinfuhr  von  durchschnittlich  5  Millionen  t  ange- 
wiesen bleibt.  Der  völlige  Mangel  an  Steinkohlen  macht  die 
Abhängigkeit  vom  Auslande  sogar  zu  einem  Dauerzustande. 
Woher  bezieht  Oesterreich  gegenwärtig  diese  Kohlenmengen? 

1)  Die  Lohnquote  beträgt  im  österreichischen  Kohlenbergbau  50  bis  60°/o  der 
Gesamtgestehungskosten,  Vgl.  Scheffer,  Oesterreichs  wirtschaftliche  Sendung,  S.  21 2. 

2)  Lignit  ist  mit  60  bis  70  °/o  Kohlenstoffgehalt  die  Braunkohlenart  mit 
höchstem  Wertgrad. 

3)  Die  Freie  Donau  1926,  S.  148  ff. 
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(in 

Tonnen). 

Brennstoffe 

Polen 

Tschecho- 
slowakei 

Steinkohle 

3  055  782 

1  215  601 

Braunkohle 

— 

270  697 

Koks 

58  835 

253  363 

Einfuhr  nach  Herkunftsländern  19281) 

Ruhrgebiet  Sonstiges 

6  Ausland 

67  797 2)        265  499 

-  189  756 

241  890  92  506 

Aus  dieser  Uebersicht  geht  hervor,  daß  fast  die  Hälfte  der 
oesterreichischen  Kohleneinfuhr  auf  Polen  entfällt.  Dann  folgt 
die  Tschechoslowakische  Republik  und  in  weitem  Abstände 
Deutschland  mit  rd.  7%  der  oesterreichischen  Gesamteinfuhr  an 
mineralischen  Brennstoffen. 

Angesichts  dieser  Tatsachen  fragt  es  sich,  ob  die  Abwanderung 
der  für  diese  Mengen  benötigten  Kapitalien  auch  in  der  groß- 
deutschen Wirtschaft  unvermeidlich  ist,  oder  ob  die  Versorgung 
der  oesterreichischen  Gebietsteile  mit  reichsdeutscher  Kohle  be- 
werkstelligt werden  kann. 

Da  die  oesterreichische  (und  böhmische)  Braunkohle  der  reichs- 
deutschen  an  Wertigkeit  überlegen  ist,  käme  Deutschland  nur 
als  Steinkohlenlieferant  in  Frage.  Die  über  den  deutschen  Eigen- 
bedarf hinausgehende  Fördermenge  würde  die  Versorgung  Oester- 
reichs  ohne  weiteres  gestatten.  Die  reichsdeutsche  Ausbeute  an 
Steinkohlen  betrug  1928  rd.  150  Mill.  t,  der  Ausfuhrüberschuß 
rd.  20  Mill.  t. 

Allein  die  Haldenbestände  des  Ruhrgebiets,  die  zeitweise  in 
die  Millionen  Tonnen  gehen,  würden  ausreichen,  Oesterreichs 
Kohlenbedarf  selbst  dann  zu  decken,  wenn  es  über  keine  Inlands- 
gruben verfügte. 

Damit  ist  jedoch  die  tatsächliche  Versorgung  noch  in  keiner 
Weise  gewährleistet.  Die  wirkliche  Belieferung  hängt  vielmehr 
von  der  Höhe  der  Transportkosten  ab.  Solange  *die  näher  ge- 
lagerte polnische  und  tschechische  Kohle  zu  niedrigeren  Fracht- 
sätzen   nach    den    oesterreichischen  Verbrauchszentren    gefahren 

')  Statistische  Nachrichten ;  a.  a.  O. 
2)  1927:  200176  t. 
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wird  als  die  reichsdeutsche  Kohl  e,  kann  von  einer  Wettbewerbs- 
fähigkeit der  letzteren  keine  Rede  sein.  Hier  nun  fragt  es  sich, 
ob  der  Rhein-Main-Donaukanal  die  Lage  auf  dem  Frachtenmarkt 
entscheidend  zu  beeinflussen  vermag.  Da  die  Wasserstraße  in 
ihrer  Verlängerung  westwärts  auf  das  Saar-  und  Ruhrkohlen- 
gebiet und  auf  den  größten  deutschen  Binnenumschlagshafen  für 
Kohle,  Duisburg /Ruhrort  führt,  andererseits  das  wichtigste  oester- 
reichische  Verkehrszentrum  Wien  unmittelbar  an  der  Donaustraße 
gelegen  ist,  so  könnte  der  Großschiffahrtsweg  für  den  Transport 
rheinisch-westfälischer  und  saarländischer  Kohle  restlos  ausgenützt 
werden.  Es  fragt  sich  dann,  zu  welchen  Frachtsätzen  die  Binnen- 
wasserstraße befördern  kann,  und  ob  diese  Sätze  mit  den 
Frachten  für  polnische  und  tschechische  Kohle  in  Wettbewerb 
zu  treten  vermögen. 

Die  Frachtenbildung  soll  jedoch  in  einem  besonderen  Abschnitt 
abgehandelt  werden.  Hier  war  zunächst  festzustellen,  ob  in  der 
zukünftigen  großdeutschen  Wirtschaft  die  Deckung  des  oester- 
reichischen  Kohlenbedarfs  aus  den  eigenen  d.  h.  großdeutschen 
Gruben  mengenmäßig  überhaupt  möglich  ist.  Diese  Frage  muß 
nach  dem  vorstehenden  bejaht  werden. 

In  Anbetracht  der  Bedeutung,  die  dem  Massengut  Kohle  im 
Kanalverkehr  zukommt,  dürfen  an  dieser  Stelle  die  Bestrebungen 
nicht  übergangen  werden,  die  auf  einen  beginnenden  Umge- 
staltungsprozeß in  der  gegenwärtigen  Energiewirtschaft 
hindeuten  und  die  unter  Umständen  geeignet  sind,  die  gesamte 
Verkehrswirtschaft  zu  verändern.  Die  beiden  wichtigsten  dieser 
Reformpläne  bezwecken  die  Verflüssigung  der  Kohle  und  die 
Ferngasversorgung. 

In  dem  vergangenen  Jahrzehnt  hat  sich  das  Erdöl  als  Energie- 
mittel in  steigendem  Maße  durchgesetzt  und  eine  teilweise  Um- 
stellung der  Feuerungstechnik  auf  Oelfeuerung  und  Motorantrieb 
bewirkt.  Da  die  Erdölvorkommen  fast  ausschließlich  in  englischem 
und  amerikanischem  Besitze  sind,  hat  zur  Abwehr  der  drohenden 
angelsächsischen  Monopolstellung  die  Chemie  ein  Verfahren 
entdeckt,  das  die  Oelgewinnung  aus  Kohle  ermöglicht  und  das 
darum  geeignet  ist,  eine  Umgestaltung   der  bisherigen  Energie- 
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gewinnung  und  Energieübertragung  herbeizuführen *).  Die  ver- 
kehrswirtschaftlichen Wirkungen  der  neuen  Erfindung,  die  ebenso 
wie  die  Ferngasversorgung2)  das  bisherige  Bedürfnis  nach  einem 
großen  Massengüterverkehr  empfindlich  beeinflußen  könnten, 
sind  in  ihrer  Reichweite  gegenwärtig  noch  nicht  zu  übersehen. 
Von  den  Folgen  würden  übrigens  neben  den  Wasserstraßen  auch 
die  Eisenbahnen  in  gleicher  Weise  betroffen  werden.  Die  Denk- 
schrift des  Reichsverkehrsministeriums  vom  Februar  1927,  »Zur 
Frage  der  Reichswasserstraßenpolitik«,  warnt  in  der  Untersuchung 
über  die  künftige  Entwickelung  des  Verkehrsbedürfnisses  vor  einer 
Ueberschätzung  der  Wirkungen  und  weist  darauf  hin,  daß  schon 
heute  ein  beträchtlicher  Teil  der  für  die  Verflüssigung  in  Frage 
kommenden  Kohle  am  Gewinnungsorte  veredelt  und  so  dem 
Verkehr  entzogen  wird.  Die  Denkschrift  fährt  dann  fort:  »Auch 
wird  ein  großer  Teil  von  Gas  und  Elektrizität  schon  heute  und 
in  Zukunft  in  erhöhtem  Maße  aus  Kohlen,  die  sich  für  den  Trans- 
port nicht  eignen,  am  Gewinnungsort  erzeugt.  Im  ganzen  sind 
bestimmte  Konturen  noch  nicht  erkennbar,  insbesondere  auch 
noch  nicht  nach  der  Richtung,  ob  in  Zukunft  einem  relativ  viel- 
leicht verringerten  Bedarf  an  bestimmten  Massengütern  ein 
absolut  vergrößerter  Bedarf  —  etwa  an  anderen  Massengütern  — 
gegenüberstehen  wird,  wenn  nach  abgeschlossenem  Rationalisie- 
rungsprozeß die  angestrebte  stärkere  Intensivierung  der  deutschen 
Volkswirtschaft  einsetzen  sollte.  Solange  auch  nur  mit  der 
Wahrscheinlichkeit  gerechnet  werden  muß,  daß  eine  solche 
Intensivierung  die  einwandfreie  Befriedigung  eines  starken  Ver- 
kehrsbedürfnisses zur  notwendigen  Vorbedingung  hat,  können 
die  Voraussetzungen  für  eine  entscheidende  grundsätzliche 
Aenderung  in  der  verkehrspolitischen  Haltung  der  Reichsregierung 
nicht  als  gegeben  angesehen  werden«. 

Wenn    hier    die    amtliche    deutsche  Stelle    in    bezug    auf  die 
möglichen   Veränderungen    in    der  Verkehrswirtschaft    eine    ab- 


*)  Vgl.  F.  Bergius,  Die  Verflüssigung  der  Kohle.  Zeitschrift:  Petroleum, 
Bd.  22,  S.  76  ff.  und  S.  116  ff. 

*)  Näheres  s.:  Der  deutsche  Volkswirt  1928,  Nr.  23,  24,  25.  Die  Ferngas- 
versorgung Oesterreichs  ist  nicht  entfernt  so  wich  tig  wie  die  Versorgung  mit  Hüttenkoks 
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wartende  Haltung  einnimmt,  so  ist  doch  andererseits  auch  nicht 
abzusehen,  wo  die  neue  Entwicklung  hintreibt.  Auf  jeden  Fall 
wird  in  die  Rentabilitätsaussichten  des  Kanals  ein  Moment  der 
Unsicherheit  getragen,  das  letzten  Endes  zwar  allen  in  die  Zukunft 
weisenden  Großprojekten  anhaftet,  dessen  Gewicht  aber  nicht 
verkannt  werden  darf. 

In  diesem  Zusammenhange  sind  auch  die  in  der  jüngsten  Ver- 
gangenheit   diskutierten    Elektrifizierungspläne    der    oester- 
reichischen  Bundesbahnen  zu  erwähnen.  Selbst  für  den  Fall,  daß 
die  Mittel  für  den  Bau  der  erforderlichen  Kraftanlagen  aufgebracht 
werden,  wird  die  Umstellung  auf   den  elektrischen  Betrieb   die 
oesterreichische    Kohlenfrage    nicht   wesentlich    ändern    können. 
In  der  folgenden  Uebersicht  ist  die  Versorgung  mit  Brennstoffen 
nach  Verbrauchergruppen  getrennt  aufgeführt.    Von  dem  Gesamt- 
bezug des  Jahres  1927  entfielen  auf1): 

Verkehrsanstalten  1812  551   t 

Gas-,  Wasser-,  Elektrizitätswerke  1493  019  „ 

Hausbrand  *  *>7  502  „ 

Industrie  3649621  » 

zus.     8  762  693  t 

Die  Verkehrsanstalten  verbrauchten  also  nur  rd.  ein  Fünftel 
des  gesamten  Bezuges,  eine  Quote,  die  auch  für  1928  im  großen 
und  ganzen  dieselbe  geblieben  ist.  Das  Einfuhrbedürfnis  wurde 
demnach  auch  nach  erfolgter  Elektrifizierung  im  wesentlichen  un- 
geschwächt fortbestehen.  Die  Umstellungspläne  der  Bundesbahnen 
haben  Ende  1927  zudem  eine  Verzögerung  erfahren,  deren  Grunde 
in  einer  Denkschrift  der  Generaldirektion  niedergelegt  worden 
sind  Als  Hauptgrund  für  die  Einstellung  der  Elektnfizierungs- 
arbeiten  wird  die  Unrentabilität  der  bereits  elektrifizierten  Strecken 
angeführt.     Wenn    der   Standpunkt    der  leitenden   Stellen   auch 

>)  Statistisches  Handbuch  für  die  Republik  Oesterreich  1928. 
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heftig  umstritten  ist,  so  ergibt  sich  aus  alledem  doch  die  Unsicher- 
heit, die  dem  Umstellungsprojekt  gegenwärtig  noch  anhaftet.  Auf 
alle  Fälle  muß  auch  in  Zukunft  mit  einem  starken  Einfuhrbedürfnis 
Oesterreichs  an  mineralischen  Brennstoffen  gerechnet  werden. 

Dahin  gehört  auch  der  Bedarf  an  Koks,  der  fast  ausschließlich 
durch  die  Einfuhr  gedeckt  wird.  Das  Land  besitzt  keine  eigenen 
Kokereien,  die  Gewinnung  erfolgt  nur  in  Gasanstalten,  die  sich 
vornehmlich  in  Wien  befinden.  Die  hauptstädtischen  Betriebe 
benötigen  zu  diesem  Zweck  eine  jährliche  Kohlenmenge  von 
rd.  500  000  t,  die  heute  aus  dem  Ostrau-Karwiner  Revier  be- 
zogen wird.  Die  wenigen  nicht  in  Wien  gelegenen  Gasanstalten 
sind  zudem  auf  Wassergaserzeugung  angewiesen  und  verbrauchen 
darum  ihren  Koks  selbst.  Die  Einfuhr  Oesterreichs  an  auslän- 
dischem Koks  betrug: 

1926:  489  710  t 
1927:  573  663,, 
1928:   646  594,, 

Die  Einfuhr  aus  Deutschland  erstreckte  sich  hauptsächlich  auf 
hochwertigen  Ruhrkoks,  den  die  oesterreichische  Montanindustrie 
zur  Verhüttung  ihrer  Eisenerze  bevorzugt.  Die  Versorgung  mit 
westfälischem  Koks  ist  seit  dem  Jahre  1919  üblich  geworden,  als 
Hugo  Stinnes  die  Aktienmehrheit  der  Alpinen  Montangesell- 
schaft aus  italienischem  Besitz  erwarb  und  das  oesterreichische 
Unternehmen  in  seine  rheinisch-westfälischen  Werke  eingliederte. 
Die  Koksmengen  gelangten  damals  wie  heute  auf  dem  durchgehen- 
den Schienenwege  in  das  Verhüttungsgebiet.  Die  planmäßige 
Durchführung  der  Kokslieferungen  wurde  einer  zu  diesem  Zwecke 
besonders  gegründeten  Gesellschaft  in  Wien  übertragen  und  er- 
folgte innerhalb  des  Konzerns  so  reibungslos,  daß  nicht  nur  die 
Unabhängigkeit  von  der  Tschechoslowakei,  sondern  auch  eine  Er- 
höhung der  Roheisenproduktion  in  den  obersteiermärkischen  Be- 
trieben erzielt  wurde.  Auch  hier  ist  die  Deckung  aus  der  reichs- 
deutschen  Erzeugung  mengenmäßig  möglich1).     Nun   liegen  die 


')  Deutsche  Erzeugung  1927:  32,3  Mill.  t;  Ausfuhrüberschuß:  8,6  Mill.  t. 
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Ursprungsstätten  für  Ruhrkoks  in  unmittelbarer  Nähe  der  Groß- 
schiffahrtsstraße,  sodaß  der  Kanal  für  den  Transport  dieses 
Massengutes  zur  vollen  Wirkung  kommen  würde.  Die  oester- 
reichischen  Hauptverbrauchszentren  für  Koks,  die  Erzverhüttungs- 
stätten der  Alpinen  Montangesellschaft  im  Gebiet  von  Donawitz, 
Vordernberg,  Eisenerz  und  Hieflau  sind  mit  dem  Donauhafen  Linz 
durch  eine  ausbaufähige  Bahnlinie  verbunden.  Die  Entfernung 
Hieflau— Linz  beträgt  rd.  120  km.  Als  Umschlagsplatz  eignet 
sich  ferner  das  78  km  oberhalb  von  Wien  gelegene  Krems,  von 
dem  schon  heute  eine  Bahnlinie  nach  dem  Schwerindustriegebiet 
von  St.  Polten,  Traisen  und  St.  Egyd  führt.  Wenn  es  gelingt, 
diese  Verbindungen  leistungsfähig  zu  gestalten,  so  steht  nach 
Fertigstellung  der  Wasserstraße  der  Verfrachtung  von  Ruhrkoks 
nach  den  oesterreichischen  Plätzen  technisch  nichts  mehr  im 
Wege,  und  die  Mitversorgung  Oesterreichs  wird  wiederum  ledig- 
lich zu  einer  Frachtkostenfrage. 

Das  Problem  der  Belieferung  der  oesterreichischen  Erzstätten 
mit  rheinischem  Koks  führt  uns  folgerichtig  zu  der  Untersuchung 
der  Kanalwirkungen  für  die  oesterreichische  Montanindustrie. 

b)  Die  Eisenwirtschaft. 

1.  Eisenerzgewinnung. 

Die  Vorbedingung  jeder  Entwickelung  zur  Großindustrie,  ins- 
besondere zur  Entfaltung  der  Eisen-  und  eisenverarbeitenden 
Industrie  ist  das  Vorhandensein  von  Eisen  und  Kohle  und  die 
günstige  Lagerung  beider  Stoffe  zueinander.  Diese  Vorbedingungen 
waren  in  Altoesterreich  gegeben.  Steiermark  und  Kärnten  verfügen 
über  reiche  Erzstätten,  und  die  Sudetenländer  lieferten  die  zur 
Verhüttung  und  Weiterverarbeitung  notwendigen  Kohlen  zu  den 
günstigen  Bedingungen,  die  innerhalb  gemeinsamer  Staatsgrenzen 
und  auf  Grund  der  innerstaatlichen  Beziehungen  der  einzelnen 
Unternehmungen  möglich  sind.  Der  Zerfall  der  Monarchie  und 
der  Verlust  der  böhmischen  Zechen  erschütterte  mit  einem  Schlage 
diese  Grundlagen  und  führte  zu  der  verhängnisvollen  Trennung 
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der  oesterreichischen  Erzvorkommen  von  den  Kohlengruben. 
Damit  wurde  Oesterreich  die  Möglichkeit  genommen,  die  in  seinem 
Besitz  verbliebenen  reichen  Erzstätten  so  auszunutzen,  wie  es  der 
bedrängten  Wirtschaftslage  des  Landes  entsprochen  hätte.  Die 
Erzlager  bilden  einen  der  wichtigsten  Aktivposten  der  oester- 
reichischen Wirtschaft,  auf  deren  Ausbeutung  das  Land  nicht 
verzichten  kann,  wenn  es  wirtschaftlich  wieder  gesunden  will. 
Hierzu  kommt  ferner,  daß  die  volle  Ausnutzung  der  Erzstätten 
innerhalb  der  großdeutschen  Wirtschaft  ganz  besonders  auch  im 
reichsdeutschen  Interesse  gelegen  ist. 

Als  wertvollster  Besitz  sind  die  oesterreichischen  Lagerstätten 
an  Eisenerzen  in  der  nördlichen  Grauwackenzone  der  Steiermark 
und  in  den  Kärntner  Zentralalpen  anzusprechen.  Hauptgewinnungs- 
ort des  erstgenannten  Gebietes  ist  der  Steierische  Erzberg  bei 
Eisenerz  zwischen  Hieflau  und  Donawitz,  dessen  Erzlager  eine 
Mächtigkeit  von  160—200  m  erreichen.  Meist  handelt  es  sich  um 
einen  Spateisenstein,  der  nahe  am  Tage  zu  Brauneisenstein  um- 
gewandelt wird,  und  der  38—40%  Eisengehalt  aufweist.  Der 
Reinheit  und  leichten  Bearbeitung  dieser  Erze  ist  es  zuzuschreiben, 
daß  der  ökonomische  Betrieb  der  Hochöfen  in  der  Steiermark 
überhaupt  möglich  ist,  trotzdem  das  Heizmaterial  zum  größten 
Teil  aus  dem  Auslande  bezogen  werden  muß.  Die  aufgeschlossene 
Menge  an  Eisenerz  wird  auf  206  Mill.  t  geschätzt,  dazu  kommen 
weitere  157  Mill.  t  sogenannnte  Rohwand,  ein  Erz  von  15 — 25% 
Eisengehalt,  das  vorläufig  nicht  abgebaut  wird,  das  aber  in  Zukunft 
für  die  Weltversorgung  als  bedeutungsvoll  angesehen  werden  kann. 

Die  Eisenerzvorkommen  in  der  Kärntner  Zone  stehen  an  Mächtig- 
keit den  steierischen  Vorräten  bedeutend  nach,  immerhin  beziffern 
sich  die  aufgeschlossenen  und  wahrscheinlichen  Mengen  schätzungs- 
weise auf  rund  15  Mill.  t.  Auch  an  Reinheit  können  sie  mit  den 
steiermärkischen  Erzen  nicht  wetteifern.  Der  Mittelpunkt  der 
Erzgewinnung  ist  hier  der  Hüttenberger  Erzberg.  Die  kärntnerischen 
und  ebenso  die  steierischen  Gruben  befinden  sich  zum  größten 
Teil  (über  75%)  im  Besitze  der  Alpinen  Montangesellschaft,  die 
die  in  Hüttenberg  geförderten  Erze  in  ihren  steierischen  Betrieben 
mitverhütten  läßt. 
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Neben  diesen  beiden  Hauptgewinnungsstätten  spielen  eine 
Anzahl  kleinerer,  zum  Teil  noch  nicht  im  Abbau  begriffener 
Eisenerzvorkommen  nur  eine  Nebenrolle. 

Die  gesamten  Vorräte  Oesterreichs  an  abbauwürdigen  Eisen- 
erzen werden  auf  228  Mill.  t,  die  Vorräte  an  Rohwand  auf 
311  Mill.  t  geschätzt1).  Der  Steierische  Erzberg  ist  als  die  größte 
geschlossene  Eisenerzlagerstätte  Europas  anzusehen;  unter  den 
Eisenerzvorkommen  der  Welt  nimmt  er  den  11.  Platz  ein.  Die 
Gesamtförderung  betrug  in  den  Jahren  1906/16  durchschnittlich 
jährlich  1  Mill.  t ;  sie  erreichte  einschließlich  der  Manganerz- 
gewinnung im  Jahre  1913  für  das  jetzige  Oesterreich  das  Maximum 
von  2  Mill.  t.  Die  verhängnisvollen  Wirkungen  des  Brennstoff- 
mangels nach  Kriegsende  werden  ersichtlich  aus  der  nachstehenden 
Tabelle,  in  der  die  Fördermengen  der  Nachkriegszeit  derjenigen 
des  Jahres  1913  gegenübergestellt  sind.  Um  die  Bedeutung  der 
oesterreichischen  Eisenerzgewinnung  für  die  großdeutsche  Wirt- 
schaft darzutun,  sind  gleichzeitig  die  Zahlen  für  die  reichsdeutsche 
Förderung  mitaufgeführt  worden. 

Eisenerz-  (einschl.  Manganerz-)  Gewinnung  Oesterreichs 
und  Deutschlands  in  1000  Tonnen2) 


Jahr 

Oesterreich 

Deutschland 

1913 

2031 

35942 

1919 

251 

6154 

1924 

714 

4457 

1925 

1020 

5923 

1926 

1087 

4  793 

1927 

1585 

6625 

1928 

1913 

Die  Zahlen  zeigen  deutlich  den  Einfluß  des  Kohlenmangels, 
der  die  oesterreichische  Produktion  zeitweise  auf  fast  ein  Zehntel 


1)  Die  Zahlenangaben  sind  entnommen:  Krüger,  Der  Steierische  Erzberg,  seine 
Produktionslage  zur  oesterreichischen  Industriewirtschaft  in  der  Gegenwart.  Diss. 
Tübingen  1922,  S.  14  ff. 

2)  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1928. 
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der  Friedensförderung  herabdrückte  und  auch  für  das  letzte  Be- 
richtsjahr die  Vorkriegsgewinnung  nicht  entfernt  erreichte,  ob- 
wohl die  Erzlager  restlos  bei  Oesterreich  verblieben  sind. 

Die  veränderten  Erzeugungsverhältnisse  gehen  mit  gleicher 
Deutlichkeit  aus  den  Zahlen  für  die  Roheisen-  und  Stahler- 
zeugung hervor,  in  der  Oesterreich,  was  die  Qualität  der  Erzeugung 
anbelangt,  von  jeher  besonderes  Ansehen  genoß.  Zum  Vergleich 
sind  auch  hier  die  entsprechenden  Zahlen  für  die  deutsche  Pro- 
duktion mitaufgeführt. 

Roheisen-  und  Rohstahlerzeugung  Oesterreichs  und 
Deutschlands  in  1000  Tonnen1) 


Oesterreich 

D  e  u  tsc 

h  1  a  n  d 

Jahr 

Roheisen 

Rohstahl 

Roheisen 

Rohstahl 

1913 

607 

565 

19  312 

18  330 

1919 

62 

— 

5  624 

6  877 

1924 

266 

370 

7  833 

9  703 

1925 

380 

464 

10  089 

12  051 

1926 

333 

474 

9  636 

12  226 

1927 

435 

551 

13103 

16  267 

1928 

458 

635 

11263 

14  499 

Demnach  ist  auch  die  oesterreichische  (ebenso  wie  die  reichs- 
deutsche)  Hüttenproduktion  von  ihrem  Vorkriegsstand  noch  weit 
entfernt.  Lediglich  in  der  Rohstahlerzeugung  hat  Oesterreich 
den  Rückgang  ausgeglichen.  Die  Aenderung  der  Verhält- 
nisse hängt  hier  von  der  Besserung  der  Kohlenzufuhr  ab.  Die 
Lage  muß  sich  grundlegend  umgestalten,  wenn  für  die  Verfrachtung 
vom  rheinisch-westfälischen  Großzentrum  der  deutschen  Kohlen- 
gewinnung nach  den  oesterreichischen  Bergbaubezirken  der  Groß- 
schiffahrtsweg zur  Verfügung  steht. 

Die  Ausbeutung  der  oesterreichischen  Eisenerzstätten  liegt,  wie 
schon  angedeutet  wurde,  auch  im  reichsdeutschen  Interesse. 
Deutschland   hat  durch  den   Friedensvertrag  von  Versailles   das 


')  Statistisches  Jahrbuch    für    das  Deutsche    Reich    1928. 
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lothringische  und  luxemburgische  Minettegebiet  verloren.  Die 
Folgen  dieses  Verlustes  sind  aus  den  rückläufigen  Zahlen 
der  deutschen  Bergbau-  und  Hüttenproduktionsstatistik  nur 
allzudeutlich  abzulesen.  Wenn  es  darum  durch  die  Lösung  der 
Kohlentransportfrage  gelänge,  die  oesterreichische  Erzeugung  an 
Eisenerz  nur  auf  den  Stand  von  1913  zu  bringen,  so  ließe  sich 
die  deutsche  Förderung,  gemessen  an  den  Produktionsziffern  des 
Jahres  1924,  zusätzlich  der  oesterreichischen  Förderung  um  fast 
50%  steigern.  Der  Anschluß  Oesterreichs  würde  bezüglich  der 
Eisenerzgewinnung  auf  alle  Fälle  zu  einer  Milderung  der  gegen- 
wärtigen Abhängigkeit  Deutschlands  von  fremden  Rohstoff  ge- 
bieten führen  und  damit  eine  wesentliche  Stärkung  reichsdeutscher 
Wirtschaftsinteressen  bewirken.  Jedenfalls  ist  der  oesterreichische 
Besitzstand  an  abbauwürdigen  Eisenerzen  einer  der  wichtigsten 
wirtschaftspolitischen  Gründe,  die  vom  reichsdeutschen  Stand- 
punkte für  den  Anschluß  ins  Treffen  geführt  werden  können. 

Es  ist  dann  lediglich  eine  Frage  der  Frachtraumausnutzung 
und  —  in  konzentrierten  Unternehmungen  —  allenfalls  eine 
solche  der  Betriebstechnik,  inwieweit  die  Verhüttung  der  Erze 
in  Oesterreich  oder  in  den  rheinisch-westfälischen  Werken  zu 
erfolgen  hätte.  Da  es  sich  um  Massengüter  handelt,  die  nur 
höchst  selten  eine  schnelle  Verfrachtung  beanspruchen,  so  stellt 
gerade  der  Wassertransport  die  geeignete  Beförderungsweise  dar. 
Wenn  es  außerdem  gelingt,  die  Frachten  so  niedrig  zu  halten, 
daß  die  entfernter  gelagerte  deutsche  Kohle  den  Wettbewerb 
mit  der  polnischen  und  tschechoslowakischen  Kohle  auszuhalten 
vermag,  so  darf  die  wirtschaftliche  Berechtigung  und  die  verkehrs- 
politische Zweckmäßigkeit  des  Rhein-Main-Donaukanals  in  bezug 
auf  zwei  der  wichtigsten  Zweige  der  Urproduktion  als  erwiesen 
gelten. 

Die  Frachtenbildung  hat  auf  eine  ausreichende  Verzinsung  des 
investierten  Kapitals  Bedacht  zu  nehmen  und  ist  deshalb  abhängig 
von  der  Frachtraumausnutzung.  Je  größer  in  einem  gegebenen 
Zeitraum  die  Zahl  der  Verkehrsleistungen  ist,  um  so  geringer 
ist  der  Anteil  der  Einzelleistungskosten  an  den  Gesamtkosten, 
und    um    so  niedriger    läßt   sich   das  Entgelt   für   den  einzelnen 
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Verkehrsakt  ansetzen.  Um  die  Zahl  der  Verkehrsleistungen  eines 
gegebenen  Verkehrsinstrumentes,  d.  h.  die  Frachtraumausnutzung, 
möglichst  zu  vergrößern,  wird  es  sich  deshalb  empfehlen,  den 
Kahnraum  im  Rücktransport  für  die  Verfrachtung  von  Erz  nach 
dem  Rhein  mitzuverwenden,  wenn  dadurch  der  Leerlauf  von 
Kähnen  vermieden  wird. 

Daß  diese  Ausblicke  auf  die  mögliche  Verkettung  der  rheinisch- 
westfälischen und  der  steiermärkischen  Montanindustrie  nicht 
graue  Theorie  darstellen,  sondern  die  wirtschaftspolitische  Praxis 
angehen,  wird  durch  den  Abschluß  des  Erzlieferungsver- 
trages bewiesen,  der  zwischen  der  Alpinen  Montan- 
gesellschaft und  den  Vereinigten  Stahlwerken  in  Düssel- 
dorf mit  Wirkung  vom  1.  Juli  1927  zustande  gekommen  ist. 
Die  Alpine  Montangesellschaft,  an  der  die  Stahlwerke  mit 
56%  beteiligt  sind,  erhält  auf  Grund  des  Abkommens  den 
für  ihre  alpenländischen  Betriebe  notwendigen  Ruhrkoks  ge- 
liefert und  gibt  dafür  geröstete  Erze  als  Rückfracht  nach 
Deutschland  auf.  Durch  das  Abkommen  ist  den  Werken  in 
Donawitz,  Eisenerz,  Zeltweg  und  Frohnsdorf  die  Aufrechter- 
haltung ihrer  Betriebe  gesichert.  Die  Wirkungen  des  Vertrages 
zeigen  sich  deutlich  in  der  Steigerung  der  oesterreichischen  Aus- 
fuhr nach  Deutschland,  die  für  das  Jahr  1927  um  85%  gegen  das 
Vorjahr  anstieg,  und  die  in  erster  Linie  auf  die  Lieferungen  der 
Alpinen  Montangesellschaft  zurückgeführt  werden  muß.  Ob 
das  Abkommen  in  der  gegenwärtigen  Form  aufrecht  erhalten 
werden  kann,  ist  fraglich,  da  sich  der  tschechoslowakische  Berg- 
bau lebhaft  um  die  Lieferungen  bemüht.  Auch  hieraus  geht 
hervor,  daß  eine  dauernde  Zusammenarbeit  festere  Bindungen 
zur  Voraussetzung  haben  muß1). 

Diese  engere  Zusammenarbeit  der  beiderseitigen  Montan- 
industrien erweist  sich  gerade  für  die  Roheisen-  und  Rohstahl- 
erzeugung noch  aus  einem  anderen  Grunde  wünschenswert.  Die 
Produktion    und    teilweise  auch  der  Vertrieb  sind  in  diesem  In- 

')  Die  Deutsche  Reichsbahn  gewährt  eine  10%>ige  Frachtermäßigung;  der  Tarif 
wurde  auf  1   Pf.  pro  t/km  festgesetzt. 
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dustriezweige  stark  syndiziert.  Träger  ist  die  Internationale 
Rohstahlgemeinschaft,  zu  der  im  Jahre  1926  Deutschland, 
Frankreich,  Belgien  und  Luxemburg  sich  zusammengeschlossen 
haben,  und  die  1927  um  die  westeuropäische  Gruppe,  bestehend 
aus  Oesterreich,  Tschechoslowakei  und  Ungarn  erweitert  wurde. 
Die  letztgenannten  drei  Staaten  sind  jedoch  1928  aus  der  Gemein- 
schaft wieder  ausgeschieden,  sodaß  der  Wettbewerb  in  aller 
Schärfe  neu  entbrannt  ist.  Dabei  muß  besonders  Deutschland 
infolge  der  ungünstigen  Quotenverteilung  auf  den  Absatz  seiner 
Produkte  in  Osteuropa  bedacht  sein.  Als  Exportmarkt  kommt 
in  dieser  Richtung  hauptsächlich  der  Balkan  in  Frage,  der  gleich- 
zeitig von  dem  bisher  außerhalb  der  Vereinigung  gebliebenen 
Polen,  aber  auch  von  der  Tschechoslowakei  und  Oesterreich 
umstritten  wird.  Bei  der  Neuregelung  der  Quoten  Verteilung 
hätte  ein  gemeinsames  Vorgehen  Deutschlands  und  Oesterreichs 
die  Zuweisung  größerer  Exportmengen  in  östlicher  Richtung 
aller  Voraussicht  nach  erleichtern,  wie  überhaupt  die  Position 
beider  Länder  auf  dem  Absatzmarkt  stärken  können.  Einerseits 
käme  der  heute  unvermeidliche  Wettbewerb  zwischen  den  deutschen 
und  oesterreichischen  Werken  in  Fortfall,  andererseits  könnte 
die  gemeinsame  Produktion  alle  Vorteile  der  Konzentration 
ausnützen  und  insbesondere  die  für  den  Balkan  bestimmten 
Mengen  in  Oesterreich  selbst  herstellen.  Auch  die  Bearbeitung 
des  südöstlichen  Marktes  wäre  von  einem  bis  hinter  Wien  vor- 
geschobenen Deutschland  leichter  und  billiger  zu  bewerkstelligen 
als  auf  den  heutigen  umständlichen  Transitwegen.  Diese  Wirkungen 
würden  sich  übrigens  nicht  nur  in  der  Montanindustrie,  sondern 
in  allen  Zweigen  der  großdeutschen  Wirtschaft  fühlbar  machen. 
Wenn  also  auch  im  Hinblick  auf  die  großen  zwischenstaatlichen 
Kartellbildungen  in  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  die  Vereinigung 
der  deutschen  und  oesterreichischen  Erzeugung  zweckdienlich 
erscheint,  so  ergibt  sich  angesichts  der  geographischen  Lage 
beider  Staaten  für  die  dann  notwendige  wechselseitige  Belieferung 
mit  den  Massengütern  Eisen  und  Kohle  auch  hier  ganz  natur- 
gemäß die  Forderung  nach  einer  leistungsfähigen  Verbindung  der 
beiderseitigen  Zentren  dieser  Wirtschaftszweige.     Der  Bau  des 

83 


Großschiffahrtsweges  und  die  dann  erst  möglichen  technischen 
und  tarifarischen  Vorteile  in  der  Transportabwickelung  müssen 
sogar  als  unerläßliche  Voraussetzung  für  die  gemeinsame  Produk- 
tion und  damit  für  die  Neubelebung  der  oesterreichischen  Eisen- 
und  Stahlerzeugung  angesehen  werden1). 

2.     Eisen-    und    M  e  tal  1  w  a  r  e  n  i  n  d  u  s  t  r  i  e. 

Die  Mängel  der  Kohlenbeschaffung  machen  sich  nicht  nur  für 
die  Förderung  und  Verhüttung  von  Eisenerz  bemerkbar,  sondern 
ergreifen  in  ihren  Wirkungen  auch  die  auf  die  Eisenerzgewinnung 
aufbauenden  Industrien.  Der  Kohlenmangel  zwang  schon 
kurz  nach  Kriegsende  die  oesterreichische  Eisenindustrie  zum  Ab- 
schluß von  Verträgen  mit  der  Tschechoslowakei,  auf  Grund  deren 
die  oesterreichischen  Erzeugnisse  dem  Nachbarlande  im  Kompen- 
sationsverkehr überlassen  wurden,  um  dafür  die  notwendigsten 
Brennstoffe  zu  erhalten.  Es  folgte  dann  eine  kurze  Scheinkon- 
junktur während  der  Inflationsjahre,  aber  schon  im  Sommer  1922 
stellten  sich  die  Gestehungskosten  in  der  oesterreichischen  Eisen- 
und  Metallwarenindustrie  in  den  meisten  Erzeugnissen  gleich  den 
Weltmarktpreisen  und  höher  als  diese.  Diese  Tatsache  führte  in 
Verbindung  mit  den  Absperrungsmaßnahmen  der  Nachbarländer 
zu  einem  verhängnisvollen  Rückgange  der  Ausfuhr  und  damit  zu 
einer  in  fast  allen  Industrien  notwendigen  Betriebseinschränkung, 
die  ihren  markantesten  Ausdruck  im  Ausblasen  der  Hochöfen 
im  Sommer  1924  fand.  Wenn  seitdem  auch  eine  Besserung  ein- 
getreten ist,  so  steht  doch  die  gegenwärtige  Erzeugung  noch 
weit  hinter  derjenigen  der  Vorkriegszeit  zurück. 

Dieser  Umstand  ist  für  die  Lösung  der  oesterreichischen  Wirt- 
schaftsfrage deswegen  bedeutungsvoll,  weil  die  Eisen-  und  MetaJl- 
warenindustrie  von  jeher  die  führende  Industrie  des  Landes 
darstellt.  Ihr  Exportüberschuß  ist  der  wichtigste  Posten  auf  der 
Aktivseite  der  oesterreichischen  Handelsbilanz,  und  von  der  Er- 
haltung und  Weiterentwickelung  dieses  Teiles  der  Volkswirtschaft 

')  Vgl.  auch  Scheffer,  a   a.  O.,  S.  40. 
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hängt  es  zum  Großteil  ab,  welche  Gestaltung  die  Handelsbilanz 
in  Zukunft  nehmen  wird. 

Die  wichtige  Stellung  der  Eisen-  und  eisenverarbeiten- 
den Industrie  im  oesterreichischen  Außenhandel  geht  aus  der 
folgenden  Aufstellung  hervor,  die  den  Gesamtüberschuß  der  Aus- 
fuhr über  die  Einfuhr  für  die  wichtigsten  Positionen  enthält1): 


1925: 

210,5  Mill.  S 

1926: 

157,7  „   „ 

1927: 

125,2  „   „ 

Angesichts  der  dauernden  Verschlechterung  der  oesterreichischen 
Handelsbilanz  leuchtet  die  Wichtigkeit  der  Ausfuhr  in  diesem 
Wirtschaftszweige  ein.  Oesterreich  muß  diesen  Aktivposten 
nicht  nur  mit  allen  Mitteln  zu  erhalten,  sondern  zu  vergrößern 
trachten.  Die  erste  Vorbedingung  einer  erhöhten  Ausfuhr  ist 
die  Steigerung  der  Produktion,  und  zwar  diejenige  von  Roheisen 
und  Rohstahl  und  diejenige  der  Güterherstellung  selbst.  Für 
beide  Zweige  der  industriellen  Tätigkeit  ist  die  genügende  und 
preiswerte  Versorgung  mit  Kohle  unerläßliche  Vorbedingung. 
Somit  greifen  die  Wirkungen  des  Großschiffahrtsweges  auch  auf 
die  zukünftige  Gestaltung  der  wichtigsten  oesterreichischen 
weiterverarbeitenden  Industrie  über.  Die  Folgen  bleiben  aber 
hier  nicht  auf  die  Schaffung  der  Vorbedingungen  d.  h.  auf  die 
Rohstoffversorgung  beschränkt,  sondern  erstrecken  sich  auch  auf 
sämtliche  Halbfabrikate  und  die  Mehrzahl  der  Fertigwaren  dieses 
Industriezweiges. 

Der  Grund  dafür  liegt  in  der  natürlichen  Beschaffenheit, 
dem  hohen  spezifischen  Gewicht  der  fraglichen  Güterklassen  und 
in  der  Tatsache,  daß  ihre  Transportdauer  für  gewöhnlich  eine 
untergeordnete  Rolle  spielt.  So  betrug  z.  B.  im  Hafenplatz 
Ludwigshafen  a.  Rh.  1913  die  Eisen-  und  Stahlwarenabfuhr 
40,3%  des  gesamten  Wasserabganges.  Sie  hielt  sich  damit  auf 
gleicher  Höhe  mit  der  Steinkohlenzufuhr,  die  40,8%  der  Gesamt- 


')  Die  Zahlen  sind  entnommen   dem  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  und  dem  Statistischen  Handbuch  für  die  Republik  Oesterreich  1926  ff. 
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zufuhr  ausmachte 1).  Da  in  der  Hauptsache  Halbfabrikate  (Schrott, 
Stahlknüppel,  Stabeisen,  Träger,  Eisen-  und  Stahldraht,  Schienen) 
zur  Verfrachtung  gelangten,  also  Güter,  die  in  Kohlenkähnen  ver- 
laden werden  können,  so  müssen  diese  Verkehrsziffern  als  ein 
Beispiel  idealster  Frachtraumausnutzung  angesehen  werden.  Es 
ist  selbstverständlich,  daß  ein  derartiger  Ausgleich  nur  möglich 
ist  zwischen  Wirtschaftsgebieten,  die  einander  zu  ergänzen  ver- 
mögen. Wenn  darum  für  die  oesterreichischen  und  deutschen 
Produktionsstätten  eine  solche  gegenseitige  Ergänzungsmöglichkeit 
besteht,  so  ergibt  sich  daraus  auch  die  Forderung  nach  der  best- 
möglichen verkehrswirtschaftlichen  Verknüpfung  beider  Gebiete. 
In  der  wechselseitigen  Verschickung  von  Kohle  und  Eisen  wäre 
auch  die  ökonomische  Ausnützung  des  Frachtraumes  gewährleistet. 

Aus  dem  Erzeugungskreis  der  Eisen-  und  Metallwarenindustrie 
kommen  im  oesterreichisch-deutschen  Austauschverkehr  für  die 
Verfrachtung  auf  der  Rhein-Main-Donauwasserstraße  zunächst 
diejenigen  Güter  in  Frage,  die  bereits  heute  den  Wasserweg  dem 
Bahntransport  vorziehen. 

Die  nachstehende  Tabelle  bringt  den  Austausch  zwischen 
beiden  Ländern  in  den  fraglichen  Warengruppen  für  das  Jahr  1927, 
und  zwar  auf  Grund  der  oesterreichischen  Statistik,  die  den  Außen- 
handel nach  der  Hauptgruppeneinteilung  des  internationalen 
Warenverzeichnisses  dem  Werte  nach  angibt. 

Oesterreichs  Außenhandel  mit  Deutschland  in  den  Waren- 
gruppen der  Eisen- und  eisenverarbeitende  Industrie  19272). 

Warenbenennung 

Roh-,  Alteisen  und  andere  Metalle 
Eisen-  und  Metallwaren 
Elektrische  Maschinen,  Apparate  usw. 
Andere  Maschinen  und  Apparate 
Kraftfahrzeuge,  Motore 


Einfuhr 

Ausfuhr 

in 

1000  S. 

14  987 

16  843 

50  061 

32  970 

5190 

75  009 

5  660 

9  592 

17  325 

l)  Statistisches  Jahrbuch  für  den  Freistaat  Bayern  1926. 

*)  Aufgestellt  nach  dem  Statistischen  Handbuch  für  die  Republik  Oesterreich  1928 
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Der  gesamte  Außenhandel  Oesterreichs  in  den  aufgeführten 
Warengruppen  belief  sich  im  gleichen  Jahre  in  der  Einfuhr  auf 
319,5  Mill.  S.,  in  der  Ausfuhr  auf  455,1  Mill.  S.  Deutschland  war 
also  an  der  Einfuhr  mit  47%,  an  der  Ausfuhr  mit  rd.  18%  beteiligt. 
Es  braucht  nicht  betont  zu  werden,  daß  der  Austausch  von 
Eisen-  und  Metallwaren  im  Verkehr  mit  Oesterreich  für  den 
Außenhandel  Deutschlands  bei  weitem  nicht  die  gleiche  Rolle 
spielt. 

Diesen  Ziffern  ist  aber  auch  in  bezug  auf  die  angestrebte  groß- 
deutsche Wirtschaft  so  gut  wie  nichts  zu  entnehmen.  Es  läßt 
sich  aus  ihnen  nur  erneut  die  Notwendigkeit  begründen,  alle 
Möglichkeiten  einer  stärkeren  wirtschaftlichen  Durchdringung  beider 
Teile  auszunutzen,  um  die  gemeinsame  Gütererzeugung  zu  ver- 
mehren und  dadurch  diejenige  Frachtmenge  zu  schaffen,  die  dem 
Kanalprojekt  erst  die  Rechtfertigung  verleiht.  Daß  dabei  die 
Wasserstraße  ihrerseits  durch  den  verbilligten  Transport  der  Roh- 
stoffe wiederum  zur  Steigerung  der  Gütererzeugung  beitragen 
wird,  ist  ein  Fall  wechselseitiger  Beeinflussung  wirtschaftlicher 
Faktoren,  wie  ihn  die  Volkswirtschaft  häufig  verzeichnet. 

In  welchem  Ausmaße  bereits  heute  der  Austauschverkehr  beider 
Länder  in  den  angeführten  Erzeugnissen  auf  dem  Wasserwege 
erfolgt,  ist  aus  den  nachstehenden  Zahlen  zu  erkennen.  Es  kommt 
in  dieser  Gegenüberstellung  nicht  auf  den  (geringen)  Umfang 
der  Frachtmenge  an,  sondern  auf  den  Anteil  des  nassen 
Transports  an  der  Gesamtverfrachtung,  weil  sich  aus  diesem 
Anteil  Schlüsse  ziehen  lassen  auf  die  Inanspruchnahme  des 
fertigen  Kanals  für  die  Beförderung  von  Gütern  dieser  Klasse. 

Deutschland  führte  im  Jahre  1927  nach  Oesterreich  aus:  Eisen 
roh,  Alteisen,  Abfälle,  Legierungen:  13  389  t,  Röhren  und  Walzen: 
4  900  t,  Stab-  und  Formeisen:  2  706  t,  Blech  und  Draht:  2973  t, 
insgesamt:  23  967  t.  Für  das  gleiche  Berichtsjahr  verzeichnet  die 
bayerische  Verkehrsstatistik  der  Häfen  Regensburg  und  Passau 
unter  Eisenausfuhr  nach  Oesterreich:  14  681  t.  Danach  ist  die 
deutsche  Ausfuhr,  wenn  auch  mengenmäßig  höchst  unbeträchtlich, 
trotz  der  unterschiedlichen  Lagebeziehung  der  Ausfuhrbezirke, 
der  fehlenden  Verbindung  nach  der  Donau  und  der  ungünstigen 
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Beschaffenheit  der  oesterreichischen  Stromstrecke  zum  größeren 
Teil  auf  dem  Wasserwege  erfolgt.  In  diesen  Zahlen  ist  die  Aus- 
fuhr von  Eisen  nach  den  unteren  Donauländern  nicht  enthalten; 
sie  beträgt  (zuzüglich  des  Versandes  nach  Oesterreich)  83  628  t. 

Auf  Grund  dieser  Feststellungen  darf  angenommen  werden, 
daß  die  Eisen-  und  eisenverarbeitende  Industrie  Großdeutschlands, 
sofern  ihre  wirtschaftlichen  Beziehungen  in  Richtung  Westdeutsch- 
land-Oesterreich  verlaufen,  ihre  Frachtmengen  dem  Großschif- 
fahrtswege in  erheblichem  Umfange  zuführen  wird. 

Für  die  Beförderung  kämen  im  einzelnen  in  Betracht:  Roh-, 
Luppen-  und  Stabeisen,  Stahlknüppel,  Bleche,  Platten,  Eisen-  und 
Stahldraht,  Eisenbahnschienen,  eiserne  Eisenbahnschwellen,  Eisen- 
bahnachsen, Bandagen,  Eisen-  und  Stahlbruch,  Alteisen,  Eisen- 
abfälle und  -legierungen ;  an  Fertigfabrikaten:  eiserne  Dampfkessel 
und  Maschinen,  für  die  sich  wegen  des  hohen  spezifischen  Ge- 
wichtes der  nasse  Transport  besonders  empfiehlt,  eiserne  Röhren 
und  Säulen,  Eisen-  und  Stahlwaren,  unedle  Metalle  und  Waren 
daraus. 

c)   Gewinnung  anderer  Erze  und  Mineralien. 

Außer  Eisen-  und  Manganerzen  besitzt  Oesterreich  Lagerstätten 
an  Kupfer-,  Blei-  und  Zinkerzen,  Aluminium-,  Antimon-  und 
Schwefelerzen.  Die  Bergbaubetriebe  für  Kupfer  liegen  haupt- 
sächlich in  Tirol  und  Salzburg,  diejenigen  für  Zink,  die  im  Jahre 
1927:  127  900  t  förderten,  befinden  sich  in  Südkärnten.  Der  Ab- 
bau von  Schwefelerzen  wird  vornehmlich  in  Steiermark  betrieben. 
Zur  Verhüttung  der  Blei-  und  Zinkerze  ist  Kohle  notwendig. 
Besonders  der  »Kärntner  Prozeß«,  der  aus  reinen  Erzen  ein  reines 
Blei  mit  geringem  Bleiverlust  unter  möglichster  Erschöpfung  der 
Erze  im  Flammenofen  ausbringen  will,  erfordert  einen  hohen  Auf- 
wand an  Brennstoffen.  Ebenso  beruht  die  oesterreichische  Zink- 
gewinnung auf  der  Reduktion  von  Zinkoxyd  durch  Kohle.  Das 
trockene  Verfahren  zur  Herstellung  des  Rohkupfers  im  Flammen- 
ofen sowie  im  Schachtofen  und  die  Raffination  des  Schwarzkupfers 
erfolgen  ebenfalls  mit  Hilfe  von  Kohle  bzw.  Koks.     Koks  wird 
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schließlich  auch  zum  Rösten  der  Schwefelkiese  benötigt.  Wenn 
der  Brennstoffbedarf  in  diesen  Zweigen  des  Bergbaues  auch  eine 
untergeordnete  Rolle  spielt,  so  belastet  er  dennoch  den  Gesamt- 
verbrauch und  erhöht  die  Abhängigkeit  der  oesterreichischen 
Bergbauproduktion  von  der  Auslandskohle.  Damit  empfängt  aber 
die  Forderung  nach  verbilligtem  Bezug  über  den  Großschiffahrts- 
weg eine  weitere  Stütze. 

Wichtiger  als  die  eben  genannten  Bergbauprodukte  sind  aber 
gewisse  andere  Mineralien,  über  die  Oesterreich  in  so  großen 
Mengen  verfügt,  daß  eine  Ausfuhr  stattfinden  kann.  Da  diese 
Produkte  überdies  den  Massentransport  bevorzugen  und  ihre  Ver- 
frachtung teilweise  schon  jetzt  in  der  Kanalrichtung  verläuft,  kann 
der  Großschiffahrtsweg  auch  hier  Bedeutung  gewinnen. 

Oesterreich  führt  besonders  Magnesit,  Gips,  Graphit  und  Talk 
in  größeren  Mengen  aus.  Was  Magnesit  betrifft,  so  gelten  die 
oesterreichischen  Lager  als  die  größten  der  Welt.  Die  jährliche 
Gesamterzeugung  wird  mit  200 — 250  000 1  angegeben,  die  zu  einem 
erheblichen  Teil  als  Sintermagnesit  zur  Ausfuhr  gelangt.  Die 
wichtigsten  Fundstätten  liegen  im  Zillertal  und  bei  Brück  in  Steier- 
mark, die  Hauptbetriebe  sind  die  Veitschen  Magnesitwerke,  die 
oesterreichisch-amerikanische  Magnesitgesellschaft,  die  Magnesit- 
Industrie- A.-G.  in  Oberdorf  und  die  Magnesitwerke  Eichberg- 
Aue  in  Eichberg.  Die  Beteiligung  amerikanischen  Kapitals  erklärt 
sich  aus  dem  Umstand,  daß  die  Vereinigten  Staaten  vor  dem 
Kriege  die  Hälfte  der  Produktion  aufnahmen  und  auch  gegen- 
wärtig den  Hauptabnehmer  bilden.  Dann  folgen  Deutschland, 
die  Tschechoslowakei  und  Frankreich.  Die  Gesamtausfuhr  belief 
sich  1927  auf  81  164  t;  sie  verteilt  sich  in  der  Hauptsache  auf 
Amerika  und  Deutschland. 

Nun  wickelt  sich  der  oesterreichische  Ueberseeverkehr  nach 
Amerika  vornehmlich  über'  die  Nordseehäfen  ab,  weil  dort  der 
Schiffsverkehr  pünktlicher  und  in  kleineren  Intervallen  erfolgt 
als  in  dem  italienischen  Triest,  und  auch  die  Schiffsrouten  nach 
Amerika  von  der  Nordseeküste  aus  günstiger  liegen.  Da  Frank- 
reich ebenfalls  in[der  Kanalrichtung  gelegen  ist,  könnte  die  Ausfuhr 
von  Magnesit  zum  größten  Teil  über  den  Schiffahrtsweg  erfolgen. 
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Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  für  den  Graphitbergbau,  der 
außer  in  Tirol  und  Salzburg  in  Steiermark  und  Niederoesterreich 
beheimatet  ist,  und  dessen  Erträge  tief  unter  die  Friedensproduk- 
tion gesunken  sind.  Für  dieses  Mineral  ist  Deutschland  der 
wichtigste  Abnehmer.  Von  den  im  Jahre  1927  ausgeführten 
15  989  t  erhielt  das  Reich  über  die  Hälfte;  es  ist  mithin  sowohl 
an  der  Steigerung  der  Erzeugung  als  auch  an  der  billigen  Ver- 
frachtung interessiert. 

Auch  die  oesterreichischen,  in  der  Nähe  von  Schottwien, 
Golling  und  Hinterbrühl  befindlichen  großen  Gipsbrüche  liegen 
im  Einflußgebiete  der  Donau,  sodaß  die  Verfrachtung  dieses 
Bergbauproduktes,  soweit  Süd-  und  Westdeutschland  für  die 
Aufnahme  in  Frage  kommen,  über  den  Großschiffahrtsweg  ge- 
sichert erscheint. 

Was  die  oesterreichische  Einfuhr  an  Mineralien  anlangt,  so 
werden  außer  Schwefelkies  hauptsächlich  Kaolin,  Tonerden,  Sand 
und  Kalk  vom  Auslande  bezogen.  Die  Haupteinfuhrländer  sind  die 
Tschechoslowakei  und  Deutschland.  Die  deutsche  Außenhandels- 
statistik für  1928  verzeichnet  unter  Oesterreich,  Titel:  Steine  und 
Erden,  Ausfuhr:  55217  t,  Einfuhr:  178722 1.  Es  ist  wahrscheinlich, 
daß  der  in  Richtung  Süddeutschland  gefahrene  Teil  dieser  Mengen 
den   fertiggestellten   Großschiffahrtsweg   restlos   ausnützen   wird. 

Auf  den  Abbau  von  Kalk  und  Erden  (Lehm,  Kies)  stützt  sich 
auch  die  Erzeugung  von  Stein-  und  Tonwaren,  insbesondere 
die  Zementindustrie  und  Ziegelfabrikation.  Oesterreich  weist  für 
das  Jahr  1927  trotz  der  reichlich  vorhandenen  Rohstoffe  nur  für 
Tonwaren  einen  geringen  Exportüberschuß  auf  (Einfuhr:  12,47 
Mill.  S.,  Ausfuhr:  19,33  Mill.  S.). 

Besonders  in  der  Zementindustrie  sind  Erzeugung  und  Export 
bei  weitem  nicht  auf  die  Höhe  gebracht,  die  den  vorhandenen 
Vorräten  an  Rohstoffen  entspricht.  Da  Deutschland  als  wichtigster 
Käufer  auftritt,  liegt  die  Steigerung  der  oesterreichischen  Zement- 
erzeugung im  besonderen  Interesse  der  großdeutschen  Wirtschaft. 

Die  Geeignetheit  der  aufgeführten  Warengattungen  für  den 
Wassertransport  steht  außer  Frage.  Das  gilt  besonders  für  Mauer- 
steine, Steine   und  Platten   aus  Zement   und   Gips,  Steinblöcke 
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roh  und  bearbeitet,  Werk-  und  Pflastersteine,  Steinplatten,  die 
in  der  Statistik  für  den  Güterverkehr  auf  deutschen  Binnenwasser- 
straßen nächst  Kohle,  Erz,  Erde  und  Getreide  die  höchsten  Ver- 
kehrsziffern aufweisen. 

Die  in  der  Zementindustrie  benötigten  Rohstoffe  und  die  Er- 
zeugungsstätten liegen  teilweise  in  nächster  Nähe  der  Donau,  und 
zwar  in  Oberoesterreich  bei  Gmunden,  in  Niederoesterreich  bei 
Lilienfeld  und  Weißbach  und  in  der  Wiener  Umgebung.  Auch 
die  Ziegelfabrikation  hat  ihren  Sitz  vornehmlich  bei  Wien.  Der 
Rhein-Main-Donaukanal  würde  es  vor  allem  ermöglichen,  den 
fast  ungenutzten  Reichtum  Oesterreichs  an  Steinen  für  Bau-,  Nutz- 
und  Kunstzwecke  der  großdeutschen  Wirtschaft  dienstbar  zu 
machen. 

4.  Die  Wirkungen  für  die  großdeutsche  Holz- 
wirtschaft. 

Unter  den  natürlichen  Gaben,  die  der  oesterreichische  Boden 
in  die  großdeutsche  Wirtschaft  einbringen  kann,  nimmt  der  Reich- 
tum seiner  Wälder  den  vornehmsten  Platz  ein. 

Wenn  heute  von  reichsdeutscher  Seite  gegen  den  Anschluß 
noch  wirtschaftspolitische  Bedenken  vorgebracht  werden,  so 
gründen  sie  sich  auf  die  Meinung,  Oesterreich  sei  so  arm,  daß 
seine  Aufnahme  für  die  Wirtschaft  des  Reiches  eher  eine  Be- 
lastung als  eine  Vermehrung  der  ökonomischen  Kräfte  bedeute; 
besonders  dürfe  der  Mangel  an  realen  Werten  auf  oesterreichischer 
Seite  nicht  übersehen  werden,  der  die  vielgerühmte  Ergänzung 
schließlich  auf  Kosten  des  Reiches  und  ohne  entsprechende  Gegen- 
leistung Oesterreichs  zur  Folge  habe  und  mithin  keine  Ergänzung 
sei.  Die  Ausführungen  über  die  Montanindustrie  haben  aber  ge- 
zeigt, daß  der  oesterreichische  Raum  über  mineralische  Schätze 
verfügt,  die  im  Reiche  schmerzlich  entbehrt  werden.  Das  gleiche 
gilt  für  den  Holzreichtum  der  oesterreichischen  Bundesländer, 
der  in  noch  höherem  Maße  als  das  oesterreichische  Erz  die  reichs- 
deutsche  Produktion  ergänzen  und  den  deutschen  Konsum  vom 
Auslandsbezug  unabhängiger  machen  kann. 
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Die  oesterreichischen  Waldbestände  bedecken  41,8  %  der 
nutzbaren  Gesamtfläche.  Mit  diesem  relativ  großen  Anteil  des 
Waldlandes  folgt  Oesterreich  in  Europa  unmittelbar  hinter  Finnland 
und  Schweden.  Die  zentrale  Stellung  der  Holzproduktion  in  der 
oesterreichischen  Gesamtwirtschaft  ist  aus  den  Zahlen  für  die 
Ausfuhr  von  Holz  und  Holzwaren  zu  ersehen,  die  für  1927  den 
Wert  von  240,4  Mill.  S.  erreichte  und  mit  einem  Ueberschuß  von 
219,3  Mill.  S.  abschloß.  Außerdem  ergab  der  Außenhandel  in 
Papierzeug  152,5  Mill.  S.  Ueberschuß,  sodaß  die  Holzwirtschaft 
und  die  auf  ihr  aufbauende  Industrie  von  sämtlichen  oester- 
reichischen Produktionszweigen  die  günstigsten  Ergebnisse  erzielte. 
Die  gesamte  Ausfuhr  an  Holz  und  Holzwaren  belief  sich  im  Jahre 

1927  auf  2,13  Mill.  t. 

Wie  liegen  nun  die  Verhältnisse  in  Deutschland?  Die  vor- 
wiegend industrielle  Struktur  des  Reiches  macht  es  erklärlich, 
daß  die  Eigen  gewinnung  von  Holz  bei  weitem  nicht  ausreicht, 
um  den  starken  Inlandsbedarf  zu  befriedigen.  Da  der  Wald  nur 
26,3  °/o  der  nutzbaren  Gesamtfläche  einnimmt,  müssen  trotz  der 
gutausgebildeten  Forstkultur,  die  in  der  Vorkriegszeit  18 — 40  Mill. 
fm  Nutz-,  Brenn-  und  Stockholz  erbrachte,  jährlich  beträchtliche 
Mengen  eingeführt  werden.  Insbesondere  importiert  Deutschland 
Nadelholz,  Eichenholz  und  für  Holzschliff  und  Zelluloseproduk- 
tion geeignete  Hölzer,  ferner  Holzwaren,  besonders  Fourniere, 
Fässer  und  Kisten.  Auch  der  Bedarf  an  Grubenholz  und  Eisen- 
bahnschwellen ist  groß. 

Der  Einfuhrüberschuß  betrug  für  das  Jahr  1928  rd.  8,5  Mill.  t 
(1927:  7,9  Mill.  t).  Er  wurde  in  der  Hauptsache  gedeckt  durch 
Polen,  die  Tschechoslowakei  und  Finnland.    Die  Einfuhr  erreichte 

1928  den  Wert  von  694  Mill.  RM  d.  i.  rd.  6%  der  deutschen 
Gesamteinfuhr.  In  der  Handelsbilanz  wurde  diese  Summe  aller- 
dings teilweise  wieder  ausgeglichen  durch  die  Ausfuhr  von  Papier 
und  Papierwaren  im  Werte  von  366  Mill.  RM  d.  i.  rd.  3  %  der 
Gesamtausfuhr  *). 


*)  Monatliche  Nachweise   über   den  auswärtigen  Handel  Deutschlands.      (Sta- 
tistisches Reichsamt,     Januar  1929). 
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Oesterreich  steuerte  statistisch  erfaßbar  1928:  1  Mill.  t  (1927; 
0,8  Mill.  t)  bei;  darunter  befanden  sich  951  000  t  (1927:  642000  t) 
Bau-  und  Nutzholz.  Im  Jahre  1925  hat  Deutschland  nur  15,3  % 
der  oesterreichischen  Holzausfuhr  aufgenommen  oder  in  den 
wichtigsten  Positionen  rd.  ein  Zwanzigstel  der  deutschen  Gesamt- 
einfuhr aus  den  oesterreichischen  Beständen  gedeckt.  Ob  die 
bisher  günstigste  Deckungsquote  (für  1928  rd.  ein  Achtel)  von 
Dauer  sein  wird,  bleibt  abzuwarten.  Mengenmäßig  wäre  es 
jedenfalls  möglich,  mehr  als  die  Hälfte  der  deutschen  Einfuhr 
aus  Oesterreich  zu  beziehen.  Statt  dessen  erhält  das  Reich  sein 
Holz  aus  den  obengenannten  Ländern,  und  schickt  Oesterreich 
seinen  Ueberschuß  fast  zur  Hälfte  nach  Italien.  Dann  erst  folgen 
Deutschland,  Frankreich  und  die  Schweiz. 

Die  Ursache  dieser  dem  großdeutschen  Wirtschaftsinteresse  ab- 
träglichen Gestaltung  des  Holzhandels  liegt  einmal  in  den  gegen- 
wärtigen Zollverhältnissen,  und  weiterhin  tragen  verkehrswirt- 
schaftliche Gründe  die  Schuld.  Um  die  auf  der  Forstwirtschaft 
begründeten  Industrien  zu  schützen,  hat  Oesterreich  einen  Aus- 
fuhrzoll auf  Rundholz  gelegt,  der  jedoch  nicht  verhindern  konnte, 
daß  die  weiterverarbeitenden  Industrien  (Sägeindustrie,  Papier- 
und  Zelluloseindustrie)  in  eine  Dauerkrise  gerieten,  die  z.  B.  im 
Bereich  der  Salzburger  Handelskammer  zur  Stillegung  von  60  % 
der  Sägewerke  im  Frühjahr  1926  führte.  Andererseits  hat  Deutsch- 
land mit  seiner  hochentwickelten  Halbfertigwaren-  und  Fertig- 
warenindustrie einen  verhältnismäßig  hohen  Einfuhrzoll  auf  Schnitt- 
holz gelegt,  der  wesentlich  von  bayerischen  fiskalischen  Inter- 
essen diktiert  erscheint1).  Diese  Zollpolitik  und  die  Tatsache, 
daß  Italien  einen  sehr  geringen  Zoll  auf  die  Einfuhr  oester- 
reichischen Holzes  erhebt,  trägt  einen  Teil  der  Schuld  an  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen. 

Dazu  kommt  ein  weiterer  Umstand,  der  in  diesem  Zusammen- 
hange besonders  ins  Gewicht  fällt.  Der  Bezug  aus  Finnland, 
Schweden,  Lettland,  Litauen,  Memelland,  Rußland  und  Spanien 
erfolgt  fast  ausnahmslos  auf  dem  Wasserwege.   Gerade  für  den 


])  Vgl.  Scheffer  a.  a.  O.,  S.  247  ff. 
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Holztransport  spielt  die  Fracht  eine  entscheidende  Rolle.  Die  Ein- 
fuhr aus  den  genannten  Ländern  ist  trotz  der  weiten  Wegstrecken 
lohnend;  denn  der  nasse  Transport  beeinflußt  die  Endpreise  so 
günstig,  daß  die  über  die  trockene  Grenze  importierten  oester- 
reichischen  Hölzer  trotz  der  besseren  Lagebeziehungen  der  oester- 
reichischen  Lieferplätze  nicht  wettbewerbsfähig  sind. 

Die  Nutzbarmachung  des  oesterreichischen  Waldreichtums  für 
Deutschland  setzt  mithin  zweierlei  voraus:  den  Abbau  der  Zoll- 
schranken gegen  Oesterreich,  eine  Maßnahme,  die  sich  im  An- 
schlußfalle von  selbst  versteht,  und  ferner  die  Schaffung  einer 
Verkehrsverbindung,  die  den  nassen  Transport  des  Holzes  er- 
möglicht. Wenn  dann  die  Zollschranke  gegen  Italien  weiter  be- 
stehen bleibt,  und  Großdeutschland  von  einer  einheitlichen  Zoll- 
grenze umschlossen  wird,  so  dürfte  der  Ueberschuß  an  oester- 
reichischem  Holz  in  erheblich  größerem  Umfange  als  bisher  auf 
dem  reichsdeutschen  Markt  erscheinen. 

Die  natürliche  Funktion  der  Donau  ergibt  sich  dabei  von  selbst, 
wenn  wir  die  Lagerung  des  oesterreichischen  Waldbesitzes  ins 
Auge  fassen.  Es  ist  eine  weitverbreitete,  aber  unrichtige  Vor- 
stellung, daß  die  Hochalpenländer  Tirol  und  Salzburg  das  meiste 
Holz  lieferten.  Hinsichtlich  des  bewaldeten  Areals  steht  viel- 
mehr Steiermark  mit  54,32  %  seiner  gesamten  steuerpflichtigen 
Fläche  an  erster  Stelle.  Dann  folgt  Niederoesterreich  vor  Tirol, 
dem  Kärnten  und  Oberoesterreich  an  Waldbestand  etwa  gleich- 
kommen. In  allen  Fällen  bietet  sich  die  Donau  für  den  Holz- 
transport nach  Deutschland  als  der  gegebene  Weg  dar.  Als 
Nebenstraßen  kämen  auch  die  alpenländischen  Zuflüsse  zur 
Geltung,  insbesondere  der  Inn,  der  Holz  aus  Tirol  und  Salzburg 
nach  den  Häfen  an  der  oberen  Donau  bringen  kann. 

Andererseits  ist  das  deutsche  Bergbaugebiet  Rheinland -West- 
falen Hauptabnehmer  für  Grubenholz,  das  heute  vorwiegend 
aus  den  nordischen  Ländern  zu  Schiff  bezogen  wird.  Da  die 
Verbrauchsstätten  in  der  Nähe  des  Rheins  liegen,  würde  der  ge- 
plante Kanal  als  Frachtweg  restlos  zur  Ausnutzung  gelangen. 

Außer  Bau-,  Nutz-  und  Grubenholz  kommen  hölzerne  Eisen- 
bahnschwellen,  Holzzeugmasse,   Gerbstoff,   Borke  und  Lohe  für 
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die  Beförderung  in  Betracht.  In  welchem  Umfange  auch  Bretter, 
Bohlen  und  Holzwaren  über  den  Kanal  gefahren  werden,  hängt 
von  dem  Wegfall  der  Zollschranken  ab.  Der  Abbau  der  Zoll- 
grenze würde  allerdings  die  oesterreichische  Holz-  und  Säge- 
industrie teilweise  zur  Umstellung  nötigen,  es  sei  denn,  daß  reichs- 
deutsches Kapital  sich  bereitfindet,  die  zum  Teil  rückständigen 
und  darum  unwirtschaftlichen  Kleinbetriebe  zu  modernisieren. 

Schon  heute  bildet  im  oesterreichisch-deutschen  Austausch  Holz 
auf  der  Donau  das  wichtigste  Frachtgut;  es  ist  auf  der  oberen, 
für  größere  Schiffe  unpassierbaren  Stromstrecke  neben  Steinen 
gegenwärtig  das  einzige  Frachtgut.  Ebenso  beschränkt  sich  der 
Verkehr  auf  dem  Ludwigkanal  heute  fast  nur  auf  die  Beförde- 
rung von  Floßholz. 

Die  in  allen  Ländern  mit  genügenden  Binnenwasserstraßen  in 
Erscheinung  tretende  Monopolstellung  des  Wasserweges  für  den 
Holztransport  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auch  für  den 
Großschiffahrtsweg  Geltung  gewinnen. 


5.   Die  Wirkungen  für  die  großdeutsche  Land- 
wirtschaft. 

Die  Lebensunfähigkeit  Oesterreichs  wird  allgemein  auf  zwei 
wirtschaftliche  Schwächemomente  zurückgeführt,  auf  den  Kohlen- 
mangel und  auf  die  ungenügende  Eigenerzeugung  an  Brotgetreide. 
Die  oesterreichische  Handelsbilanz  für  das  Jahr  1928  zeigt  ein 
Gesamtpassivum  von  1012,3  Mill.  S.  (1927:  1091,6  Mill.  S.);  da- 
von entfallen  auf  die  Passivität  des  Nahrungsmittelverkehrs 
695,9  Mill.  S.  (1927:  753,1  Mill.  S.). 

Während  der  Kohlenmangel  erst  als  Wirkung  der  staatlichen 
Veränderungen  nach  Kriegsende  auftrat,  bildete  die  Getreide-  und 
Mehlerzeugung  schon  in  der  Wirtschaft  Altoesterreichs  einen 
empfindlichen  Schwächepunkt.  Wenn  es  trotzdem  gelang,  in 
guten  Erntejahren  den  Bedarf  aus  der  heimischen  Erzeugung  an- 
nähernd zu  decken,  so  war  das  nur  möglich  auf  Grund  der  Zu- 
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gehörigkeit  Ungarns,  dessen  hohe  Erträge  namentlich  an  Weizen 
das  vorhandene  Defizit  nahezu  ausgleichen  konnten.  Dagegen 
waren  die  zum  heutigen  Oesterreich  zählenden  Länder  schon  vor 
dem  Kriege  nicht  in  der  Lage,  sich  mit  dem  nötigen  Getreide 
und  Mehl  selbst  zu  versorgen.  Sie  sind  es  heute  umsoweniger, 
weil  durch  die  Störungen  der  Kriegs-  und  Nachkriegszeit  die  Ge- 
samterträge in  den  Hauptgetreidearten  Roggen  und  Weizen  trotz 
vorübergehender  Besserung  gegen  das  Jahr  1914  immer  noch 
zurückstehen.  Die  Ernteerträge  für  1926  stellten  sich  zudem 
noch  ungünstiger  als  diejenigen  des  Jahres  1927. 

Ernteergebnisse  (in  1000  Tonnen)1) 


1913 

1927 

Weizen 

350,6 

325,5 

Roggen 

633,6 

511,2 

Gerste 

221,1 

238,1 

Hafer 

487,7 

438,9 

Daraus  erklärt  sich  der  hohe  Einfuhrüberschuß  insbesondere  für 
Weizen  und  Weizenmehl. 

Einfuhrüberschuß  (in  1000  Tonnen)1) 


1926 

1927 

Weizen 

247,8 

204,5 

Roggen 

92,3 

101,1 

Gerste 

74,4 

57,0 

Hafer 

75,6 

78,0 

Weizenmehl 

144,0 

160,2 

Wenn  die  Ziffern  für  Weizenmehl  auf  Getreide  umgerechnet 
werden  (70  %  Ausmahlung),  so  erhöht  sich  der  Einfuhrüber- 
schuß an  Weizen  für  1927  um  228  570  t.  Die  Weizeneinfuhr 
betrug  dann  1927:  433  075  t. 


')  Nach  den  Angaben  des  Statistischen  Jahrbuchs  für  das  Deutsche  Reich  1928. 

96 


Angesichts  dieser  Tatsachen  fragt  es  sich,  ob  Oesterreich  durch 
den  Anschluß  an  Deutschland  eine  Besserung  seiner  gegen- 
wärtigen agrarpolitischen  Verhältnisse  zu  erwarten  hat. 

Auch  Deutschland  ist  ein  Getreideeinfuhrland.  Der  Mehrimport 
an  Roggen  betrug  im  guten  Erntejahre  1925:  184  440  t,  derjenige 
an  Weizen  1,47  Mill.  t.  Im  Jahre  1927  betrug  der  Einfuhrüber- 
schuß für  Roggen  663  000  t,  für  Weizen  sogar  2,53  Mill.  t.  Das 
Jahr  1928  weist  einen  Ausfuhrüberschuß  für  Roggen  von  65  000  t 
und  einen  Weizeneinfuhrüberschuß  von  2,2  Mill.  t  auf.  Auch  in 
Hafer  und  Gerste  ist  die  Einfuhr  erheblich  gestiegen. 

Es  kann  mithin  von  einer  Ergänzung  nicht  in  dem  Sinne  die 
Rede  sein,  als  ob  der  deutsche  Lebensraum  jemals  seinen  Bedarf 
an  Getreide  selbst  zu  erzeugen  vermöchte.  Auch  Großdeutsch- 
land wird  auf  eine  umfangreiche  Einfuhr  angewiesen  bleiben.  Es 
würde  sogar  volkswirtschaftlich  verfehlt  sein,  wollte  man  die  land- 
wirtschaftliche Produktion  auf  Kosten  der  industriellen  künstlich 
steigern,  um  dem  imaginären  Ziele  der  Selbsversorgung  nach- 
zustreben. Standortslehre  und  Prinzip  der  internationalen  Arbeits- 
teilung verweisen  das  Reich  wie  Großdeutschland  vielmehr  auf 
eine  Steigerung  der  Produktion  und  Ausfuhr  industrieller  Erzeug- 
nisse, um  mit  deren  Hilfe  das  unvermeidliche  Passivum  des 
Nahrungsmittelverkehrs  wettzumachen. 

Eine  solche  Auffassung  entbindet  aber  nicht  von  der  Verpflich- 
tung, die  eigene  Landwirtschaft  bis  zur  möglichen  Grenze  der 
Ertragsfähigkeit  zu  führen,  vorausgesetzt,  daß  dadurch  die  Inter- 
essen der  Gesamtwirtschaft  keine  Einbuße  erleiden.  Diese  Forde- 
rung behält  insbesondere  für  die  oesterreichische  Landwirtschaft 
auch  dann  Geltung,  wenn  die  von  manchen  Kreisen  angestrebte 
Entwickelung  der  oesterreichischen  Viehwirtschaft  nach  dem  Vor- 
bilde der  Schweiz  verwirklicht  werden  sollte1).  Auf  alle  Fälle 
muß  Oesterreich  darauf  bedacht  sein,  die  landwirtschaftliche 
Produktion  wenigstens  so  weit  zu  heben,  daß  die  Ernteerträge 
den  Ergebnissen  von  1904/13  gleichkommen,  damit  das  drückende 
Passivum  des  Getreideverkehrs  nicht  über  das  unvermeidliche 
Maß  hinaus  vergrößert  wird. 

x)  Vgl.  hierzu  Scheffer,  a.  a.  O.,  S.  178  ff. 
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Die  vielbesprochene  Intensivierung  der  oesterreichischen  Land- 
wirtschaft bedeutet  die  Ueberwindung  gewisser  Rückständigkeiten, 
inMenen  sich  der  gegenwärtig  im  wesentlichen  extensive  Charakter 
der  Bewirtschaftung  ausprägt.  Dahin  gehören  u.  a.  vornehmlich 
zwei  Erscheinungen.  Die  erste  ist  die  übergroße  Ausdehnung  der 
Brache  und  Egartenfläche ;  die  zweite,  die  hier  allein  interessiert, 
ist  der   geringe  Verbrauch  an  künstlichen   Düngemitteln. 

Was  den  Umfang  des  oesterreichischen  Konsums  an  künst- 
lichem Dünger  anbetrifft,  so  ist  ein  Vergleich  mit  dem  reichs- 
deutschen  Verbrauch  allerdings  nicht  angebracht;  denn  die  oester- 
reichische  Landwirtschaft  verfügt  über  einen  relativ  großen  Vieh- 
bestand und  verwendet  infolgedessen  in  größerem  Umfange  als 
die  deutsche  Landwirtschaft  tierischen  Dünger.  Berechtigter  er- 
scheint vielmehr  ein  Vergleich  mit  dem  schweizerischen  Verbrauch, 
da  die  Schweiz  einen  relativ  noch  größeren  Viehreichtum  auf- 
weist als  Oesterreich. 

Vor  dem  Kriege  betrug  der  Konsum  an  künstlichen  Dünge- 
mitteln pro  ha  in  der  Schweiz  53  kg,  in  Oesterreich  20  kg1). 
Der  Rückgang  in  den  Nachkriegsjahren  darf  als  sehr  erheblich 
angenommen  werden.  Nach  einer  Berechnung  von  Walk1)  be- 
lief sich  der  Konsum  pro  ha  für  1920  auf  13,65  kg,  für  1921  auf 
17,01  kg.  Allerdings  leiden  diese  Berechnungen  unter  dem  Mangel, 
daß  sie  lediglich  auf  der  Einfuhr  von  Dungsalzen  aufgebaut  sind. 
Wenn  auch  Oesterreich  keine  nennenswerten  Lager  an  Kalisalzen 
besitzt,  so  produziert  es  doch  selbst  Superphosphat,  Thomas- 
und  Knochenmehl,  über  deren  Erzeugungsmengen  aber  keine  An- 
gaben vorliegen.  Was  die  eingeführten  und  darum  statistisch 
erfaßten  Mengen  an  künstlichen  Düngemitteln  betrifft,  so  wurden 
im  Jahre  1927  importiert:  Kalirohsalze  17  571  t,  Kalkstickstoff 
und  Kalksalpeter  9  539  t,  Thomasschlacke  44121  t,  Superphos- 
phat 5  289  t.  Für  das  Jahr  1928  verzeichnet  die  deutsche  Statistik 
an  Ausfuhrmengen  nach  Oesterreich :  Kalirohsalze  20  880  t.  Ins- 
gesamt führte  Oesterreich  1927  für  11,24  Mill.  S.  Düngemittel  ein; 
davon  entfielen  auf  Deutschland  4,86  Mill.  S. 


*)  Walk,  Die  Wirtschaftsprobleme  Deutschoesterreichs,  S.  33. 
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Da  für  die  Lieferung  von  Kalisalzen  auch  heute  noch  Deutsch- 
land fast  allein  in  Frage  kommt,  so  ist  auf  Grund  dieser  An- 
gaben ersichtlich,  mit  welchen  geringen  Mengen  an  künstlichen 
Düngemitteln  Oesterreich  sich  gegenwärtig  behilft.  Die  im  Jahre 
1925  eingeführte  Kalimenge  ergibt,  auf  die  Anbaufläche  umgelegt, 
einen  Verbrauch  von  984  kg  pro  Quadratkilometer;  die  ent- 
sprechende Zahl  für  Deutschland  beträgt  2  342  kg x).  Auch  die 
oesterreichische  Eigenerzeugung  an  künstlichen  Düngemitteln  kann 
diesen  großen  Unterschied  nicht  ausgleichen.  Aus  diesen  Um- 
ständen erklären  sich  jedenfalls  zu  einem  Teil  die  auffallend  ge- 
ringen Ernteerträge  der  Nachkriegsjahre.  Der  infolge  ungenügen- 
der Düngung  erlittene  Ernteausfall  ist  von  dem  oesterreichischen 
landwirtschaftlichen  Sachverständigen  Dafert  für  1920  auf 
100000  t  Weizen  und  250000  t  Roggen  geschätzt  worden2). 

Aus  der  kurzen  Schilderung  der  agrarischen  Produktionslage 
Oesterreichs  ergibt  sich  deutlich  die  Notwendigkeit  einer  ge- 
steigerten Verwendung  künstlicher  Düngemittel.  Die  Nachbar- 
schaft Deutschlands  läßt  es  dabei  als  selbstverständlich  erscheinen, 
daß  der  Mehrbedarf  den  deutschen  Kalisalzstätten  zu  entnehmen 
wäre.  Daß  Deutschland  den  oesterreichischen  Bedarf  mengen- 
mäßig ohne  weiteres  zu  decken  vermag,  braucht  angesichts  des 
hohen  Ausfuhrüberschusses  (1927  rd.  1  Mill.  t)  nicht  nachgewiesen 
zu  werden.  Es  fragt  sich  lediglich,  ob  die  kapitalgeschwächte 
oesterreichische  Landwirtschaft  die  notwendigen  Mengen  kaufen 
kann.  Nun  ist  Kali  ein  Massengut,  dessen  Endpreis  durch  die 
Transportkosten  entscheidend  beeinflußt  wird.  Die  deutschen 
Kalilager  liegen  in  der  Hauptsache  in  Mitteldeutschland,  teilweise 
im  Werra -Wesergebiet.  Es  sind  vor  allem  die  reichen  Lager  im 
oberen  Werratale,  nördlich  vom  Main,  die  bereits  heute  an  die 
süddeutsche  Landwirtschaft  liefern,  und  die  auch  für  die  Versor- 
gung Oesterreichs  in  Frage  kämen. 

Da  Kali  ebenso  wie  Kohle  ein  für  den   nassen  Transport  ge- 

')  Die  Zahl  für  Deutschland  ist  dem  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  1925  entnommen,  die  Zahl  für  Oesterreich  wurde  auf  Grund  der  Angaben 
des  Statistischen  Handbuches  für  die  Republik  Oesterreich  1926  errechnet. 

2)  Walk,  a.  a.  O.,  S.  32. 
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eignetes  Frachtgut  bildet,  würde  für  seine  Beförderung  vom  Main 
ab  in  Richtung  Oesterreich  der  Großschiffahrtsweg  zweifellos  der 
günstigste  Weg  sein.  Die  beiden  größten  oesterreichischen  Ver- 
brauchsgebiete, Nieder-  und  Oberoesterreich,  werden  zudem  von 
der  Donau  durchströmt,  sodaß  nach  Fertigstellung  der  Großschiff- 
fahrtsstraße  Kali  aus  Mitteldeutschland  in  Bamberg  umgeschlagen 
und  auf  dem  Wasserwege  bis  in  das  Herz  des  oesterreichischen 
Konsums  gefahren  werden  könnte.  Der  Ausbau  des  von  zahl- 
reichen Wirtschaftsinteressenten  geforderten  Werra- Mainkanals 
würde  sogar  den  Wassertransport  von  den  Produktionsstätten  ab 
ermöglichen.  Auf  jeden  Fall  darf  angenommen  werden,  daß 
schon  der  Rhein-Main-Donaukanal  der  oesterreichischen  Land- 
wirtschaft den  Bezug  deutscher  Kalirohsalze  zu  günstigeren  Be- 
dingungen als  bisher  gestatten  wird. 

Auch  der  Versand  anderer  künstlicher  Düngemittel  über  den 
Kanal  ist  wahrscheinlich.  Das  gilt  für  phosphorhaltigen  Dünger 
einschließlich  Thomasmehl  und  Thomasschlacke,  ferner  für  Kali- 
stickstoff  und  Salpeter  einschließlich  Chilesalpeter,  der  über 
Hamburg  und  Rotterdam  bezogen  wird.  Oesterreich  führt  bereits 
heute  beträchtliche  Mengen  an  Thomasschlacke  ein,  die  der 
deutschen  Produktion,  die  die  größte  in  Europa  darstellt,  ent- 
nommen werden.  Da  ein  großer  Teil  der  künstlichen  Dünge- 
mittel Nebenprodukte  der  Montanindustrie  bilden,  also  in  Rhein- 
land-Westfalen gewonnen  werden,  bietet  sich  für  die  Verfrach- 
tung nach  Oesterreich  auch  hier  der  Großschiffahrtsweg  als  der 
günstigste  Transportweg  dar. 

In  einer  Betrachtung  der  Kanalwirkungen  für  die  großdeutsche 
Landwirtschaft  ist  schließlich  die  Frage  berechtigt,  ob  die  Wasser- 
straße auch  für  den  Versand  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse 
Bedeutung  gewinnen  kann.  Soweit  der  deutsch-oesterreichische 
Austausch  dabei  in  Betracht  kommt,  ist  jedoch  auf  Grund  der 
geschilderten  Produktionsverhältnisse  beider  Länder  kein  Anlaß 
vorhanden,  der  Großschiffahrtsstraße  besondere  Funktionen  zuzu- 
sprechen. Auch  innerhalb  der  großdeutschen  Wirtschaft  wird  der 
geplante  Kanal  in  dieser  Beziehung  voraussichtlich  bedeutungslos 
bleiben,  da  die  Voraussetzungen  der  agrarischen  Ergänzung  fehlen. 
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Dafür  tritt  hier  erstmalig  die  weltwirtschaftliche  Rolle 
des  Großschiffahrtsweges  in  Erscheinung.  Der  Transport  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse  aus  den  unteren  Donauländern  nach 
Großdeutschland  und  die  Verfrachtung  industrieller  Produkte  nach 
jenen  Staaten  sind  die  beiden  wichtigsten  Tatsachen,  auf  die  das 
Projekt  seine  weltwirtschaftliche  Berechtigung  stützen  kann. 
Insbesondere  bildet  Getreide  von  jeher  eines  der  wichtigsten 
Frachtgüter  in  der  Donauschiffahrt. 

Die  Betrachtung  der  über  die  großdeutsche  Wirtschaft  hinaus- 
gehenden Verkehrswirkungen  würde  jedoch  den  Rahmen  diesei 
Untersuchung   sprengen;    sie    hat    darum    hier   zu    unterbleiben. 
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VIERTER    ABSCHNITT. 

Die  Frachten  auf  der  Großschiffahrtsstraße. 

1.  Die  Methode  der  Frachtenermittlung. 

Die  bisherigen  Ausführungen  haben  die  Möglichkeit  dargetan, 
den  Güteraustausch  zwischen  beiden  Ländern  auf  Grund  der 
vorhandenen  und  erzeugbaren  Gütermenge  so  zu  intensivieren, 
daß  die  wirtschaftliche  Gesundung  Oesterreichs  und  gleichzeitig 
die  Stärkung  der  reichsdeutschen  Wirtschaftsposition  als  wahr- 
scheinlich gelten  darf.  Das  würde  aber  im  wesentlichen  die 
Herbeiführung  des  Zustandes  bedeuten,  der  den  Anschluß- 
bestrebungen in  wirtschaftlicher  Hinsicht  als  Ziel  vorschwebt. 
Es  wurde  ferner  festgestellt,  daß  die  vorhandenen,  für  die  wirt- 
schaftliche Ergänzung  in  Frage  kommenden  Güter  nur  zum  Austausch 
gelangen  können,  wenn  die  technischen  Vorbedingungen  der 
günstigsten  Ortsveränderung  gegeben  sind.  Darauf  wurde  die 
Notwendigkeit  und  Geeignetheit  einer  bestimmten  Verkehrslinie, 
des  Rhein-Main-Donaukanals,  erörtert.  Diese  besondere  Geeignet- 
heit der  Großschiffahrtsstraße  für  die  Verwirklichung  der  dar- 
gestellten wirtschaftspolitischen  Ziele  gilt  es  noch  in  einem 
wesentlichen  Punkte  zu  ergänzen. 

Zunächst  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ein  Teil  derjenigen  Güter, 
die  in  der  zukünftigen  großdeutschen  Wirtschaft  ausgetauscht 
werden  sollen,  heute  aus  anderen,  größtenteils  näher  gelegenen 
Erzeugungsstätten  bezogen  wird.  Diese  letzteren  gilt  es  mithin 
zu  verdrängen.  Darüber  hinaus  ist  mit  dem  Austausch  einer 
zusätzlichen   Menge  von   Gütern  zu   rechnen,  deren   Bezugsorte 
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noch  nicht  feststehen.  Die  Bestimmung  dieser  Orte  erfolgt  nach 
denselben  Gesetzen,  nach  denen  in  jedem  Falle  die  Wahl  des 
Bezugsortes  vorgenommen  wird.  Bei  freiem  Angebot  wird  sie  im 
wesentlichen  diktiert  vom  Endpreis  des  Gutes.  Da  für  den  Wasser- 
transport vor  allem  Massengüter  in  Betracht  kommen,  deren  Preise 
durch  die  Frachtkosten  stark  beeinflußt  werden,  so  wird  die 
Frage  der  Transportkosten  zum  Prüfstein  für  das  ge- 
samte Kanalprojekt. 

Dem  gegenüber  spielen  die  Unterschiede  in  den  übrigen  Kosten- 
bestandteilen, z.  B.  die  Gestehungskosten,  eine  untergeordnete 
Rolle,  da  die  Produktionsbedingungen  für  Massengüter  innerhalb 
des  mitteleuropäischen  Wirtschaftsgebietes  einander  stark  an- 
genähert sind.  Ebenso  darf  die  Möglichkeit  der  Lieferung  besserer 
Qualitäten  bei  gleichen  Preisen,  die  für  die  Wahl  des  Bezugs- 
ortes mitbestimmend  sein  kann,  vernachlässigt  werden,  da  es  sich 
um  Massengüter  handelt,  deren  etwa  vorhandene  Wertigkeits- 
unterschiede nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Somit  bleibt  als  wichtigster  und  für  die  Beurteilung  des  Problems 
entscheidender  Faktor  die  Frage  der  Transportkosten  übrig. 
Erst  wenn  der  Nachweis  gelingt,  daß  die  Frachten  auf  der  Groß- 
schiffahrtsstraße den  Wettbewerb  mit  denjenigen  der  anderen  in 
Frage  kommenden  Verkehrslinien  aufnehmen  können,  sind  die 
bisher  gemachten  Schlußfolgerungen  endgültig  erhärtet. 

Eine  solche  Einstellung  zum  Thema  sieht  geflissentlich  davon 
ab,  die  Bauwürdigkeit  der  Wasserstraße  aus  anderen  Gründen 
herzuleiten.  Trotzdem  ist  hier  der  Hinweis  gerechtfertigt,  daß 
die  Herstellung  der  Rhein-Main-Donauverbindung,  wie  der  Bau 
jeder  Wasserstraße,  noch  aus  anderen  als  rein  ökonomischen 
Gesichtspunkten  zur  Notwendigkeit  werden  kann. 

Die  Bauwürdigkeit  von  Kanälen  läßt  sich  im  allgemeinen 
aus  drei  verschiedenen  Gründen  folgern,  deren  jeder  für  sich  die 
Ausführung  rechtfertigen  kann.  Außer  rein  ökonomischen  Mo- 
tiven, bei  deren  Betrachtung  von  der  Frage  der  Beförderungs- 
kosten ausgegangen  wird,  können  verkehrstechnische  Interessen 
für  den  Kanalbau  bestimmend  sein.  Das  ist  der  Fall,  wenn 
der    angebotene  Frachtraum    die   Nachfrage   allein  nicht  zu  be- 
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friedigen  vermag.  Endlich  können  nationalwirtschaftliche  Gründe 
die  Herstellung  einer  Wasserstraße  verlangen. 

Was  die  Begründung  des  Projektes  von  der  Frachtraumseite 
her  anbetrifft,  so  wurde  die  Baunotwendigkeit  bereits  früher  ver- 
neint. Dafür  würde  aber  die  Schaffung  des  Schiffahrtsweges 
schon  aus  dem  dritten  Gesichtspunkte  gerechtfertigt  erscheinen; 
denn  wenn  irgendwo  die  Interessen  der  Nationalwirtschaft  für 
den  Bau  von  Kanälen  ausschlaggebend  sind,  so  ist  es  im  Falle 
des  Rhein-Main-Donau-Kanalprojektes.  Die  Verwirklichung  der 
großdeutschen  Wirtschaftsidee  ohne  die  Einbeziehung  der  Donau 
in  das  Stromgebiet  des  Rheins  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht 
möglich;  aber  auch  die  Bildung  einer  über  die  großdeutschen 
Grenzen  hinausgreifenden  mitteleuropäischen  Wirtschaftseinheit 
bleibt  ohne  die  Verbindung  der  beiden  Ströme  unvollkommen. 
Doch  soll  von  diesen,  das  Grenzgebiet  der  Politik  berührenden 
Gründen  abgesehen  und  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Bau- 
notwendigkeit mit  rein  wirtschaftlichen  Tatsachen  zu  beweisen. 
Es  fragt  sich  also,  ob  die  Bauwürdigkeit  der  Wasserstraße  von 
der  Frachtkostenseite  her  genügend  begründet  werden  kann. 

Die  Ermittelung  der  Frachtkosten  auf  einer  Wasserstraße 
kann  in  zweifacher  Weise  vorgenommen  werden.  Entweder  legt 
man  die  für  eine  Reihe  von  Jahren  im  Durchschnitt  auf  einzelnen 
Wasserstraßen  wirklich  gezahlten  Frachtsätze  der  Berechnung 
zugrunde,  oder  man  verfährt  theoretisch  nach  einer  bestimmten 
Methode,  die  es  ermöglicht,  für  jeden  einzelnen  Fall  die  Fracht- 
sätze zu  errechnen.  Die  Bestimmung  der  Transportkosten  auf 
Grund  der  wirklich  gezahlten  Sätze  ist  in  unserem  Fall  nicht 
möglich,  da  die  Wasserstraße  als  Ganzes  erst  gebaut  werden 
soll.  Die  vergleichsweise  Heranziehung  der  Transportkosten 
auf  anderen  Wasserstraßen  ergibt  aber  kein  zutreffendes  Bild, 
da  die  Rhein  -  Main  -  Donauverbindung  in  ihrem  Wechsel  von 
freien  Stromläufen,  kanalisierten  Flußstrecken  und  mit  ihrem 
schleusenreichen  Mittelstück  aus  dem  Rahmen  der  übrigen 
deutschen  Binnenwasserstraßen  herausfällt.  Allenfalls  sind  die 
Frachten  auf  dem  Rhein  und  unteren  Main  für  die  Errechnung 
der  zukünftigen  Sätze  verwendbar,   dagegen  können  die  gegen- 
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wärtigen  Frachtkosten  auf  der  Donau  und  der  unkanalisierten 
Mainstrecke  nicht  herangezogen  werden,  da  die  Leistungsfähigkeit 
dieser  Stromläufe  und  damit  die  Kostenbestandteile  der  Schiffahrt 
nach  dem  Ausbau  stark  verändert  sein  werden.  Für  das  eigentliche 
Kanalstück  Bamberg-Kelheim  fehlen  derartige  Sätze  gänzlich; 
die  vergleichsweise  Heranziehung  der  Frachten  auf  anderen 
Wasserstraßen  kommt  aber  gerade  hier  nicht  in  Frage,  da  ein 
Kanal  von  gleichen  Abmessungen  in  Deutschland  noch  nicht 
existiert.  Von  Bedeutung  ist  schließlich  auch  der  Umstand,  daß 
die  Großschiffahrtsstraße  als  Ganzes  bezüglich  der  Frachten- 
bildung anderen  Bedingungen  unterworfen  ist  als  die  Teilstrecken. 
Aus  diesem  Grunde  empfiehlt  es  sich,  die  Frachtkosten  theoretisch 
zu  ermitteln  und  die  wirklich  gezahlten  Sätze  !nur  zur  Nachprüfung 
der  Ergebnisse  heranzuziehen. 


2.  Die  Wettbewerbsfähigkeit  zwischen  Bahn 

und  Schiff. 

Die  Berechnung  der  Frachten  auf  Binnenwasserstraßen  wird 
kompliziert  durch  das  Problem:  Kanal  oder  Eisenbahn. 

Diese  leidige  Streitfrage  ist  in  den  letzten  Jahren  in  einer  fast 
unübersehbaren  Reihe  von  Veröffentlichungen  behandelt  worden, 
deren  Ergebnisse  oft  so  von  einander  abweichen,  daß  bei  ihrer 
Benutzung  größte  Vorsicht  am  Platze  ist.  Auch  die  zu  der  Streit- 
frage Stellung  nehmenden  amtlichen  Denkschriften  machen  hiervon 
kaum  eine  Ausnahme1). 

Die  Reichsbahn  beansprucht  u.  a.  eine  Bevorzugung  im  Wett- 
bewerbe auf  Grund  der  Sonderstellung,  in  die  sie  durch  die 
Reparationsbelastung  geraten  sei.  Zu  dieser  Auffassung  ist 
folgendes  zu  bemerken.  Die  Pariser  Revisionsverhandlungen  im 
Frühjahr  1929,  die  zudem  eine  Ermäßigung  der  Reichsbahn- 
belastung um  rd.  ein  Drittel   (290  Mill.  RM)    brachten,    haben, 

')  Vgl.  Denkschrift  des  Reichsverkehrsministeriums:  Zur  Frage  der  Reichswasser- 
straßenpolitik, Februar  1927;  ferner  die  beiden  Denkschriften  der  Deutschen 
Reichsbahngesellschaft:   Reichsbahn  und  Wasserstraßen,  Januar  und  März  1927. 
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ebenso  wie  die  Konstruktion  des  Dawesplanes,  den  Eindruck  er- 
weckt, als  wäre  die  Reichsbahn  für  Reparationszwecke  mit  einer 
Sonderlast  belegt.  In  Wirklichkeit  ist  die  Milliarde,  die  bisher 
von  der  Reichsbahn  auf  das  Konto  des  Reparationsagenten  ge- 
zahlt worden  ist,  eine  mäßige  Verzinsung  des  Anlagekapitals, 
eine  Summe,  die  vor  dem  Kriege  an  die  Finanzminister  der  Länder 
abgeführt  wurde  und  die  heute  für  das  Reich  nur  an  einen  anderen 
Empfänger  geleistet  wird.  Auch  nach  dem  Aufhören  der  Repa- 
rationen wird  diese  Zinspflicht  gegen  das  Reich  fortbestehen1). 
Aber  selbst  für  den  Fall,  daß  der  Reichsbahn  eine  Sonderstellung 
zuzubilligen  sei,  kann  die  Rentabilitätsberechnung  eines  auf  weite 
Sicht  gedachten  Wasserstraßenprojektes  nicht  auf  die  zeitlich 
begrenzte  Ausnahmestellung  der  Bahn  Rücksicht  nehmen.  Jeden- 
falls wird  der  Wettbewerb  zwischen  der  Schiffahrt  auf  dem  neuen 
Kanal  und  der  Eisenbahn  erst  zu  einem  Zeitpunkte  einsetzen, 
in  welchem  das  Problem  der  Reichsbahnbelastung  in  der  gegen- 
wärtigen Form  nicht  mehr  besteht. 

Es  handelt  sich  in  der  vorliegenden  Untersuchung  auch  nicht 
um  die  Lösung  der  grundsätzlichen  Frage,  welchem  von  beiden 
Verkehrsmitteln  der  Vorrang  gebührt,  sondern  um  die  Errechnung 
der  Frachtkosten  einer  ganz  bestimmten  Wasserstraßenverbindung 
zum  Zwecke  des  Vergleichs  mit  den  Transportkosten  ganz 
bestimmter  anderer,  z.  T.  ausländischer  Verkehrsverbindungen, 
deren  Einfluß  gebrochen  werden  muß,  wenn  der  wirtschaftliche 
Anschluß  Oesterreichs  vollzogenjwerden  soll.  Für  die  Untersuchung 
kommt  es  deshalb  nicht  so  sehr  darauf  an,  ob  die  Wasserstraße 
den  Wettbewerb  mit  den  Linien  der  Deutschen  Reichsbahn 
bestehen  wird,  sondern  vielmehr  darauf,  ob  sie  die  viel  weiter 
gehende  Aufgabe  zu  erfüllen  vermag,  die  Frachten  von  Oesterreich 
nach  den  bisherigen  Bezugsorten  für  gewisse  Güter  zu  unterbieten. 
Darum  empfiehlt  es  sich  auch  nicht,  die  Frachtkosten  auf  deutschen 
Binnenwasserstraßen  unter  Berücksichtigung  des  gesamten 
deutschen  Wasserstraßennetzes  zu  ermitteln  und  den  gefundenen 
Kostensatz  pro  Tarif kilometer  mit  der  Anzahl  der  Kilometer  auf 
der  Großschiffahrtsstraße  zu  multiplizieren.     Diese  Methode  ist 

x)  Vgl.  Der  deutsche  Volkswirt  1929,  S.  1021. 
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wohl  für  die  grundsätzliche  Lösung  der  Frage:  Kanal  oder 
Eisenbahn  zulässig,  kann  aber  in  unserem  Falle  nur  geringen 
Wert  haben. 

Noch  ein  anderer  Umstand  ist  zu  berücksichtigen.  Da  keine 
Selbstkostenberechnungen  der  Eisenbahn  vorhanden  sind,  würde 
der  Vergleich  der  Frachtsätze  auf  die  Gegenüberstellung  der  für 
die  Wasserstraße  ermittelten  Selbstkosten  und  der  von  der  Bahn 
tatsächlich  erhobenen  und  darum  einen  Gewinn  enthaltenen  Sätze 
angewiesen  bleiben.  Um  dem  Vorwurf  der  Verwendung  unver- 
gleichbarer Frachtgrößen  zu  entgehen,  ist  deshalb  den  theoretisch 
gefundenen  Selbstkosten  der  Binnenschiffahrt  ein  mittlerer  Gewinn- 
satz zuzuschlagen. 

Der  Plan  der  Großschiffahrtsstraße  Rhein-Main-Donau  nimmt 
unter  den  deutschen  Wasserstraßenprojekten  gewissermaßen  eine 
Ausnahmestellung  ein,  die  sich  u.  a.  darin  zeigt,  daß  er  in  dem 
Streit  um  die  deutschen  Kanalbauten  aus  der  Diskussion  fast 
ausscheidet.  Die  Gründe  sind  einmal  in  dem  Staatsvertrag  von 
1921  zu  suchen,  der  das  Reich  und  Bayern  zum  Ausbau  ver- 
pflichtet und  damit  die  Frage,  ob  der  Kanal  überhaupt  gebaut 
werden  soll,  der  Beantwortung  enthebt.  Weiterhin  aber  sind  die 
Gründe,  die  sich  gegen  die  übrigen  Kanalbaupläne  anführen  lassen, 
im  Falle  der  Rhein-Main-Donauverbindung  nur  bedingt  zutreffend. 
Das  gilt  besonders  für  die  Gefahr  der  Verkehrsabwanderung  von 
der  Bahn  zum  Schiff.  Die  Donauwasserstraße  ist  heute  nicht 
Konkurrent  der  Deutschen  Reichsbahn,  sondern  übt  Zubringer- 
funktionen aus,  die  der  Bahn  beträchtliche  Vorteile  verschaffen. 
Die  auf  der  Donau  im  Bergverkehr  angefahrenen  Güter  werden 
in  Passau,  Deggendorf  oder  spätestens  Regensburg  zur  Bahn 
umgeschlagen  und  verbleiben  in  der  Regel  dem  Schienentransport 
bis  zur  Bestimmungsstation,  da  ein  abermaliger  Umschlag  zum 
Schiff  in  den  Rhein-  und  Mainhäfen  wegen  der  Mehrkosten  zu 
unterbleiben  pflegt.  Das  gilt  besonders  für  solche  Güter,  deren 
Bestimmungsorte  landein  gelegen  sind,  sodaß  unter  Umständen 
ein  dritter  Umschlag  notwendig  würde. 

Umgekehrt  besitzt  die  Reichsbahn  heute  das  Beförderungs- 
monopol für  alle  Güter,  die  in  den  bayerischen  Donauhäfen  zum 
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Schiff  umgeschlagen  und  auf  der  Donau  zu  Tal  gefahren  werden. 
Im  Hinblick  auf  den  Handel  mit  den  unteren  Donaustaaten  ist 
auch  dann  keine  ernstliche  Schädigung  der  Eisenbahninteressen 
zu  befürchten,  wenn  die  Verbindung  zum  Rhein  zustande  kommt, 
da  ein  großer  Teil  der  Güter  von  den  Umschlagsplätzen  aus  doch 
auf  den  Abtransport  durch  die  Bahn  angewiesen  bleibt  bzw.  nur 
auf  dem  Schienenwege  die  Abgangshäfen  erreichen  kann. 

Allerdings  wird  in  solchen  Erwägungen  gewöhnlich  die  Selb- 
ständigkeit Oesterreichs  vorausgesetzt  d.  h.  die  deutsche  Ein- 
flußsphäre als  bei  Passau  endend  gedacht,  sodaß  die  Donau- 
wasserstraße in  Wettbewerb  tritt  mit  den  tschechoslowakischen 
Bahnen,  dem  Hafen  von  Triest  und  dem  Weg  über  das  Schwarze 
Meer.  Der  Wunsch,  den  Güterstrom  auf  das  deutsche  Verkehrs- 
netz zu  lenken  und  nicht  gänzlich  an  das  Ausland  zu  verlieren, 
nimmt  darum  dem  Streit  zwischen  beiden  Verkehrsmitteln  die 
sonst  übliche  Schärfe. 

Diese  Stellungnahme  wird  sich  aber  voraussichtlich  ändern, 
sobald  die  oesterreichischen  Bundesbahnen  zu  einem  Gliede  der 
Deutschen  Reichsbahn  werden  und  das  großdeutsche  Eisenbahn- 
netz erst  hinter  Wien  endet.  Obwohl  die  Donau  auch  dann  als 
Zubringerlinie  ihre  Geltung  behält,  wird  die  Streitfrage:  Bahn  oder 
Schiff  sehr  wahrscheinlich  in  der  gleichen  Weise  aufgerollt  werden, 
wie  es  heute  bei  der  Beurteilung  innerdeutscher  Kanalpläne  ge- 
schieht. Auf  jeden  Fall  ist  bei  durchgehendem  Schiffsverkehr 
mit  der  Aufhebung  aller  bahnseitigen  Vergünstigungen  zu  rechnen. 

Aus  diesem  Grunde  kann  auch  bei  der  Bestimmung  der  Fracht- 
kosten die  Frage  der  Wettbewerbsfähigkeit  nicht  gänzlich 
ausgeschieden  werden.  Da  jedoch  die  Bahnfrachten  für  be- 
stimmte Güter  und  Verkehrsrelationen  festliegen,  brauchen  nur 
die  Transportsätze  für  die  Schiffahrtsstraße  errechnet  und  mit 
jenen  verglichen  zu  werden,  um  die  Verkehrsbedeutung  des  Rhein- 
Main-Donaukanals  für  die  großdeutsche  Wirtschaft  zu  erkennen. 

Der  Vergleich  der  Wasserfrachten  mit  den  geltenden  Bahn- 
frachten nach  den  wichtigsten  oesterreichischen  Verbrauchsorten 
beantwortet  dabei  gleichzeitig  die  Frage  der  Wettbewerbsfähig- 
keit zwischen  Reichsbahn  und  Großschiffahrtsstraße. 
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3.   Die  Frachtenberechnung. 

a)    Die  Verkehrsrelationen. 

Für  die  Ermittlung  der  Wasserfrachtsätze  ist  das  Massengut 
Kohle  gewählt  worden.  Maßgebend  war  dabei  die  früher  an- 
gestellte Ueberlegung,  daß  die  Kohlenfrachtsätze  für  die  Bestim- 
mung der  Rentabilität  einer  Wasserstraße  nicht  entbehrt  werden 
können,  und  daß  ferner  die  Transportkosten  auch  der  übrigen 
für  den  Wasserweg  in  Frage  kommenden  Massengüter  den  Kohlen- 
frachtsätzen durchweg  stark  angenähert  sind.  Das  gilt  vor  allem 
für  Erze,  Eisen  und  Eisenfabrikate,  Steine,  Holz  und  Kali.  In 
unserem  Falle  kommt  hinzu,  daß  die  Kohle  für  die  oesterreichische 
Wirtschaft  eine  ausschlaggebende  Rolle  spielt. 

Die  Ermittlung  der  Frachten  soll  für  die  Strecke  Duisburg/ 
Ruhrort — Wien  durchgeführt  werden. 

Die  Wahl  von  Duisburg/ Ruhrort  als  Abgangsstation  bedarf 
kaum  der  Begründung.  Von  diesem  günstig  gelegenen,  weitaus 
größten  Umschlagsplatz  für  Kohle  nehmen  die  Transporte  rhein- 
aufwärts  wie  rheinabwärts  von  jeher  ihren  Ausgang;  und  mit 
seinen  modernen  Hafenanlagen  und  Umschlagsvorrichtungen  ist 
er  allen  Anforderungen  gewachsen.  Für  die  Wahl  Wiens  als 
Bestimmungshafen  war  der  Umstand  maßgebend,  daß  die  Stadt 
als  Hauptsitz  der  Industrie  nicht  nur  das  wichtigste  Verbrauchs- 
zentrum bildet,  sondern  daß  von  dort  aus  auch  das  steiermärkische 
Bergbaugebiet  bequem  erreichbar  ist  und  die  für  den  Verhüttungs- 
prozeß bestimmte  polnische  und  tschechische  Kohle  ebenfalls 
über  Wien  gefahren  wird.  Da  die  Eisenbahnfrachten  von  den 
polnischen  und  tschechoslowakischen  Erzeugungsstätten  nach  Wien 
bekannt  sind,  läßt  sich  nach  Ermittlung  der  Wasserfrachten  ein 
klares  Bild  über  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Ruhrkohle  ge- 
winnen.    Dabei  ist  aber  zu  bedenken,  daß  die  auf  dem  Wasser- 
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weg  angefahrene,  zur  Verhüttung  bestimmte  Kohle  (Koks)  in 
Wien  zur  Bahn  umgeschlagen  werden  muß,  wodurch  sich  die 
Fracht  um  die  Umschlagsgebühren  erhöht.  Doch  wird  in  einer 
planmäßigen  großdeutschen  Wirtschaft  die  Ruhrkohle  den  Wasser- 
weg vermutlich  schon  in  einem  donauaufwärts  gelegenen  Hafen 
verlassen,  wodurch  ein  Teil  der  Frachtkosten  eingespart  wird, 
der  den  Umschlagsgebühren  etwa  gleichgesetzt  werden  darf. 

Für  die  tschechische  Kohle  kommt  Mährisch /Ostrau,  für  die 
polnische  Kohle  Kattowitz  als  Versandort  in  Betracht. 

Somit  sind  die  Transportkosten  folgender  Verkehrslinien  zur 
Vergleichung  zu  bringen: 

Eisenbahnfracht   Kattowitz— Wien,    Nordbahnhof, 
für  polnische  Kohle, 

Eisenbahnfracht  Mährisch/Ostrau — Wien,  Nord- 
bahnhof, für  tschechische  Kohle, 

Wasserfracht  Duisburg/Ruhrort— Wien,  Praterkai, 
für  Ruhrkohle. 

b)   Die  Kostenbestandteile. 

Die  Ermittlung  der  Transportkosten  auf  der  Wasserstraße  er- 
folgt in  Anlehnung  an  die  Methode  von  Sympher1).  Danach 
setzen  sich  die  Kosten  des  Schiffstransportes  aus  Hauptkosten 
und  Nebenkosten  zusammen.  Auf  Kanälen  und  kanalisierten 
Flüssen  treten  hierzu  noch  Kanalabgaben  und  ferner  Eisenbahn- 
An-  und  -Abfuhrkosten. 

Hauptkosten  sind  die  Schiffahrtsbetriebskosten  einschließlich 
Verzinsung  und  Tilgung  des  in  den  Betriebsmitteln  angelegten 
Kapitals  und  der  Versicherung  der  Fahrzeuge. 

Nebenkosten  umfassen  Hafengebühren,  Umlade-  und  Leichte- 
rungskosten sowie  die  Versicherungsgebühr  der  Ladung. 

Die  Schiffahrtskosten  sind  a)  Liegekosten  d.  i.  Ausgaben  für 
den  Aufenthalt  im  Abgangs-  und  Bestimmungshafen,  b)  Strecken- 
kosten während  der  Fahrt. 


*)  Sympher,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Rhein-Elbe-Kanals,  Bd.  1,  S.  32  ff. 
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1.    Schiffahrtskosten. 

Für  die  Berechnungen  wurden  folgende  allgemeine  Voraus- 
setzungen gemacht: 

1.  Als  Rechnungseinheit  diente  ein  Tonnen-Tarif kilometer 
(t/km)  d.  i.  die  Transportleistung,  die  der  Beförderung  einer  Tonne 
Ladung  auf  ein  Kilometer  schleusenfreier  Wasserstraße  entspricht. 
Für  Schleusen  wurden  die  in  Anlage  1  aufgeführten  und  in  An- 
lage 3  näher  erläuterten  Zuschläge  gemacht. 

2.  Der  Berechnung  zugrunde  gelegt  wurde  der  Tagbetrieb  mit 
einfacher  Mannschaft,  wie  er  auf  den  deutschen  Binnenwasser- 
straßen heute  noch  in  überwiegender  Weise  üblich  ist.  Der  durch- 
gehende Tag-  und  Nachtbetrieb  würde  die  Leistungsfähigkeit 
der  Wasserstraße  entsprechend  erhöhen  und  damit  die  SchifT- 
fahrtskosten  senken.  Das  Streben  nach  voller  Ausnutzung  des 
Wasserweges  drängt  übrigens  auf  den  24 stündigen  Betrieb  hin, 
wie  er  z.  B.  auf  dem  Rhein -Herne-Kanal  bereits  mit  Erfolg  durch- 
geführt ist.  Der  Arbeitstag  wurde  entsprechend  den  für  den 
Rhein  und  die  westdeutschen  Wasserstraßen  geltenden  Tarif- 
verträgen während  der  Fahrt  zu  14  Arbeitsstunden   angesetzt1). 

3.  Die  Schiffahrtszeit  wurde  mit  300 Tagen2)  angenommen. 
Diese  Zahl  entspricht  durchaus  den  in  der  Praxis  gemachten 
Erfahrungen.  Wie  aus  den  in  Anlage  2  enthaltenen  statistischen 
Erhebungen  für  Rhein,  Donau  und  vergleichsweise  Elbe  hervor- 
geht,   umfaßte    die    Schiffahrtsperiode    in    den    Jahren    1911/26 

*)  Tarifvertrag  über  die  Arbeits-  und  Lohnbedingungen  in  der  Rheinschiffahrt 
und  Tarifvertrag  über  Arbeits-  und  Gehaltsbedingungen  für  Kapitäne,  Schiffs- 
führer  und  1.  Maschinisten  in  der  Rheinschiffahrt  vom  29.  8.  1927.  (Lohntarife 
im  Gebiete  der  westdeutschen  Binnenschiffahrt,  Heft  38).  Danach  sind  für  die 
Schiffahrtszeit  vom  März  bis  Oktober  während  der  Fahrt  10  Stunden  Nachtruhe 
vorgeschrieben,  für  die  übrige  Zeit  12  Stunden.  Die  für  die  Monate  November 
bis  Februar  ausfallenden  2  Stunden  werden  durch  Ueberstunden  reichlich  aus- 
geglichen. Die  12  stündige  Betriebszeit  fällt  zudem  in  die  Wintermonate,  in  denen 
der  Schiffahrtsbetrieb  die  in  der  Berechnung  berücksichtigten  Einschränkungen 
zu  erfahren  pflegt. 

)  Die  von  Sympher  seinerzeit  angesetzte  und  von  der  Literatur  allgemein 
übernommene  Schiffahrtszeit  zu  270  Tagen  rechnet  mit  dem  Ausfall  von  52  Sonntagen; 
sie  muß  deshalb  für  die  heutigen  Verhältnisse  als  überholt  gelten. 
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regelmäßig  weit  über  300  Tage.  Wenn  die  Donau  ausgebaut  sein 
wird,  werden  sich  die  Fahrtverhältnisse  voraussichtlich  denen  auf 
dem  Rhein  annähern,  d.  h.  Niedrigwasser  wird  als  Störungs- 
ursache fortfallen.  Kanalisierter  Main  und  eigentlicher  Kanal 
scheiden  mit  ihren  regulierten  Wasserständen  für  diese  Art  der 
Behinderung  erst  recht  aus,  sodaß  Hochwasser  und  Vereisung 
als  Störungsursachen  übrig  bleiben.  Indessen  ist  Vereisung,  das 
wichtigste  Schiffahrtshindernis,  im  west-  und  süddeutschen  Klima- 
strich nicht  allzu  häufig.  Das  gilt  auch  für  den  Main,  der  die 
niedrigsten  Temperaturen  unter  den  Flüssen  Westdeutschlands 
aufweist.  Was  den  Wasserstand  betrifft,  so  wird  er  nach  lang- 
jährigen Beobachtungen  auf  dem  Main  jährlich  an  20—30  Tagen, 
auf  der  Donau  an  21—33  Tagen  besonders  stark  beeinflußt1). 
Die  Dauer  der  Schiffahrtssperre  durch  Eis,  Hochwasser  usw.  auf 
dem  Oberrhein  beträgt  in  den  Monaten  November  bis  April  im 
Mittel  jährlich  10  Tage2).  Vor  allem  aber  sehen  die  Tarifverträge 
vor,  daß  an  Sonntagen  keine  Unterbrechung  der  Fahrt  erfolgt, 
sondern  die  dem  Fahrtpersonal  monatlich  zustehenden  4  freien 
Tage  in  den  Häfen  während  der  Warte-,  Lade-  und  Löschzeit 
verbracht  werden. 

4.  Die  Fortbewegung  geschieht  mit  Dampf.  Die  Frage,  ob 
die  Verwendung  von  Dampf-  oder  Motorschleppern  vorzuziehen 
sei,  soll  hier  ausscheiden,  da  die  Schiffahrtskosten  beider  Betriebs- 
arten sich  ungefähr  die  Wage  halten3). 

5.  Die  Fahrtgeschwindigkeit  auf  freier  Strecke  ist  für  den 
Weg  Duisburg /Ruhrort — Wien  folgendermaßen  angesetzt: 

Duisburg/Ruhrort— Mainz         4,5  km/Std. 
Mainz — Bamberg  6       „       „ 

Bamberg — Regensburg  5       „       „ 

Regensburg— Wien  14       „       „ 

*)  Denkschrift  über  den  Großschiffahrtsweg  Rhein-Main-Donau  1920.  Heraus- 
gegeben vom  Main-Donau-Stromverband.    S.  18  ff. 

2)  Nach  Mitteilung  des  Rheinschiffahrtsinspektors  des  III.  Bezirks,  Koblenz,  an 
den  Verf.    Der  strenge  Winter  1928-29  zeitigte  Ausnahmeverhältnisse. 

3)  Vgl.  Zilcher,  Leistungsvergleich  zwischen  Dampf-  und  Dieselmotorschleppern. 
In:  Werft,  Reederei,  Hafen  1927,  S.  387  ff.  Zilcher  errechnet  sogar  eine 
geringe  Ueberlegenheit  des  Dieselmotorschleppers. 
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Für  die  Rückreise  Wien — Duisburg /Ruhrort  wurden  folgende 
Geschwindigkeiten  angenommen : 

Wien— Regensburg  4,5  km/Std. 

Regensburg — Bamberg  5       „       „ 

Bamberg — Mainz  10       „       „ 

Mainz— Duisburg /Ruhrort  14       „       „ 

Hierzu  treten  die  Aufenthalte  an  den  Schleusen,  für  welche  die 
aus  den  Anlagen  1  und  3  zu  entnehmenden  Zuschläge  gemacht 
wurden. 

Die  für  die  Strecke  Mainz — Regensburg  angenommene  Fahrt- 
geschwindigkeit rechtfertigt  sich  aus  der  Erfahrung,  daß  der 
Widerstand  auf  Kanälen  und  kanalisierten  Flüssen  wegen  des 
Stauwassers  geringer  als  auf  freien  Flußstrecken  ist,  sodaß  die 
Fahrzeuge  mit  größerer  Gleichmäßigkeit  verkehren  können1).  Für 
den  Kanal  ist  überdies  zu  berücksichtigen,  daß  ungefähr  die  halbe 
Strecke  jeweils  in  der  Talrichtung  durchfahren  wird2).  Die  für 
Rhein,  Main  und  Donau  angesetzten  Geschwindigkeiten  ent- 
sprechen den  bereits  heute  erzielten  Zeiten3). 

6.  Der  Schiffszug,  der  für  die  Berechnungen  zu  wählen 
war,  konnte  aus  triftigen  Gründen  nicht  für  alle  Kostenbestand- 
teile als   durchgehender   Schleppzug  angenommen  werden.     Die 


x)  Vgl.  Sympber,  a.  a.  O.,  S.  32. 

2)  Die  Denkschrift  des  Main-Donau-Stromverbandes  von  1920  (a.  a.  O.)  nimmt 
für  die  Strecke  Bamberg — Kelheim  eine  Stundengeschwindigkeit  von  5  km  an, 
setzt  aber  für  die  Talfahrt  auf  dem  Main  10  km  ein.  Einem  Verlust  von  11,2  Std. 
Fahrtzeit  auf  der  Strecke  Bamberg — Kelheim  steht  dann  ein  Gewinn  von  20,8  Std. 
auf  dem  Main  gegenüber.  Die  obenstehenden  Zeiten  sind  also  vorsichtiger  ge- 
wählt. Die  Denkschrift  des  Reichsverkehrsministeriums  vom  Januar  1928  rechnet 
in  der  Bergfahrt  mit  5  km,  in  der  Talfahrt  mit  16  km,  was  den  gleichen  End- 
effekt ergibt. 

3)  Vgl.  Zilcher,  a.  a.  O.,  S.  387.  Die  genauen  Ergebnisse  sind  in  der  Berg- 
fahrt auf  dem  Rhein  für  Dampf  Schlepper  4,53  und  4,63  km/Std.,  für  Diesel- 
motorschlepper 4,6  und  4,75  km/Std.  Fortgang  gegen  das  Ufer.  —  Für  die  Strecke 
Regensburg— Wien  (460  km)  werden  im  Frachtgüterverkehr  gegenwärtig  3—  4  Tage 
benötigt.  Unter  der  Annahme  einer  12  stündigen  Fahrtzeit  errechnet  sich  die 
durchschnittliche  Stundengeschwindigkeit  mit  11 — 13  km,  und  zwar  für  die  nicht 
ausgebaute  Donau  einschl.  der  Wartezeiten  in  den  unterwegs  angelaufenen  Häfen. 
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Abmessungen  des  Kanals  und  die  Verhältnisse  auf  dem  kanali- 
sierten Main  lassen  es  zweckmäßig  erscheinen,  den  Schleppzug, 
bestehend  aus  1  Schleppdampfer  zu  210  PS  und  2  Schleppkähnen 
von  je  1200  t  Laderaum,  den  Berechnungen  zugrunde  zu  legen. 
Die  Maschinenkraft  von  210  PS  ist  ausreichend,  um  auf  der  in 
großen  Teilen  Stauwasser  führenden  Strecke  die  unter  Punkt  5 
eingesetzten  Stundengeschwindigkeiten  zu  erreichen1).  Dagegen 
kommt  ein  Schleppzug  dieser  Zusammenstellung  weder  für  den 
Rhein  noch  für  die  Donau  unterhalb  von  Regensburg  in  Frage. 
Die  Strömung  verlangt  auf  beiden  Flüssen  in  der  Bergfahrt  eine 
Maschinenkraft  von  bedeutend  größerer  Stärke.  Um  die  in  der 
Bergfahrt  übliche  mittlere  Geschwindigkeit  von  4,5  km/Std.  (Fort- 
gang gegen  das  Ufer)  zu  erreichen,  ist  für  beide  Stromstrecken 
ein  Schleppdampfer  von  1000  PS2)  Leistung  in  Ansatz  gebracht 
worden.  In  Angleichung  an  die  tatsächlichen  Betriebsverhältnisse 
wurde  für  die  Bergfahrt  auf  dem  Rhein  und  die  Talfahrt  auf  der 
Donau  ab  Regensburg  ein  Anhang  von  vier  1200  t-Kähnen  an- 
genommen. Für  die  Beförderung  von  4800  t  Ladung  donau- 
abwärts  würde  zwar  eine  bedeutend  geringere  Schleppkraft  aus- 
reichen, jedoch  ist  der  für  die  Bergfahrt  notwendige  Schlepp- 
dampfer von  1000  PS  zwangsläufig  auch  für  die  Talfahrt  zu  nutzen. 

Für  die  Berechnung  ergibt  sich  dann  folgendes: 
Von    Duisburg/Ruhrort    bis    Mainz    fährt    der   Schleppzug, 
bestehend  aus  1  Schleppdampfer  von  1000  PS  und  4  Kähnen 
von  je  1200  t  Laderaum. 

Für  die  Strecke  Mainz-  Regensburg  wird  der  Schleppzug  in 
Mainz  geteilt  in  2  Schleppzüge  zu  je  1  Schleppdampfer  von 
210  PS  und  zwei  1200  t-Kähnen  als  Anhang. 

1)  Der  Regelschleppzug  auf  dem  kanalisierten  Untermain  besteht  sogar  aus 
drei  12C0  t-Kähnen  im  Anhang  eines  Schleppdampfers  von  300  PS.  Für  die 
Frachtenberechnung  empfiehlt  es  sich  jedoch,  den  Schleppzug,  bestehend  aus 
2  Kähnen  und  einem  Vorspann  von  210  PS,  bis  Regensburg  (als  Endpunkt  der 
Kanalschiffahrt)  beizubehalten. 

2)  Die  Annahme  von  1000  PS  entspricht  den  auf  dem  Rhein  erzielten  Ver- 
suchsergebnissen über  Leistungsvergleich  zwischen  Dampf-  und  Dieselmotor- 
schleppern. Die  Fortbewegung  von  4,5-5,5  t  Ladung  in  der  Bergfahrt  bei 
4,5  km/Std.  erfordert  1   PS.     Zilcher,  a.  a.  O.,  S.  387. 
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Von  Regensburg  bis  Wien  wird  wiederum  der  für  die  Berg- 
fahrt auf  dem  Rhein  angenommene  Schleppzug  gefahren. 

Auf  diese  Weise  ist  es  möglich,  der  Berechnung  die  Beförde- 
rung von  4800  t  Kohle  zugrunde  zu  legen.  Die  Kahnkosten 
kommen  dann  für  die  Gesamtstrecke  einheitlich  in  Ansatz;  die 
Kosten  der  Schleppkraft  sind  dagegen  für  die  drei  Teilstrecken 
gesondert  zu  ermitteln. 

7.  In  der  Berechnung  der  Kahnkosten  wurde  für  die  Reise 
Duisburg  /Ruhrort— Wien  volle  Ladung,  für  die  Fahrt  von  Wien 
nach  dem  Ruhrgebiet  Vs  Rückfracht  angenommen.  Diese  Verkehrs- 
menge muß  für  die  Donaustrecke  im  Hinblick  auf  den  Verkehr 
mit  den  unteren  Donaustaaten  als  sehr  niedrig  bezeichnet  werden. 
Sie  entspricht  höchstenfalls  der  Verkehrsteilung  zwischen  Oester- 
reich  und  Deutschland;  unter  Berücksichtigung  des  Durchgangs- 
verkehrs nach  den  ostwärts  gelegenen  Ländern  ist  dagegen  an- 
zunehmen, daß  der  Gesamtverkehr  über  die  Großschiffahrtsstraße 
etwa  zu  gleichen  Teilen  in  der  Richtung  nach  Osten  und  nach 
Westen  verlaufen  wird1).  Wenn  trotzdem  für  die  Rückreise  nur 
Vö  Ladung  in  Anrechnung  gebracht  wurde,  so  geschah  es,  um 
dem  Vorwurf  einer  zu  optimistischen  Auffassung  über  die  Ver- 
kehrsmenge zu  entgehen. 

Für  die  Berechnung  der  reinen  Schleppkosten  wurde  Vs  Rück- 
fracht nur  ab  Regensburg  eingesetzt.  Für  die  Donaustrecke  kommt 
eine  solche  Annahme  nicht  in  Frage,  da  es  allen  Gepflogenheiten 
des  Donauschiffahrtsbetriebes  widersprechen  würde,  die  Schlepper 
ohne  volle  Ausnutzung  bergwärts  fahren  zu  lassen.  Für  die  Er- 
rechnung der  Schleppkosten  auf  dieser  Strecke  ist  deshalb  in 
beiden  Fällen  volle  Ladung  angenommen  worden. 

Unter  den  vorstehenden  Voraussetzungen  errechnen  sich  die 
Schiffahrtskosten  für  1  Tonne  Kohle  auf  der  Strecke  Duisburg/ 
Ruhrort — Wien  in  der  aus  Anlage  4  und  5  ersichtlichen  Weise. 

')  Die  im  ganzen  gleichmäßige  Verkehrsbelastung  nach  beiden  Richtungen 
wird  voraussichtlich  einen  der  Hauptvorzüge  der  neuen  Verbindung  bilden,  im 
Gegensatz  zu  zahlreichen  anderen  Wasserstraßen.  Vgl.  auch  Denkschrift  über 
den  Großschiffahrtsweg  Rhein-Main-Donau  1920,  a.  a.  O.,  S.  25. 
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Es  ergibt  sich  dann  folgendes  Bild: 

Schleppkosten 

Duisburg/Ruhrort— Mainz    0,77  RM 
Mainz— Regensburg  0,80     „ 

Regensburg — Wien  0,81     „ 

2,38  RM 

Kahnkosten  1,92     „ 


Schiffahrtskosten      zus.     4,30  RM/t 

Ein  Vergleich  der  theoretisch  ermittelten  Schleppkosten  mit 
den  gegenwärtig  in  der  deutschen  Binnenschiffahrt  gezahlten  er- 
gibt folgendes. 

Die  Schleppkosten  für  die  Tonne  Kohle  betragen  für  die  Ent- 
fernung Duisburg /Ruhrort— Mainz  0,81  RM.  Die  für  die  gleiche 
Entfernung  in  der  Bergfahrt  theoretisch  ermittelten  Schleppkosten 
betragen  pro  Tonne  0,77  RM. 

Die  Schleppkosten  für  die  460  km  lange  Strecke  Wien — Regens- 
burg errechnen  sich  nach  den  auf  dem  Rhein  üblichen  Sätzen 
gegenwärtig  mit  1,32  RM  pro  Tonne;  die  theoretische  Berech- 
nung ergibt  1,24  RM. 

Die  auf  der  Elbe  gegenwärtig  für  die  Strecke  Dresden — Ham- 
burg (574  km)  in  der  Talfahrt  im  Durchschnitt  gezahlten  Schlepp- 
kosten betragen  0,50  RM  pro  Tonne.  Daraus  errechnet  sich 
für  die  460  km  lange  Strecke  Regensburg — Wien  ein  Satz  von 
0,41  RM.  Der  für  die  gleiche  Strecke  theoretisch  gefundene 
Satz  beträgt  0,40  RM. 

Wenn  wir  berücksichtigen,  daß  die  rechnerischen  Ergebnisse 
nur  die  Selbstkosten  des  Schleppbetriebes  darstellen,  so  stimmen 
die  theoretisch  gefundenen  Sätze  mit  den  in  der  Praxis  üblichen 
ziemlich  genau  überein. 

2.    Nebenkosten. 

Außer  den  Schiffahrtskosten  (Schlepp-  und  Kahnkosten)  er- 
fordert der  Wassertransport  eine  Reihe  von  Aufwendungen,  die 
in  der  Form  von  Nebenkosten  auftreten.     Es  handelt  sich  da- 
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bei  um  Ausgaben  für  Mehrarbeiten,  die  dem  Schiffstransport, 
besonders  demjenigen  von  Kohle,  eigentümlich  sind.  Neben- 
kosten umfassen  Hafengebühren,  Umschlagskosten,  Versicherungs- 
gebühr der  Ladung  und  eine  Summe  für  die  Wertminderung,  die 
die  Kohle  durch  den  Wassertransport  erleidet. 

Die  Kostensätze  sind  keine  festen  Größen,  sondern  richten  sich 
nach  den  jeweiligen  Verhältnissen.  Die  Hafengebühren  für 
Flußhäfen  werden  erhoben  für  die  Inanspruchnahme  der  Hafen- 
einrichtungen, besonders  für  das  Anlegen  am  Ufer  und  für  die 
Benutzung  der  Wasseroberfläche.  Ihre  Bemessung  richtet  sich  in 
der  Regel  nach  Schiffsgröße  und  Aufenthaltsdauer.  Die  Abgaben 
tragen  Gebührencharakter  und  sollen  dort,  wo  die  Aufbringung 
der  Mittel  aus  der  öffentlichen  Hand  erfolgt,  laut  Art.  99  der 
Reichsverfassung  nur  die  Selbstkosten  decken.  Da  jedoch  in  zahl- 
reichen Fällen  örtliche  Interessenten  die  Geldgeber  sind,  ist  der 
Grundsatz  der  Selbstkostendeckung  nicht  einheitlich  durchgeführt, 
sodaß  die  Höhe  der  Abgaben  häufig  die  Erzielung  eines  Ueber- 
schusses  vorsieht. 

Die  Hafengebühren  sind  tarifarisch  festgelegt  und  betragen  für 
die  Duisburg/ Ruhrorter  Häfen  0,06  RM/t  Ufergeld,  ferner  für 
jede  Tonne  Tragfähigkeit  des  Schiffes  0,04  RM/t  Hafengeld1). 
Die  Summe  von  0,10  RM/t  Hafengebühr  ist  für  den  Abgangs- 
und Bestimmungshafen  einzusetzen  und  erhöht  die  Fracht  mithin 
um  0,20  RM  pro  Tonne. 

Die  Umschlagsgebühren  für  Kohle  sind  Kippgebühren,  die 
ebenfalls  tarifarisch  festliegen.  Sie  betragen  für  die  Duisburg/ 
Ruhrorter  Häfen  bei  normalem  Zeitverbrauch  (4  Min.  Kippzeit 
pro  Waggon)  für  Kohle,  Briketts  und  Koksasche  0,19  RM/tt 
für  Koks  0,25  RM/t.  Die  durchschnittlichen  Kippgebühren  be- 
laufen sich  mithin  auf  0,22  RM/t.  Da  in  unserer  Berechnung 
Wien  als  Bestimmungsort  gedacht  ist,  erhöht  sich  die  Fracht  nur 
um  diesen  einfachen  Satz. 

Die  Versicherungsgebühr  der  Ladung  wurde  entsprechend 

J)  Die  Angabe  dieser  wie  der  folgenden  die  Duisburg /Ruhrorter  Häfen  be- 
treffenden Kostensätze  verdankt  der  Verf.  dem  Entgegenkommen  der  Duisburg/ 
Ruhrorter  Häfen  A.-G.  in  Duisburg  /Ruhrort. 
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den  in  der  Praxis  üblichen  Sätzen  mit  1  %  des  Tonnenpreises 
der  Kohle  angenommen.  Demzufolge  errechnet  sich  bei  einem 
Kohlenpreis  von  20  RM  pro  Tonne  der  durch  die  Versicherung 
entstehende  Mehraufwand  mit  0,20  RMIt. 

Die  Wertminderung  der  Kohle,  die  durch  den  Umschlag  zum 
Wasser  und  umgekehrt  eintritt,  wechselt  mit  der  Wertigkeit  der 
Sorten.  Als  Durchschnitt  wurde  für  Wertminderung  der  Satz  von 
0,80  RMIt  in  die  Berechnung  eingestellt1). 

Die  Nebenkosten  betragen  dann  insgesamt  1,42  RMIt. 
Für  die  Anschlußfracht  ist  die  Entfernung  des  Abgangshafens 
von  der  Kohlenzeche  bzw.  die  Entfernung  des  Verbrauchsortes 
vom  Bestimmungshafen  maßgebend.  Nun  liegt  Duisburg /Ruhrort 
in  allernächster  Nähe  der  Kohlengruben  und  ist  überdies  mit 
ihnen  durch  den  Rhein-Herne-Kanal  verbunden,  der  den  Versand 
zu  Schiff  ab  Zeche  gestattet.  Ein  beträchtlicher  Teil  der  rheinisch- 
westfälischen Kohle  wird  deshalb  auf  dem  direkten  Wasserwege 
abtransportiert 2).  Doch  spielt  die  eingesparte  Bahnfracht  für  die 
Frachtengestaltung  keine  Rolle,  da  das  Rheinisch-Westfälische 
Kohlensyndikat,  in  dem  die  Zechen  fast  ausnahmslos  zusammen- 
geschlossen sind,  in  Verbindung  mit  dem  Kohlenkontor  zu- 
gleich den  Hauptverfrachter  für  Kohle  auf  dem  Rhein  bildet3). 
Die  Vereinigung  von  Erzeugung  und  Versand  in  derselben  Hand 
hat  zur  Festsetzung  einheitlicher  Kohlenpreise  geführt,  die  sich 
einschließlich  Frachtkosten  frei  Waggon  am  Bestimmungshafen 
verstehen.  In  diesen  Einheitspreisen  ist  die  evtl.  eingesparte 
Vorfracht   in  jedem  Falle   enthalten,    sodaß   es   im  Endergebnis 


*)  So  auch  Pirath  in  dem  grundlegenden  Aufsatz:  Die  Beförderung  von  Massen- 
gütern auf  Eisenbahn  und  Wasserstraßen.  Verkehrstechnische  Woche  1927, 
S.  13  ff.  und  S.  31  ff. 

2)  Von  den  im  Jahre  1925  vom  Ruhrgebiet  nach  Süddeutschland  gefahrenen 
Kohlen  entfielen  auf  den  gebrochenen  Weg  5,06  Mill.  t,  auf  den  direkten  Wasser- 
weg 3,67  Mill.  t.  (Denkschrift  der  Niederrheinischen  Industrie-  und  Handels- 
kammer Duisburg  /  Wesel  zu  Duisburg /Ruhrort,  1927). 

3)  Zwischen  den  Kohlenreedereien  Rheinisch- Westfälisches  Kohlensyndikat  und 
Kohlenkontor  Weyhenmeyer  &  Co.,  Mannheim,  besteht  ein  Abkommen,  demzu- 
folge das  Kohlenkontor  die  Verfrachtung  rheinaufwärts  ausführt,  während  das 
Syndikat  diejenige  rheinabwärts  übernimmt. 
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gleichgültig  ist,  ob  die  Kohle  auf  dem  direkten  Wasserwege  oder 
im  gebrochenen  Verkehr  befördert  wird. 

Die  Vorfracht  von  den  Zechen  bis  zum  Hafen  Duisburg /Ruhr- 
ort ist  eine  zwischen  Reichsbahn  und  Kohlensyndikat  vereinbarte 
Größe  und  beträgt  gegenwärtig  1,96  RM/t. 

Die  Fracht  ohne  Kanalabgaben  setzt  sich  danach  für  die 
Gesamtstrecke  wie  folgt  zusammen: 

SchirTahrtsbetriebskosten     4,30  RM/t 
Nebenkosten  1,42      „ 

Anschlußfracht  1,96       „ 

zus.     7,68  RM/t. 
Hierzu  treten  außerdem  Kanalabgaben. 


3.    Kanalabgaben. 

Die  auf  Kanälen  und  kanalisierten  Flüssen  erhobenen  Abgaben 
dienen  dem  Zweck,  die  Verzinsung,  Tilgung  und  Abschreibung 
der  Anlagekosten  der  Wasserstraße  zu  ermöglichen.  Außerdem 
sind  in  ihnen  die  Betriebs-  und  Unterhaltungskosten  der  baulichen 
Anlagen  enthalten.  Die  Frage,  ob  Schiffahrtsabgaben  dieser  Art 
überhaupt  erhoben  werden  sollen,  ist  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkte  bestritten.  Die  Entscheidung  der  Frage  hängt  davon 
ab,  ob  der  Gedanke  der  Gerechtigkeit  als  sittliches  Postulat  im 
Wirtschaftsleben  unbedingte  Geltung  haben  soll  oder  nicht.  Vom 
Gerechtigkeitsstandpunkt  ist  die  staatliche  Bevorzugung  der 
Binnenschiffahrt  in  Form  der  Abgabenfreiheit  auf  künstlichen 
Wasserstraßen  abzulehnen.  Andererseits  betonen  die  Gegner  der 
Schiffahrtsabgaben  den  Gesamtnutzen,  den  das  aus  staatlichen 
Mitteln  erbaute  Wasserstraßennetz  der  Allgemeinheit  bringt.  Es 
wird  auf  den  Anreiz  zur  Industriesiedlung,  die  wirtschaftliche 
Erschließung  neuer  Gebiete  und  auf  die  Senkung  der  Güterpreise 
durch  die  Frachtverbilligung  hingewiesen.  Außerdem  spielt  die 
Ueberlegung  eine  Rolle,  daß  die  Binnenschiffahrt  das  notwendige 
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Korrektiv  der  privatwirtschaftlichen  oder  fiskalischen  Ausnutzung 
des  Verkehrs  bilden  müsse1). 

Da  es  sich  in  der  vorliegenden  Untersuchung  nicht  um  die 
grundsätzliche  Erörterung  dieser  in  der  Literatur  ausführlich 
behandelten  Streitfrage  handelt2),  soll  die  Notwendigkeit  einer 
ausreichenden  Amortisation  des  Anlagekapitals  angenommen 
und  damit  die  Erhebung  ausreichender  Kanalabgaben  in  die 
Berechnung  eingestellt  werden3). 

Die  Bestimmung  der  so  umgrenzten  Abgaben  läßt  sich  für 
eine  projektierte  Wasserstraße  nicht  mit  der  wünschenswerten 
Genauigkeit  durchführen.  Denn  die  Höhe  der  Sätze  ist  von  einer 
Reihe  von  Größen  abhängig,  die  sämtlich  im  voraus  nicht  eindeutig 
bekannt  sind:  Höhe  der  Baukosten,  Höhe  des  Zinsfußes  für  das 
Baukapital  und  Umfang  der  Jahresverkehrsmenge. 

Bezüglich  der  Höhe  der  Bausumme  lehrt  die  Erfahrung,  daß 
die  Kostenanschläge  großer,  in  ihren  Ausmaßen  schwer  zu  über- 
blickender Projekte  in  der  Art  der  Kanalbauten  das  Moment 
der  Unsicherheit  aller  Voranschläge  in  erhöhtem  Maße  tragen, 
und  daß  deshalb  die  endgültige  Bauausführung  auch  bei  unver- 
ändertem Geldwert  in  der  Regel  teurer  zu  stehen  kommt,  als 
der  Bauanschlag  annimmt.  Die  Höhe  der  Bauzinsen  richtet 
sich  nach  der  Art  der  Finanzierung,  über  die  in  den  meisten 
Fällen  ebenfalls  Ungewißheit  herrscht.  Die  Verkehrsmenge 
schließlich  wird  durch  Schätzungen  ermittelt,  die  in  einer  exakten 
Rechnung  nur  unter  Vorbehalt  gebraucht  werden  können. 


1)  Vgl.  Sax,   Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und  Staatswirtschaft    1920,  Bd.  2, 

S.  80  ff. 

2)  Näheres  hierzu  bei  Max  Peters,  Schiffahrtsabgaben ;  und  Walter  Lotz,  Eisen- 
bahntarife und  Wasserstraßen.     Beide  in:  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 

Bd.  65  u.  Bd.  89. 

3)  In  staatsrechtlicher  Hinsicht  gründen  sich  die  auf  Kanälen  und  kanalisierten 
Flüssen  erhobenen  Abgaben  ebenfalls  auf  Art.  99  RV.  Demnach  dürfen  Abgaben 
nur  für  solche  Einrichtungen,  Werke  und  sonstige  Anstalten  erhoben  werden, 
die  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  bestimmt  sind.  Ferner  dürfen  die  Abgaben 
die  zur  Herstellung  und  Unterhaltung  erforderlichen  Kosten  nicht  übersteigen. 
Als  Herstellungskosten  gelten  die  Zinsen  und  Tilgungsbeträge  für  die  auf- 
gewandten Mittel. 
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In  unserem  Fall  ist  die  Unsicherheit  der  drei  Faktoren  besonders 
groß.  Der  neueste  Kostenanschlag  für  den  Großschiffahrtsweg 
ist  in  der  Denkschrift  des  Reichsverkehrsministeriums  vom  Januar 
1928  enthalten.  Die  dort  genannte  Bausumme,  die  durchweg 
rd.  50%  über  den  in  der  Denkschrift  von  1920  angegebenen 
Sätzen  liegt,  setzt  sich  folgendermaßen  zusammen: 

1.  Teilstrecke    Aschaffenburg — Bamberg — Nürn- 
berg durch  das  Werntal  mit  Stichkanal    nach 

Würzburg  386,2  Mill.  RM 

(bzw.  ohne  Werntallinie  mit  direkter  Linien- 
führung über  Würzburg  324,2  Mill.  RM) 

2.  Ausbau  der  Donau   von  Regensburg   bis  zur 
Reichsgrenze  unterhalb  Passau  39,7      „       „ 

3.  Schlußstück  Nürnberg-Regensburg  245,6      „       „ 

4.  Lechzubringer  71,5      „       „ 

zus.  743,0  Mill.  RM 
(bzw.  681,0  Mi\l  RM) 

Die  jährlichen  Betriebs-  und  Unterhaltungskosten  der  Schiff - 
fahrtsanlagen  sind  mit  3,26  Mill.  RM  veranschlagt.  Ueber  die  Art 
der  Finanzierung  stellt  der  Staatsvertrag  von  1921  nur  allgemeine 
Richtlinien  auf;  infolgedessen  ist  die  Höhe  des  Zinsfußes  für  das 
Baukapital  ungewiß  und  der  Bauzins  in  den  Kostenanschlägen 
nicht  enthalten.  Ebenso  sind  die  Schätzungen  der  Verkehrsmenge 
aus  dem  Jahre  1919  von  nur  geringem  Wert.  Die  diesbezüglichen 
Untersuchungen,  die  mit  der  Kanaleröffnung  für  das  Jahr  1930 
rechneten,  ergeben  einen  jährlichen  Anfangsverkehr  von  3,33  Mill. 
Tonnen,  der  in  den  ersten  25  Jahren  nach  BetriebserörTnung  auf 
rd.  10  Mill.  Tonnen  anwachsen  sollte. 

Die  Denkschrift  von  1928  hält  zwar  an  den  Voraussetzungen, 
die  für  die  damaligen  Untersuchungen x)  maßgebend  waren,  auch 


a)  Denkschrift  und  Untersuchung  über  die  verkehrswirtschaftliche  Bedeutung 
eines  Main-Donaukanals.  Ausgearbeitet  vom  Tarifamt  der  Bayerischen  Staats- 
eisenbahnen rechts  des  Rheines  in  München  1919. 
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heute  noch  fest,  steht  jedoch  den  Rechnungsergebnissen  skeptisch 
gegenüber.  Es  wird  vor  allem  die  Wahrscheinlichkeit  der  Ver- 
kehrssteigerung auf  10  Mill.  t  angezweifelt.  Dabei  muß  aber 
festgestellt  werden,  daß  die  den  beiden  Denkschriften  zugrunde 
gelegten  Untersuchungen  gänzlich  außerhalb  des  Anschlußge- 
dankens geblieben  sind.  Es  werden  hauptsächlich  die  im  Ver- 
kehr zwischen  Bayern  und  dem  übrigen  Deutschland  zu  erwarten- 
den Kanalwirkungen  betrachtet  und  die  möglichen  Folgen  in  bezug 
auf  die  Donauländer  nur  gestreift.  Da  angesichts  der  gegen- 
wärtigen Finanzlage  höchstenfalls  mit  der  (zudem  zeitlich  weit 
auseinanderliegenden)  Eröffnung  von  Teilstrecken  gerechnet  werden 
muß,  beschäftigt  sich  die  Denkschrift  vornehmlich  mit  den  Wir- 
kungen dieser  Teilstrecken  auf  die  allgemeine  Verkehrslage. 
Wenn  die  Berechtigung  einer  solchen,  auf  die  wirtschaftspolitische 
Wirklichkeit  bedachten  Untersuchung  auch  nicht  bestritten  werden 
soll,  so  ist  ihr  doch  für  unseren  Zweck  wenig  zu  entnehmen. 
Da  die  vorliegende  Abhandlung  die  Großschiffahrtsstraße  bewußt 
in  einem  anderen,  größeren  Zusammenhange  sieht,  ist  sie  auch 
gezwungen,  ihren  Berechnungen  den  fertiggestellten  Schiffahrts- 
weg zugrunde  zu  legen  *). 

Zu  der  Unsicherheit  der  genannten  Faktoren  tritt  ein  weiterer 
Umstand,  der  die  Ermittlung  der  Kanalabgaben  erschwert.  Da 
mit    dem   Bau    der    Schleusen    gleichzeitig    die   Ausnützung   der 


*)  Bezeichnend  für  die  Untersuchungen  von  1920  ist  z.  B.  der  Umstand,  daß 
die  im  Austausch  Nordwestdeutschland — Oesterreich  für  den  Kanaltransport  in 
Betracht  kommende  Kohlen-  und  Koksmenge  mit  nur  104  520  t  angenommen  worden 
ist.  Diese  Verkehrsmenge  durfte  wohl  nach  dem  Stande  des  Jahres  1912/13  er- 
wartet werden,  entspricht  aber  weder  dem  Einfuhrbedürfnis  Oesterreichs  noch 
der  Versorgungsmöglichkeit  aus  reichsdeutschen  Zechen.  Im  Jahre  1927  wurden 
allein  aus  dem  Ruhrgebiet  200  176  t  Steinkohle  und  215  230  t  Koks  bezogen. 
Diese  Mengen  dürften  mit  Bestimmtheit  den  fertiggestellten  Großschiffahrtsweg 
annehmen.  —  Die  niedrige  Schätzung  der  Kohlenfrachtmenge  ist  umso  auffallender, 
als  die  Denkschrift  von  1920  eine  Frachtersparnis  gegenüber  der  Bahnbeförderung 
von  5,30  MI  t  errechnet  (S.  40).  Die  Uebernahme  solcher  Untersuchungsergebnisse 
und  die  neuerdings  stark  restriktive  Kanalbaupolitik  der  Reichsregierung  erklären 
die  pessimistische  Beurteilung,  die  die  künftige  Verkehrsentwickelung  auf  der 
Wasserstraße  und  damit  die  Rentabilitätsaussichten  in  der  Denkschrift  von  1928 
gefunden  haben. 
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Wasserkräfte  angestrebt  wird,  erscheint  es  richtig,  den  aus  der 
Wasserkraftverwertung  erzielten  Reingewinn  auf  die  Zins-  und 
Tilgungsbeträge  des  Anlagekapitals  der  Wasserstraße  anzurechnen. 
Nun  sind  aber  die  Angaben  über  die  Bau-,  Betriebs-  und  Unter- 
haltungskosten der  Wasserkraftwerke  so  schwankend,  und  weiter- 
hin ist  die  Frage  der  Absatzfähigkeit  des  elektrischen  Stromes 
für  Süddeutschland  noch  so  wenig  geklärt,  daß  die  Berechnung 
der  Kanalabgaben  wegen  der  Unsicherheit  der  Bestimmungsstücke 
so  gut  wie  unmöglich  gemacht  wird. 

Aus  diesem  Grunde  erscheint  es  zweckmäßig,  die  Ermittlung 
der  Abgaben  auf  eine  andere  Weise  zu  versuchen.  Für 
einige  deutsche  Wasserstraßenpläne  sind  die  als  Voraussetzung  der 
Berechnung  bezeichneten  Größen  infolge  sorgfältiger,  erst  in  der 
jüngsten  Zeit  angestellten  Ermittlungen  bekannt.  Es  handelt  sich 
dabei  um  den  Plan  des  Aachen  —  Rheinkanals  und  des 
Neckarkanals  bis  Heilbronn,  die  zudem  beide  eine  ähnliche 
Baugestaltung  aufweisen  werden  wie  die  für  die  Kanalabgabe  in 
Betracht  kommenden  Teilstrecken  des  Großschiffahrtsweges.  Aus 
den  Rechnungsergebnissen  über  diese  Bauprojekte  lassen  sich 
gewisse  Rückschlüsse  für  die  Rhein-Main-Donauverbindung  ziehen, 
die  zwar  die  Unsicherheit  aller  Analogieschlüsse  teilen,  trotzdem 
aber  einen  ungefähren  Anhalt  bieten,  in  welcher  Höhe  Kanal- 
abgaben voraussichtlich  erhoben  werden  müssen.  Die  Rechnung 
ist  durchgeführt  worden  von  Professor  Pirath,  Stuttgart,  und  hat 
den  Vorzug,  daß  sie  sich  nicht  auf  ein  bestimmtes  Kanalprojekt 
festlegt,  sondern  die  an  einem  typischen  Beispiel  gewonnenen 
Ergebnisse  verallgemeinert  und  auf  alle  Kanalbaupläne  ähnlichen 
Typs  angewandt  wissen  will.  Aus  diesem  Grunde  scheint  es 
unbedenklich,  die  Rechnungsergebnisse  Piraths  über  den  Kapital- 
dienst an  künstlichen  Wasserstraßen  für  unsere  Zwecke  zu  über- 
nehmen 1). 

Der  Kapitaldienst  sieht  im  einzelnen  eine  Verzinsung  des  An- 
lagekapitals von  5  %,  eine  Tilgung  von  Va  °/o  und  eine  Abschrei- 


x)  Pirath,  Die  Beförderung  von  Massengütern  auf  Eisenbahn  und  Wasserstraßen, 
a.  a.  O.,  S.  13  ff. 
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bung  für  Erneuerungen  von  V2  °/o  vor;  die  Gesamtbelastung  beträgt 
somit  6%.     Hierzu  treten  außerdem  die  üblichen  Bauzinsen. 

Die  Berechnung  wurde  außer  für  die  beiden  genannten 
Kanalprojekte  auch  für  den  Hansakanal  durchgeführt  und 
ergab  folgendes: 

Der  Kapitaldienst  auf  1  Tonne  Ladung  stellt  sich  bei 

100  %         75  % 

Auslastung  des  Kanals 

für  den  Aachen-Rheinkanal  auf       1,70  RM    3,00  RM 
Hansakanal  auf  1,39    „       1,90    „ 

Neckarkanal  (bis  Heilbronn)  auf     1,43    „  — 

Diese  Ergebnisse  wurden  dann  zum  Zwecke  der  Verallgemeine- 
rung auf  die  Verkehrsleistungseinheit  d.  h.  auf  1  Tarifkilometer 
umgerechnet.  Danach  ergibt  sich  für  die  Transportweite  von 
600  km  folgendes  Bild: 

Der  Kapitaldienst  für  1  t/km  beträgt 

bei  100%  Ausnutzung  der  Wasserstraße      0,28  Pf. 
„      75%  „  „  „  0,38    „ 

Die  für  die  Kanalabgaben  in  Betracht  kommende  Strecke 
Mainz — Passau  ist  815  Tarif kilometer  lang1). 

Wenn  wir  die  bis  zu  einer  Entfernung  von  600  km  gestaffelten 
Sätze  in  der  Rechnung  Piraths  auf  diese  Transportweite  aus- 
dehnen, so  ergibt  sich  für  die  Entfernung  von  800  t/km  bei 
100  %  Ausnutzung  der  Wasserstraße  ein  Satz  von  0,20  Pf.  pro 
t/km,  bei  75  %  Ausnutzung  ein  Satz  von  0,28  Pf.  pro  t/km. 
Diese  Abgabensätze  sind  mit  der  Anzahl  der  Tarifkilometer  zu 
multiplizieren  und  ergeben  für  die  Strecke  Mainz — Passau  für  den 
Kapitaldienst  auf  eine  Tonne  Ladung  bei 

100%  Ausnutzung  der  Wasserstraße     1,63  RM 
75  ü/o  „  „  „  2,28  RM. 


x)  Rhein  und  Donau  unterhalb  von  Passau  wurden  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen entsprechend  als  abgabenfrei  angenommen.  Auf  dem  Main  werden  für 
durchgehende  Wassertransporte  auch  heute  keine  Abgaben  erhoben. 
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Hierzu  treten  die  Betriebs-  und  Unterhaltungskosten  der  baulichen 
Anlagen,  die  für  Kanäle  mit  1,15  %  und  für  Flüsse  wegen  der 
umfangreichen  Einbauten  mit  1,6  %  der  Anlagekosten  des  Kanals 
ermittelt  worden  sind.  Die  durchschnittlichen  Betriebs-  und  Unter- 
haltungskosten betragen  danach  0,33  Pf /t1),  oder,  auf  die  Trans- 
portweite von  800  t/km  aufgeteilt,  0,05  Pf.  pro  t/km.  Für  die 
Strecke  Mainz — Passau  beläuft  sich  dann  der  auf  Betriebs-  und 
Unterhai  tungskosten  entfaller.de  FrachlEnteil  auf  0,41  RM/t. 

Die  Kanalabgaben  betragen  dann  bei  100%  Ausnutzung 
der  Wasserstraße  2,04  RM,  bei  75  %  Ausnutzung  2,69  RM. 

In  der  nachfolgenden  Vergleichung  der  Frachtsätze  soll  jedoch 
nur  der  höhere  Abgabensatz  berücksichtigt  werden;  ebenso 
wird  auch  davon  Abstand  genommen,  den  aus  der  Wasserkraft- 
verwertung erzielbaren  Ueberschuß  auf  die  Kanalabgaben  anzu- 
rechnen. Der  letztere  soll  lediglich  als  Sicherheitsfaktor  in  der 
Rechnung  gebucht  werden. 

Dafür  ist  der  ermittelte  Frachtensatz  um  einen  Gewinnzu- 
schlag von  5  %  der  Selbstkosten  erhöht  worden,  um  dem  Ein- 
wand zu  begegnen,  der  nachfolgende  Vergleich  mit  den  Eisen- 
bahnfrachtkosten bezöge  sich  bezüglich  der  Binnenschiffahrt  nur 
auf  die  Selbstkosten,  betreffs  der  Bahn  aber  auf  die  tatsächlich 
erhobenen  Frachtsätze.     (Vgl.  auch  S.  107.) 

Die  gesamten  Frachtkosten  pro  Tonne  Kohle  für  die 
Strecke  Duisburg  /Ruhrort — Wien  setzen  sich  danach  folgender- 
maßen zusammen: 


Schiffahrtsbetriebskosten 

4,30  RM 

Nebenkosten 

1,42     „ 

Anschlußfracht 

1,96     „ 

Kanalabgaben 

2,69     „ 

Gewinnzuschlag  5  °/o 

0,52     „ 

zus. 

10,89  RM 

x)  Der  Satz  von  0,33  Pf/t  steht  bedeutend  über  dem  vom  Verkehrsministerium 
errechneten  Normalsatz  von  0,15  Pf/t.  Der  letztere  wurde  in  der  Weise  gefunden, 
daß  die  Gesamtsumme  der  tatsächlich  gemachten  staatlichen  Zuschüsse  und  der 
eingehobenen  Schiffahrtsabgaben  auf  die  tatsächlich  gefahrenen  t/km  aufgeteilt 
wurde.     Vgl.  Denkschrift  des  Reichsverkehrsministeriums  1927,  S.  19. 

125 


c)  Ergebnisse 

Um  die  ungefähre  Wirkung  der  Großschiffahrtsstraße  für  die 
großdeutsche  Kohlenwirtschaft  erkennen  zu  können,  ist  der  ge- 
fundene Frachtensatz  mit  den  Sätzen  zu  vergleichen,  die  gegen- 
wärtig in  den  wichtigsten  Relationen  auf  der  Eisenbahn  ge- 
zahlt werden.  Berücksichtigen  wir  außer  den  Frachtsätzen  für 
tschechische  und  polnische  Kohle  auch  die  Eisenbahnfrachtsätze 
für  Ruhrkohle,  so  gelangen  wir  auf  Grund  der  gegenwärtig 
geltenden  Tarife  zu  folgendem  Ergebnisse: 

Transportkosten  für  1   Tonne  Kohle 
auf  der  Eisenbahn 

1.  Mährisch /Ostrau— Wien /Nordbahnhof      12,29  RM 

2.  Kattowitz— Wien /Nordbahnhof  16,36     „ 

3.  Duisburg/Ruhrort— Wien /Westbahnhof     26,45     „ 

auf  der  Großschiffahrtsstraße 

4.  Duisburg/Ruhrort— Wien/Praterkai  10,89     „ 

Die  Vergleichung  der  Eisenbahnfrachtsätze  zeigt  zunächst,  daß 
die  auf  den  Schienenweg  angewiesene  Ruhrkohle  auf  dem  oester- 
reichischen  Markte  nicht  wettbewerbsfähig  sein  kann.  Beziehen 
wir  dagegen  die  theoretisch  ermittelten  Schiffsfrachten  in  den 
Vergleich  ein,  so  ergibt  sich  die  Ueberlegenheit  der  Wasser- 
straße nicht  nur  über  die  reichsdeutschen,  sondern  auch  über 
die  tschechoslowakischen  und  polnischen  Bahnlinien  der  gewählten 
Verkehrsrelationen. 

Die  Frachtspanne  beträgt  1,40  RM  bzw.  5,67  RM.  Wieweit 
sie  genügen  wird,  um  den  deutschen  Gruben  die  Kohlenlieferungen 
tatsächlich  zu  sichern,  läßt  sich  mit  Bestimmtheit  nicht  voraus- 
sagen. Der  Unterschied  von  1,40  RM  bedeutet  gegenüber  den 
für  tschechische  Kohle  gezahlten  Frachten  eine  Ersparnis  von 
11,4%,  erreicht  mithin  die  im  Wettbewerb  zwischen  Eisenbahn 
und  Wasserstraße  gemeinhin  geforderte  Anreizspanne  von  15  % 
nicht  ganz.     Indessen  ist  die  Behauptung  in  der  allgemeinen  Form 
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nicht  zutreffend,  daß  der  Wasserweg  nur  dann  gewählt  wird, 
wenn  er  um  15%  billiger  ist  als  die  Eisenbahn;  es  gibt  zahl- 
reiche Fälle,  in  denen  Massengüter  die  Wasserstraße  auch  dann 
annehmen,  wenn  zwischen  beiden  Verkehrsmitteln  überhaupt  kein 
Frachtenunterschied  besteht 1). 

Eine  andere  Frage  geht  dahin,  welche  Folgen  zu  erwarten  sind, 
wenn  die  Tschechoslowakei  bzw.  Polen  durch  die  Senkung 
ihrer  Kohlentarife  den  für  die  Wasserstraße  errechneten 
Frachtenvorsprung  wieder  auszugleichen  versuchen  werden.  Da  der 
Verlust  des  oesterreichischen  Marktes  die  Kohlenwirtschaft  beider 
Länder  empfindlich  treffen  würde,  sind  Abwehrmaßnahmen  mit 
Bestimmtheit  zu  erwarten.  Nun  ist  aber  besonders  in  der 
Tschechoslowakei  die  Möglichkeit  der  Tarifsenkung  sehr  begrenzt. 
Die  tschechoslowakischen  Bahnen  arbeiten  seit  Jahren  mit  zu- 
nehmendem Verlust  und  decken,  besonders  im  Massengüterver- 
kehr, nicht  die  Selbstkosten,  sodaß  die  Regierung  immer  wieder  die 
Verpachtung  der  Staatsbahnen  erwägt.  Wenn  die  ungünstige  Wirt- 
schaftslage auch  zu  einem  Teil  auf  die  mangelhafte  Organisation 
des  tschechoslowakischen  Bahnwesens  zurückzuführen  ist  und 
mithin  behoben  werden  kann,  so  wird  doch  auch  in  Zukunft  die 
Eisenbahntarifpolitik  dieses  Staates  an  bestimmte  Grenzen  ge- 
bunden sein  und  sich  den  Luxus  niedriger  Kampftarife  auf  die 
Dauer  schwerlich  leisten  können.  Es  erscheint  vielmehr  wahr- 
scheinlich, daß,  sobald  der  Kanal  als  ernsthafter  Konkurrent 
der  tschechoslowakischen  Bahnen  auftritt,  Deutschland  und  die 
Tschechoslowakische  Republik  die  Notwendigkeit  der  Verstän- 
digung einsehen  und  zu  Abmachungen  gelangen  werden,  die 
letzten  Endes  dem  Wirtschaftsfrieden  Mitteleuropas  dienen. 

Für  die  Frage  der  Belieferung  Oesterreichs  mit  Ruhrkohle  ist 
außerdem  die  unbestrittene  Höherwertigkeit  der  letzteren  mit- 
bestimmend. Welche  Bedeutung  der  Brennstoffqualität  zukommt, 
geht  daraus  hervor,  daß  Oesterreich  gegenwärtig  die  qualitativ 
überlegene  polnische  Kohle  der  tschechischen  vorzieht,  obwohl 
die  höheren  Transportkosten  eine  Verteuerung  von  4,07  RM  pro 


')  Vgl.  auch  Denkschrift  des  Reichsverkehrsministeriums  1927,  a.  a.  O.,  S.  19. 
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Tonne  bedeuten.  Auch  dieser  Umstand  spricht  für  die  Wahrschein- 
lichkeit des  Bezuges  aus  den  rheinisch-westfälischen  Gruben. 

Ueber  den  Grad  der  Umstellung,  wie  ganz  allgemein  über  die 
Verkehrsmenge  der  Wasserstraße,  lassen  sich  indessen  —  das  muß 
immer  wieder  betont  werden  —  heute  keine  auch  nur  halbwegs 
sicheren  Angaben  machen.  Hier  erscheint  vielmehr  ein  gesunder 
Optimismus  unerläßlich,  wie  er  zu  allen  Zeiten  bei  der  Aus- 
führung großer,  in  die  Zukunft  weisender  Wirtschaftspläne  als 
treibende  Kraft  wirksam  gewesen  ist. 

Schließlich  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  der  Durch- 
gangsverkehr aus  und  nach  den  unteren  Donauländern  den 
deutsch-oesterreichischen  Güteraustausch  an  Umfang  erheblich 
übertreffen  wird. 

Jedoch  gehört  die  Untersuchung  dieser  Wirkungen  nicht  in 
eine  Betrachtung  der  großdeutschen  Wirtschaftsbeeinflussung 
durch  die  Rhein -Main -Donauwasserstraße,  sondern  bildet  eine 
Aufgabe  weltwirtschaftlicher  Prägung,  deren  Erörterung  hier  nicht 
beabsichtigt  war. 
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Anlage  1 


Bestimmung  der  Fahrtdauer  für  den  durchgehenden 

Schleppzug 

1.  Von  Duisburg/ Ruhrort  nach  Wien 


Strecke 


Länge 
km 


Zahl  der 
Schleusen 


Schleusen- 
aufenthalt 
in  km 


Länge  in 
Tarif/km 


Fahrtdauer 
in  Std. 


Duisburg/Ruhrort-Mainz  284 
Mainz-Bamberg  312 

Bamberg-Regensburg       202 
Regensburg-Wien  460 


— 

— 

284 

30 

60 

372 

29 

58 

260 

1 

2 

462 

284      Ao  -, 
4^  =  63'] 


372 

6 
260 

5 

462 

14 


=  62,0 

=  52,0 
=  33,0 


zus.  1258       60 


120 


1378 


210,1 


Die  Fahrtdauer  Duisburg/Ruhrort -Wien  beträgt  210,1  Std.;  in 
ganzen  Tagen:  210,1  :  14  =  15  Tage;  die  mittlere  Stunden- 
geschwindigkeit: 5,98  km;  die  täglich  zurückgelegte  Strecke: 
rd.  84  km. 

2.  Von  Wien  nach  Duisburg/ Ruhrort 


Strecke 

Länge 
km 

Zahl  der 
Schleusen 

Schleusen- 
aufenthalt 
in  km 

Länge  in 
Tarif /km 

Fahrtdauer 
in  Std. 

Wien-Regensburg 

460 

1 

2 

462 

1^  =  102,7 

4,5 

Regensburg-Bamberg 

202 

29 

58 

260 

^?=  52,0 

5 

Bamberg-Mainz 

312 

30 

60 

372 

—  -372 
10  "  D  ,z 

Mainz-Duisburg/Ruhrort  284 

— 

— 

284 

?g  =  20,3 

zus.  1258       60 


120 


1378 


212,2 


Die  Fahrtdauer   für  die  Rückreise   deckt   sich  also  im  großen 
und  ganzen  mit  der  Zeit  für  die  Hinreise. 
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Anlage  2 


Schiffahrtsperioden 

(in  Tagen) 


Jahr 

Rhein  J) 

Donau  2) 
Regensburg- Wien 

Elbe3) 

1911 

365 

298 

303 

1915 

365 

306 

365 

1916 

366 

366 

366 

1917 

364 

306 

308 

1918 

365 

331 

339 

1919 

362 

323 

344 

1920 

357 

320  (3664) 

346 

1921 

365 

365 

346 

1922 

355 

329 

321 

1923 

365 

365 

354 

1924 

365 

302 

290 

1925 

364 

— 

342 

1926 

350 

')  Zusammengestellt  nach  den  Jahresberichten  der  Zentralkommission  für  die 
Rheinschiffahrt,  Jahrg.  1911 — 1925.  Zugrunde  gelegt  wurden  die  Pegelstände  bei 
Bingen  (Beschränkungen:  Marke  III),  da  Bingen  für  die  Strecke  Duisburg/Ruhrort- 
Mainz  die  ungünstigsten  Verhältnisse  aufzuweisen  hat. 

2)  D.  W.  Hines,  a.  a.  O.,  S.  156. 

')  Burmester,  Die  Entwickelung  der  Eibschiffahrt,  Diss.  1928,  Anl.  6. 

4)  Die  eingeklammerte  Ziffer  gilt  für  die  Strecke  Passau- Wien. 
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Anlage  3 


Bestimmung  der  Schleusungsdauer 

für  einen  Schleppzug,  bestehend  aus  1  Schleppdampfer  und 
2  Schleppkähnen  von  1200  t  Tragfähigkeit. 

Länge  des  Dampfers:  35  m;  Länge  eines  Schleppkahnes:  80  m; 
Länge  des  Schleppzuges:  195  m. 

Für  die  Großschiffahrtsstraße  ist  die  moderne  Schleppzug- 
kammerschleuse angenommen,  und  zwar  als  Doppelschleuse, 
sodaß  der  Aufenthalt  für  Kreuzungen  in  Wegfall  kommt.  Die  im 
Bauplan  für  den  Main  vorgesehenen  Schleusen  gestatten  mit  einer 
nutzbaren  Länge  von  300  m  die  Aufnahme  eines  Schleppdampfers 
von  35  m  Länge  mit  einem  Anhang  von  drei  85  m  langen  1500  t- 
Kähnen.  Die  Donauschleusen  der  Kachletstufe  besitzen  eine  nutz- 
bare Länge  von  230  m  und,  im  Hinblick  auf  die  Abmessungen 
der  auf  der  Donau  z.  Zt.  üblichen  Seitenraddampfer,  eine  lichte 
Weite  von  24  m. 

Die  Schleusungsdauer  errechnet  sich  in  Anlehnung  an 
Sympher1)  wie  folgt: 

Schleppzug  will  vom  Unter-  zum  Oberwasser 

Einfahren  (255  m  Länge  bei  0,6  m/Sek.) 

Schließen  des  Untertores 

Schleusenfüllen2) 

OefTnen  des  Obertores 

Ausfahren  (280  m  Länge  bei  0,8  m/Sek.) 

Unregelmäßigkeiten 

zus.     25  Min. 


7 

Min. 

1 

»» 

8 

!• 

1 

»» 

6 

>» 

2 

ii 

x)  Sympher,  a.  a.  O.,  Anhang  3  zu  Anlage  12. 

2)   Sympher   setzt  (1899)   10  Min.  ein,   eine   Zeit,   die   für  moderne   Schleusen 
nicht  mehr  zutreffend  ist. 
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Da  der  Schleppzug  während  dieser  Zeit  V2  km  zurücklegt, 
vermindert  sich  der  Aufenthalt  bei  einer  durchschnittlichen 
Geschwindigkeit  von  6  km/Std.  um  5  Minuten  auf  20  Minuten. 

Der  vom  Ober-  zum  Unterwasser  schleusende  Schleppzug 
braucht  dieselbe  Zeit. 

Die  kilometrische  Länge  der  mit  Schleusen  besetzten  Teil- 
strecken erhöht  sich  danach  pro  Schleuse  auf  der  Linie 

Bamberg-Regensburg  um  l2/s  km, 

Mainz-Bamberg  zu  Berg  um  2  km,  zu  Tal  um  37s  km. 

Die  Schleusungszeit  wird  auch  durch  Verwendung  von  Schiff  s- 
hebewerken  keine  wesentlichen  Veränderungen  erfahren. 
Die  Hubhöhe  übertrifft  zwar  die  durch  Kammerschleusung  erreich- 
bare um  das  3  bis  4  fache  (35  m  und  mehr),  der  Vorteil  wird  aber 
dadurch  ausgeglichen,  daß  der  Schleppzug  geteilt  gehoben  werden 
muß.  Da  die  Hubzeit  für  ein  Schiff  derjenigen  für  die  Kammer- 
schleusung errechneten  entspricht  (20  Min.  für  Naßförderung, 
16  Min.  für  Trockenförderung),  so  können  die  Gesamtzeiten 
gleichgesetzt  werden.  (Vgl.  Zeitschr.  für  Binnenschiffahrt  1927, 
S.  403  ff.:  Carstanjen,  Sind  die  zukünftigen  Schiffshebewerke  — 
sei  es  mit  lotrechter  Hebung,  sei  es  mit  Förderung  auf  geneigter 
Bahn  —  für  Trocken-  oder  Naßförderung  einzurichten?  Preis- 
gekrönte Arbeit  der  Schlichting-Stiftung). 
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Anlage  4 


Schiffahrts  kosten 


für  die  Strecke  Duisburg/Ruhrort-Wien 

A.  Die  Schleppkosten 

Schleppdampfer 

I.  Teilstrecke  Duisburg /Ruhrort-Mainz  (1000  PS) 

Anschaffungspreis:  500  000  RM 

1.  Ruhekosten 

Jährliche  Abschreibung  4  %  des  Dampferwertes  20000  RM 

Jährliche  Unterhaltung    2  %     „  „  10000     „ 

Versicherungsgebühren    1  °/o     „  „  5000     „ 

Löhne  *) 

1  Kapitän         12  Mon.  je  350RM= 


„  220  „ 
„  200  „ 


„  350  „    =4200  RM 
„  220  „    =2640  „ 


2  Steuerleute   12 
2  Bootsleute     12 
2  Maschinisten 
I.  Maschinist  12 
II.         „  12 

4  Heizer 

2    I.  Heizer     10 

2  II.      „  10 


Soziale  Versicherungen  rd.  4  °/o  vom  Lohn 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  zu  5  °/o 

Verwaltungskosten  3  %  Zuschlag,  Steuern, 
Sonstiges  und  zur  Abrundung 

oder  täglich  für  die  eigentliche  Betriebszeit 


4200RM 
5280  „ 
4000  „ 


6840 

>i 

>> 

200 

ii 

=4000RM 

>> 

180 

»> 

=3600  „ 

7600 

>» 

27920  „ 
1200  „ 
25000  „ 

S9U0RM 

5380  „ 

zus.    94500RM 

94  500 

315  RM 


300 


l)  Lt.   den  Tarifverträgen    über    die    Arbeits-    und    Lohnbedingungen    in    der 
Rheinschiffahrt,  a.  a.  O. 
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2.    Fahrtkosten 

bei  voller  bei  Vs 

Ladung 
Brennstoff  für  1000  bzw.  500  PS 
je  0,7  kg/Std.1),  Kohlen  700  kg  350  kg 

1  t  Kohlen  zu  je  21  RM  (Hafen  Duis- 
burg/Ruhrort) frei  Bord  für  1  Std.     14,70  RM  7,35  RM 

oder  für  1  Entfernungskilometer 

14,70  RMA,5  bzw.  7,35 /W:  14      3,27    „  0,53    „ 

Schmieröl,  Beleuchtung  u.  Sonstiges 
20%,  bzw.  30%  der  Brennstoff- 
kosten  für  1  km  0,65    „  0,16    „ 

zus.     3,92/W/km    0,69  RMIkm 

Demnach  betragen  die  gesamten  Fahrtkosten  für  1  km 

bei  voller  Ladung     3,92  RM 

„    V«  »         0,69     „ 

im  Mittel  2,31     „. 

Die  gesamten  Schleppkosten  für  die  Strecke  Duisburg  Ruhr- 
ort—Mainz  errechnen  sich  dann  wie  folgt: 

1.  Volle  Ladung 

a)  Ruhekosten:  2  Tage  Wartezeit  des  Schlepp- 
dampfers auf  den  Schleppzug  2.315=  630  RM 

315 

b)  Fahrtkosten  für  1  km  Fahrtlänge  ^j  2)+3>92  RM=      8>92     » 

oder  bei  4800  t  Schleppgewicht  für  1  t/km 

_«0J00    8.92J00  =  QM62    Q  -,  858  =  Q2320  pf 

4800.284         4800 

für  die  Strecke  von  284  km  =  284 .  0,2320  Pf.  =0,66  RM 


l)  Nach  den  Versuchsergebnissen  über  Kohlenverbrauch  von  Dampfschleppern. 
Zilcher,  a.  a.  O.,  S.  387. 
0  4,5  km    14. 
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2.    Vs-Ladung 

a)  Ruhekosten  wie  oben  630  RM 

315 

b)  Fahrtkosten  für  1  km  Fahrtlänge  ^qtt^  +  0,69  RM  =      2,30    „ 

oder  bei  960  t  Schleppgewicht  für  1  t/km 

630 .  100     2,30 .  100     ~  ,*„.,-,      ^  «OAr  ~  Anrk,  ^e 

96ÖT284  +  ^60^  =  °'231  *  +  °'2395  =  °'4706  Pf * 

für  die  Strecke  von  284  km  =  284  .  0,4706  Pf.  =  1,32  RM 


3.    Durchschnittlich  für  1  t/km 

1260.100  ,  11,22.100      „n77n  ,  niOAQ  noTiQor 

5760^84 +      5760    —0.0770  +  0,1948-  0,2718  Pf. 

für  die  Strecke  von  284  km  =  284  .  0,2718  Pf.  =0,77  RM 


x)  14  km  .  14. 
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II.  Teilstrecke  Mainz-Regensburg  (210  PS) 

Anschaffungspreis  90000  RM 

1.   Ruhekosten 

Jährliche  Abschreibung  4  %  des  Dampferwertes  3  600  RM. 

Jährliche  Unterhaltung    2  %    „  „  1  800     „ 

Versicherungsgebühren    1  %    „  „  900     „ 

Löhne  *) 

1  Schiffsführer  12  Mon.  je  300  RM  =  3  600  RM 

1  Bootsmann     10     „  „   200    „    =2  000    „ 

1  Maschinist      12     „  „  350     „    =4  200    „ 

1  Heizer  10     „  „  200    „    =2  000    „ 

1  Schiffsjunge    10     „  „  100    „    =1000    „ 

12  800  RM 

Soziale  Versicherungen  rd.  4  %  vom  Lohn  550     „ 

Verzinsung  des  Anlagekapitals  zu  5  %  4  500     „ 

24  150  RM 

Verwaltungskosten  3  %  Zuschlag,  Steuern, 

Sonstiges  und  zur  Abrundung  1  650     „ 

zus.  25  800  RM 


oder  täglich  für  die  eigentliche  Betriebszeit     „~~     =       86  RM 


')  Es  wurden  absichtlich  auch  hier  die  hohen  in  der  Rheinschiffahrt  gezahlten 
Löhne  eingesetzt. 
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2.    Fahrtkosten 

bei  voller  bei  Vs 

Ladung 
Brennstoff  für  210  bzw.  105  PS 
je  0,7  kg/Std.,  Kohlen  147  kg  74  kg 

1  t  Kohlen  zu  je  28  RM  (Main-  und 

Kanalgebiet)  frei  Bord  für  1  Std.       4,12  RM  2,06  RM 

oder  für  1  Entfernungs-km 

14,12 /W:  5,58  bzw.  2,06  RM:  7,1s1)    0J4RM/km    0,28  RM/km 

Schmiermaterial,  Beleuchtung  und 
Sonstiges  20%  bzw.  30%  derBrenn- 
stoffkosten  für  1  km  0,15    „  0,08    „ 


zus.    0,89RM/  km    0,36  RM/ km 

Demnach  betragen  die  gesamten  Fahrtkosten  für  1  km 

bei  voller  Ladung    0,89  RM 
„    Vs  „  0,36    „ 

im  Mittel  0,63     „ 

Die  gesamten  Schleppkosten  für  die  Strecke  Mainz— Regens- 
burg errechnen  sich  dann  folgendermaßen: 

1.  Volle  Ladung 

a)   Ruhekosten:  2  Tage  Wartezeit  des  Schlepp- 
dampfers auf  den  Schleppzug  2  .  86  =  1 70  RM 


*)  Die  genauen   Geschwindigkeiten   errechnen   sich   im  Mittel  wie   folgt:    Für 

312      202  514 

die  Strecke  Mainz -Regensburg  -j-  -f  -jr-  =  92;  ~^y  =  5,587  km /Std.;    für  die 

Strecke  Regensburg — Mainz  — — \-  — r-  =  71,5;  ==-=  =  7,188  km  /Std. 

5  10  /1,5 
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b)  Fahrtkosten  für  1  km  Fahrtlänge  ^  +  0,89  RM  =        1,89  RM 
oder  bei  2400  t  Schleppgewicht  für  1  t/km 

M+T4ör=0'0,12+0'07^  °»0900Pf- 

für  die  Strecke  von  632  Tarif /km  =  632  . 0,09  Pf.  =  0,57  RM 


2.  Vs-Ladung 

a)  Ruhekosten  wie  oben  1 70  RM 

b)  Fahrtkosten  für  1  km  Fahrtlänge  ttj™  +  0,36  RM  =       1,22    „ 

oder  bei  480  t  Schleppgewicht  für  1  t/km 

mim f  1,248r00 = a0560 + 0>2542  =  °'3102  Pf- 

für  die  Strecke  von  632  Tarif /km  -  632  .  0,3102  Pf.  -  1,96  RM 


3.   Durchschnittlich  für  t/km 

mo .  m  +  348o°°  =  °'0186 + °'1079  "  °<1265  Pf- 

für  die  Strecke  von  632  Tarif /km  -632  .  0,1265  Pf.     0,80  RM 


')  14  .  5,58  km 
»)  14.7,18  km 
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III.  Teilstrecke  Regensburg— Wien  (1000  PS) 

1.  Ruhekosten 

Wie  bei  Teilstrecke  I,  täglich  315  RM 

2.  Fahrtkosten 

bei  voller  Ladung 
zu  Berg  zu  Tal 

Brennstoff  für  1000  PS  bzw.  500  PS 

je  0,7  kg/Std.,  Kohlen  700  kg  350  kg 

1  t  Kohlen  zu  je  35  RM  frei  Bord 

für  1  Std.  24,50  RM         \2 ,25  RM 

oder  für  1  km  24,50  RM:  4,5 

bzw.  U,25RM:U=  5,44    „   /km    0,88    „   /km 

Schmiermaterial,  Beleuchtung  und 
Sonstiges    20  %    bzw.    30  °/o    der 

Brennstoffkosten  für  1  km  1,09    „   /km    0,26    „   /km 

zus.     6,53  RM/km    1,14 /W/km 

Demnach  betragen  die  gesamten  Fahrtkosten  bei  voller  Ladung 
für  1  km 

zu  Berg      6,53  RM 
zu  Tal         1,14    „ 
im  Mittel    3,84    „ 

Die    gesamten  Schleppkosten   für   die  Strecke   Regensburg— 
Wien  errechnen  sich  dann  wie  folgt: 
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1.  Bergfahrt 

a)  Ruhekosten:  2  Tage  Wartezeit  des  Schlepp- 
dampfers auf  den  Schleppzug  2  .  315  RM  630  RM 

315 

b)  Fahrtkosten  für  1  km  Fahrtlänge  ^  +  6,53  RM=       11,53    „ 

oder  bei  4800  t  Schleppgewicht  für  1  t/km 

w% + " w39  - °>om + °-2402  -  °-2686  Pf  • 

für  die  Strecke  von  462  Tarif /km  -  462  .  0,2686  Pf.  =     1,25  RM 


2.  Talfahrt 

a)  Ruhekosten :  wie  oben  630  RM 

315 

b)  Fahrtkosten  für  1  km  Fahrtlänge  ^-^  +  1,14  RM  =  2,75  RM 

oder  bei  4800  t  Schleppgewicht  für  1  t/km 

Sra + "w0  -  °>0284 + 0>0573  -  °*0857  Pf  ■ 

für  die  Strecke  von  462  Tarif /km  =  462 . 0,0857  Pf.  =  0,40  RM 
3.   Durchschnittlich  für  1  t/km 

9TOol  +  l4i6#0==  °>°m  +  ai488  =  °4772  Pf' 

für  die  Strecke  von  462  Tarif /km  -  462  .  0,1772  Pf.  =  0,81  RM 


')  14  .  4,5  km 
")  14.14  km 
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Anlage  5 

B.  Die  Kahnkosten 

Schleppkahn 

Strecke  Duisburg/Ruhrort — Wien:    1200  t. 

Anschaffungspreis:    90000  RM 

1.  Ruhekosten 

Jährliche  Abschreibung  4  %  des  Kahnwertes  3  600  RM 

Jährliche  Unterhaltung    2  %    „  1  800     „ 

Versicherungsgebühren    1  %    „  „  900     „ 

Löhne 

1  Kahnführer       12  Mon.  je  300  RM=  3  600  RM 

2  Bootsmänner    10     „       „   200    „    =4  000    „ 

7  600  RM 


Soziale  Versicherungen  rd.  4  %  vom  Lohn  300 

Verzinsung  des  Anlagekapitals  zu  5  %  4  500 


>» 


18  700  RM 


Verwaltungskosten  3  %  Zuschlag,  Steuern, 

Sonstiges  und  zur  Abrundung  1500 


zus.  19  200  RM 

19  200 
oder  täglich  für  die  eigentliche  Betriebszeit     -~~     =       64  RM 

2.  Fahrtkosten  (kommen  in  Fortfall) 
Die  gesamten  Kahnkosten  errechnen  sich  wie  folgt: 

1.  Volle  Ladung 

a)  Liegekosten:  2  Tage  Warten  auf  Ladung,  2  Tage 
Beladen,  3  Tage  Löschen,  1  Tag  für  Umstellung  der 
Schleppzüge  in  Mainz  und  Regensburg,  zus.  8  Tage 
8.  (ARM  512  RM 
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64 
b)  Streckenkosten  für  1  km  Fahrtlänge  g^:  =  0,70  RM 

oder  bei  1200  t  Schleppgewicht  für  1  t/km 

+  0,LiQ°  =  0,0310  +  0,0583  =  0,0893  Pf. 


1200.1378        1200 

für  die  Strecke  von  1378  Tarif  /  km  =  1,23  RM 

2.  Vs-Ladung 

a)  Liegekosten:  2  Tage  Warten  auf  Ladung,  1  Tag 
Beladen,  1  Tag  Löschen,  1  Tag  für  Umstellung  der 
Schleppzüge  in  Mainz  und  Regensburg,  zus.  5  Tage 

5.64  RM=  320  RM 

64 

b)  Streckenkosten  für  1  km  Fahrtlänge  gj^:  =  0,70    „ 

oder  bei  240  t  Schleppgewicht  für  1  t/km 

mfim  +  iäoSs  °>0968 + °'2917  -  °'3885  Pf- 

für  die  Strecke  von  1378  Tarif /km  =  5,35  RM 

3.   Durchschnittlich  für  1  t/km 
+  1'?;1°°  =  0,041 9  +  0,0972  =  0,1 391  Pf. 


1440.1378        1440 

für  die  Strecke  von  1378  Tarif / km  =  i, 92  RM 


')  1378:210,1  =  6,56  km/Std.,  für  14  Std.  =  rd.  92  km  tägl.  Fahrtlänge. 
')  1378 :  212,2  =  6,49  km/Std.,  für  14  Std.  =  rd.  91  km  tägl.  Fahrtlänge. 
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